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WERNER FREIHERR VON RHEINBABEN: 
Europäische Zukunft 


Der führende volksparteiliche Politiker, dessen grundsätzliche Einstellung im 
Sinne einer Förderung der Völker-Verständigung aus seiner bisherigen politischen 
Tätigkeit hinreichend bekannt ist, verfaßte einem Wunsche der Schriftleitung 
entsprechend die nachstehenden Ausführungen für unsere Zeitschrift. A. Ball. 


, Es ist eine Lieblingsredensart unserer Tage, daß durch die eine oder andere 
Aaßnahme Europas Zukunft in dem oder jenem Sinne beeinflußt werde, oder 
ar, daß unter bestimmten Voraussetzungen Europa an den Rand einer neuen 
atastrophe käme. Inmitten derartiger Erörterungen, unter denen sich oft kaum 
erhüllt die Betonung ganz bestimmter nationaler Interessen verbirgt, ist indessen 
ine Feststellung wohl Allgemeingut geworden: Trotz oder vielleicht gerade wegen 
es Völkerbundes, des Kelloggpaktes und überhaupt aller seit Ende des Weltkrieges 
bgeschlossenen Verträge würde ein in irgendeinem Teil Europas ausbrechender 
bewaffneter Konflikt sich wiederum schnell über den ganzen Kontinent erstrecken 
ınd insbesondere dem entwaffneten, mit entmilitarisierten Grenzzonen behafteten 
Jeutschland zur schwersten Gefahr werden. Schon aus dieser kardinalen Über- 
egung heraus liegt es im höchsten Interesse der deutschen Politik, eine euro- 
Jäische Neuordnung mit herbeiführen zu helfen, die folgende Voraussetzungen 
nthält: Sicherheit gegen jeden neuen bewaffneten Konflikt, Ausgleich der mili- 
ärischen Rüstungen auf möglichst niedriges Niveau und Wiederherstellung der 
wirtschaftlichen Lebensfähigkeit Deutschlands auf lange Sicht berechnet, bei gleich- 
berechtigter Wiedereinreihung in das Getriebe der Weltwirtschaft und Fortfall 
ler dem freien Handel immer noch bereiteten Hemmnisse. Dementsprechend geht 
die überwiegende Zahl aller deutscher Politiker an das Problem europäischer Zu- 
kunft mit folgender Frage heran: Welche Tendenzen sehen wir heute an der 
Arbeit, ein derartiges „Europa“ zu formen und welche Ziele sind dieser Arbeit 
besetzt? Ich werde versuchen, im folgenden in ganz großen Umrissen diese Frage 
vom Standpunkte der praktischen Politik aus zu beantworten. 

Werfen wir zunächst einen Blick auf jene öffentlichen Bestrebungen, die mit 
einem mehr oder weniger großen internationalen Einschlag sich bemühen, das 
roblem Europa von der agitatorischen und propagandistischen Seite aus zu lösen. 
/Allen voran steht hier der Trompeter von Paneuropa, Graf Coudenhove-Ralergi. 
Seit 1923 hat er sein Ideal in den allerverschiedensten Formen dargestellt, da er 
geschickt versucht, es jederzeit in ein dem Tagesgeschmäck und den Tagesinter- 
jessen entsprechendes Gewand zu kleiden. Seine überragende Rednergabe und die 
Selbstlosigkeit seiner Bemühungen sichern ihm stets persönliche Beachtung. So 
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sehr er indessen die großen Worte und geistreichen Formulierungen liebt, se 
peinlich vermeidet er konkrete praktische Vorschläge, und im großen und ganzen 
kann zusammenfassend seine Wirksamkeit dahin gewertet werden, daß er ei 
gewisse stimmungsmäßige Vorarbeit dafür leistet, daß einmal später andere Leute 
mit anderen und praktischeren Methoden hoffentlich einen Teil seines Paneurop 
Ideals in anderer Form verwirklichen werden. Auf ähnlichen, jedoch weniger 
auffälligen Wegen bewegen sich Bestrebungen für Errichtung eines „europäischen 
Zollvereins“, von Komites für „europäische Verständigung“ und verwandte Ge- 
bilde, die häufig genug dem heut so verbreiteten Ehrgeiz einzelner Persönlic - 
keiten entspringen, eine politische Rolle zu spielen. Ein Sondergebiet hierin sind 
Bestrebungen mitteleuropäischen Zusammenschlusses, die bereits Vorkriegstradition 
besitzen. Bei aller Anerkennung manchen ehrlichen Willens und manchen guten 
Gedankens muß man insgesamt von allen diesen Bestrebungen sagen, daß sie 
günstigenfalls die Rolle jener Gedankenvorbereitung im erweiterten Ausmaße zu 
spielen berufen sind, die einst der tatsächlichen Schaffung des Deutschen Reiches 
oder des italienischen Staates vorangegangen ist. E| 
Es gibt jedoch vom deutschen Standpunkt aus auch eine andere sehr viel 
weniger wohlwollende Beurteilung dieser verschiedenen Aktionen. Sie läßt sich 
etwa dahin formulieren, daß ihnen allen bisher die Voraussetzung gemeinsam ist, 
an den durch die Friedensverträge geschaffenen Zuständen in bezug auf Grenz- 
ziehung, Kriegstributen und Rüstungsbeschränkung auch in weiterer Zukunft 
nichts zu ändern, sondern irgendeine Art von europäischem Staatenbund bzw. 
irgendeine sonstige überstaatliche Gemeinschaft der europäischen Staaten auf dem 
Status quo von ıgıg zu errichten. Dasjenige Land, das mit allen seinen Kräften 
am meisten für die Erhaltung dieses Status quo eintritt, ist zweifellos Frankreich, 
So ist es zu der Paradoxie gekommen, daß in der Auswirkung viele Paneuropa- 
schwärmer, „europäische“ Wirtschaftler, Idealisten und Pazifisten unbewußt der 
französischen Politik in die Hände arbeiten, wenn sie ihr Ideal vom Pan- 
europa der Zukunft schon deshalb auf den Zustand der Friedensverträge von 1919 
aufbauen, um in Frankreich und den ihm befreundeten Ländern „europäische* 
Bundesgenossen zu finden. Die Franzosen selbst bestreiten, daß ihr Land seit 
1919 eine tatsächliche Hegemonie in Europa ausübt. Eine Auseinandersetzung 
mit ihnen darüber würde höchstens zum Streit um Wort und Begriff „Hegemonie“ 
werden. Wir Deutschen verstehen darunter eine Machtverteilung, in dem ein 
einziger Staat durch die eigene militärische und politische Überlegenheit und ge- 
stützt auf zahlreiche politische und militärische Allianzverträge mit anderen 
Ländern einen solchen politischen Einfluß ausübt, daß er andere nicht in seinem 
Interessenkreis befindliche Staaten in den deutlichen und fühlbaren Zustand der 
Unterlegenheit versetzt und darin hält. Wer wollte leugnen, daß heute Frankreich 
in seiner Machtstellung und in seinen Freundschaften mit Belgien, Polen, Tschecho- 


slowakei, Jugoslawien, Rumänien diese Merkmale und Voraussetzungen zu 1000), 
erfüllt? 
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_ Gewiß, es ist richtig, daß England niemals wieder in jenen Zustand der 
plendid isolation zurücktreten kann, in dem es sich während vieler Jahrzehnte 
es verflossenen Jahrhunderts befunden und so wohlgefühlt hat. Das eine Ge- 
cht des britischen Imperiums, um mit Lord Grey zu reden, ist und bleibt stets 
em europäischen Kontinent zugewandt. Daß England aus dieser Tatsache auch 
n hohes Maß von Verantwortung in bezug auf die Gesamtgestaltung der euro- 
äischen Politik erwächst, ist leider in den letzten zehn Jahren nicht immer Ge- 
ıeingut der englischen Kabinette gewesen. Wir sahen vielmehr ein dem Kon- 
ment oft schwer verständliches opportunistisches Wechselspiel zwischen 
Interessen des Empire und einer europäischen Kompromißpolitik, die un- 
eich unklarer und unpräziser als etwa die französische das jeweilige besondere 
l Englands unter allgemeinen Friedensformeln verbarg. 
Im gewissen Sinne spielt auch Italien eine doppelte Rolle in der europäischen 
olitik. Die eine ist dem heißen Streben nach Selbstbehauptung und Ausbreitung 
:iner Interessen im Mittelmeere gewidmet. Hier hat es unter Mussolini greifbare 
ortschritte gemacht und sogar im Wettstreit mit Frankreich vorteilhafte Stellungen 
ezogen. Die andere Toga der römischen Politik ist die der europäischen Groß- 
ıacht. Italien hat zwar für die Gestaltung der allgemeinen europäischen Nach- 
riegspolitik niemals eigene Vorschläge mit irgendwelcher Energie vorgebracht 
der vertreten, es hat aber auf das peinlichste darauf geachtet, in den entscheiden- 
# Etappen des Ruhrkampfes, des Dawesplans, der Locarnoverträge, der Völker- 
ndspolitik usw. als Großmacht nicht ausgeschaltet zu werden. Diese Art von 
lastizität ist der moderne Ersatz für Italiens „elastische“ Stellung im Dreibund 
nd zur Tripelentente vor ıg914. Sein eigentlicher Gegner vor dem Kriege war 
sterreich-Ungarn, sein moderner Jugoslawien. Alles das, was sich um Italien 
erum begibt und das, worin die italienische Politik an allen Ufern des Mittel- 
jeeres und auf dem Balkan in der oder jener Form durch die Entwicklung zum 
insatz gebracht wird, steht als zweiter Kreis neben jenem ersten der Großmächte, 
er durch die in ihrer Grundtendenz freilich recht verschiedenen Beziehungen zu 
eutschland, Frankreich und England charakterisiert wird. 

Gehört Rußland zum Europa der Zukunft? Meiner Auffassung nach gehört es 
hon zum Europa der Gegenwart. Die deutsche Politik hat sich seit 1922 dahin 
ıtschieden, mit dem bolschewistischen Rußland als mit einer ebensowenig wie 
ıs Vorkriegs-Rußland von Europa abzutrennenden europäischen Macht direkte 
eziehungen wieder aufzunehmen. Sie hat unbeirrt durch alle Krisen dieser Jahre 
ad im bewußten Ausgleich zur Ausgestaltung ihrer Beziehungen zu den West- 
ächten an einer im Geiste der Freundschaft auszubauenden deutsch-russischen 
olitik als wichtigem Teilgebiet europäischer Politik festgehalten. Alle Versuche, 
ırch Agitation, Propaganda oder gar mehr oder weniger verhüllten politischen 
ruck das heutige bolschewistische Rußland aus „Europa“ zu entfernen, sind 
ırch Tatsachen nicht zu begründen und lohnen nicht der Mühe eingehender 
egistrierung. Aber auch jene in den ersten Nachkriegsjahren betriebenen 
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Tendenzen, in einem gemeinsamen militärischen Kreuzzug Mittel- und Wes 
europas das System des Bolschewismus in Rußland auszurotten, konnten schon 
deshalb keinen Erfolg haben, weil jeder der Beteiligten mit anderen Hinterge 
danken an diesem sonderbaren Kreuzzug teilgenommen und spätestens der Strei 
um die „Beute“ die schwersten Konflikte heraufbeschworen hätte. Die neuere 
Entwicklung hat auch die hier und da geäußerten Pläne zu einem gemeinsame y 
wirtschaftlichen und finanziellen Auftreten gegenüber den Moskauer Machthabe 
und ihrem raffiniert ausgeklügelten Handelsmonopol nicht einmal zu einer ersten 
vorläufigen Reife gebracht. Im Gegenteil, die Zeichen der Zeit weisen aufein verstärk- 
tes Bestreben jeder Nation einschließlich Englands und Amerikas, auch in dem wi 
schaftlich stagnierenden russischen Wirtschaftskörper sich gewisse Positionen z 
sichern, sei es nur, weil die anderen es tun, sei esin der Hoffnung auf künftige Evolu- 
tion Rußlands zu einem der Vergangenheitähnlicheren Staats- und Wirtschaftsgebilde. 
Von Spanien, den skandinavischen Staaten, den Randstaaten, den Balkanstaaten 
im Zusammenhange mit der Erforschung der Grundtendenzen künftiger europäl- 
scher Politik zu sprechen, liegt zur Zeit kein Anlaß vor. Auch unter den neueu Formen 
und Methoden des Völkerverkehrs und in dem heutigen kräftemäßig so ganz anders 
geschichteten Europa sind es — einstweilen jedenfalls! — die bisher genannten 
Großmächte,diemitihren Freundschaften und Beschützerrollen die Linienführung 
bestimmen. Nur eine Kraft gibt es, stärker noch als sie: das Leben selbst — und 
; 
Nach einer kurzen, nur in den einfachsten Linien gezeichneten Analyse inner-: 
europäischer Entwicklungen außerhalb Deutschlands wenden wir uns nunmehr: 
einigen Betrachtungen universaler, weltpolitischer und weltwirtschaftlicher Art 
und der besonderen Rolle Deutschlands innerhalb einer so heiß erstrebten „euro-- 
päischen Stabilität“ zu. Das kommende Europa wird zwar trotz des amerika-- 
nischen Vordringens in gewissen Wirtschaftszweigen (z. B. Automobilindustrie)| 
kaum, wie manche zu befürchten. vorgeben, im eigentlichen Sinne des Wortesi 
„amerikanisiert“ sein, aber schwer und hart wird die Hand des amerikanischent 
Gläubigers auf allen liegen. Im Oktober 1925 sprach an den Gestaden desi 
Lago Maggiore Herr Briand zum erstenmal von „europäischer Solidarität“ undt 
meinte damit, daß im gemeinsamen Interesse von Siegern und Besiegten Europak 
nicht in unerträgliche Schuldenlast gegenüber den Vereinigten Staaten komment 
dürfe und wo sie schon vorhanden sei, müsse eine gemeinsame europäische Ver- 
ständigung diesen unerwünschten Zustand nach Kräften zu bessern trachten. Das 
hat ihn nicht gehindert, die Stagnation der Liquidierung des Weltkrieges zwischeni 
Frankreich und Deutschland in den Jahren 1927 und 1928 mit seinem Nament 
und Amt zu decken. Daneben hat er nicht nur ohne Deutschland, sondern auchi 
ohne Verständigung mit seinen „Alliierten“ England und Italien gegen Ende 1927} 
durch seinen Vorschlag eines einseitigen französisch-amerikanischen Freundschaft 
paktes selbst den Versuch gemacht, sein Land dem reichen und mächtigen Amerika: 
gegenüber in eine besonders vorteilhafte Lage zu versetzen. Der Staatssekretän 


in ihm ist vor allem das Problem „Deutschland“ einbeschlossen! 
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llogg hat diesen Versuch in dem nach ihm genannten allgemeinen Pakt ab- 
vogen. Diese ganze Aktion war und ist noch heute symbolisch dafür, daß die _ 
tik von Washington in dem in Wahrheit sehr wenig „solidarischen“ Europa 
Gegenwart ein nicht allzu schweres Feld für ihre Betätigung findet. Noch 
te bemüht sich in Wahrheit jeder auf seine Weise um Amerikas Gunst, und 
ese Art von „Solidarität“ steht sehr viel höher im Kurse und wird heimlicher 
jetrieben als die auf allen Märkten und Gassen besungene „Solidarität Europas“. 
in Sonderproblem übertrifft in diesem Zusammenhange an Wichtigkeit weitaus 
e anderen: das Verhältnis Großbritanniens zu den Vereinigten Staaten. 
Jer Flottengegensatz mag unter einer neuen englischen Regierung und unter der 
nitiative des neuen amerikanischen Präsidenten Hoover abnehmen, vielleicht für 
lie nächste Epoche beseitigt werden. Was nicht beseitigt werden kann, ist ein 
lurch das Leben, d. h. die Kriegs- und Nachkriegsentwicklung entstandener klarer 
ınd- harter Gegensatz der Interessen. Auf ihm beruht nicht zum unwesentlichsten 
feile jene Abkehr Englands von der Fortentwicklung der Locarnopolitik seit 1926, 
lie wir in Deutschland auf das lebhafteste beklagt haben. Auf ihr beruht ebenso und 
ehr viel mehr als auf den Sentimentalitäten vom Weltkriege her das andauernde 
»nglisch-französische Freundschaftsverhältnis und auf ihm beruht schließlich eine 
weitere Verstärkung der französischen Hegemonialstellung auf dem Kontinent. Frank- 
eich hat hier anders als vor 1914 nennenswerte Gegner überhaupt nicht mehr — 
auch Italien ist es, heute wenigstens, nicht. Zum zweiten übt Frankreich durch seine 
Bündnisverträge die vorher geschilderte Vorherrschaft aus und drittens wird es welt- 
politisch in einer Weise umbuhlt und gesucht, wie dies zwischen 1871 und dem 
Weltkriege niemals auch nur annähernd der Fall gewesen ist. Ebenso wie Deutsch- 
land vor dem Weltkriege zuletzt überall auf die englische Politik und ihre Gegner- 
schaft stieß, so geht der Weg zu neuer politischer Geltung für das heutige Deutsch- 
land durch das mühselige Kampffeld der Kriegsliquidation mit Frankreich! 
Neben dieser Verbindung zwischen europäischer und Weltpolitik bleibt auf un- 
ıbsehbare Zeit die Ausstrahlung der finanziellen Hegemonie Amerikas auf 
Europa bestehen. Trotz anfänglicher formeller Ableugnung sind in der Tat die 
beiden Probleme der interalliierten Verschuldung und der deutschen Tributlasten 
miteinander verschmolzen worden und überall hält Amerika die wichtigsten 
Fäden in der Hand. Daneben bleibt in erster Linie für Deutschland, aber auch 
für viele andere Länder in Europa der amerikanische Geldmarkt bzw. sein Inter- 
ssse an der Überwindung der Kriegsfolgen eine unbedingte Notwendigkeit. Wie 
ehr die leitenden Köpfe Amerikas sich dieser Zusammenhänge bewußt sind, zeigte 
lie Ernennung eines Amerikaners zum Vorsitzenden der Pariser Reparations- 
konferenz und seine Haltung auf ihr. Europa kann im ganzen eben nur mit 
ımerikanischer Hilfe sich wirtschaftlich und finanziell wiederaufrichten. Amerika 
hält den Schlüssel zu einstiger, späterer, endgültiger Schuldenstreichung in der 
Hand. Mit einem Wort: Amerika ist, ob es wollte oder nicht, durch den Weltkrieg 
ınd seine Folgen ganz eng mit Schicksal und Zukunft Europas verstrickt worden. 
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Dieser Einfluß ist bisher von sehr viel größerer und praktischerer Bedeutu ng 
für die Formung des neuen Europa gewesen als der Einfluß jener Organisation, 
deren Aufgabe es doch in erster Linie war, ein „neues Europa“ auf- und auszu- 
bauen, des Völkerbundes. Auch wenn dieser ganz gewiß seinen universalen, dis 
Völker aller Kontinente umfassenden Charakter behalten muß, soll er überhaupt 
am Leben bleiben, so ist durch das Schwergewicht der Tatsachen Europa doch 
zweifellos das Hauptgebiet seiner Betätigung. Kläglich hat er bisher auf de 
beiden wichtigsten Gebieten versagt, für die ein künftiges Europa gerade seine 
Vorarbeit braucht: Abrüstung und Minderheitenschutz. Hier sind wir noch so 
sehr in den Anfängen wirklicher und positiver Handlungen, daß jede Prophe- 
zeiung über den voraussichtlichen Gang der Dinge im Augenblick ziemlich nutz- 
loses Bemühen ist. Von deutscher Seite ist sowohl hinsichtlich der Abrüstung wie 
des Minderheitenproblems autoritativ und wiederholt geäußert worden, daß der 
Bestand des Völkerbundes von der positiven Lösung beider Probleme abhängi - 
ist. Alles das, was sonst in Genf an Schreibwerk, Reden und Vertragsformularen 
bisher geleistet wurde, ist günstigenfalls etwas Ähnliches wie die aus dem Reli 
gionsunterricht bekannte Formel von den „Büchern, die gut und nützlich zu 
lesen sind“. Und mit sehr viel Recht haben ehrliche Leute gelegentlich den 
Hauptwert des bisherigen Völkerbundes darin gesehen, daß er in früher nicht 
bekannter Weise durch den Zwang der terminmäßigen Sitzungen die europäischen 
Staatsmänner systematisch und laufend zum persönlichen Gedankenaustausch zu- | 
sammenführt. Das ist ganz gewiß etwas, aber doch wohl lange nicht das, wofür 
der Völkerbund gegründet wurde und wofür sich ein so großer Aufwand von 
Menschen, Zeit und — Papier verlohnt! 

Wir kommen zum Schluß zu der Rolle Deutschlands in einem künftigen Europa 
und für ein künftiges Europa. Für mich ist immer die Frage nach der Möglich- 
keit einer positiven Ausgestaltung der Locarnopolitik in realpolitischem Sinn und 
„sans reves“ gleichbedeutend damit gewesen, ob wir uns, ausgestattet mit einem | 
normalen menschlichen Gehirn unserer Tage, überhaupt irgendeine Zukunft 
Europas vorzustellen vermögen, in der die Neubildung sich feindlich gegenüber- | 
tretender Gruppen vermieden, eine allen Partnern zugute kommende wirtschaft 
liche Zusammenarbeit eingeleitet und eine wesentliche Herabsetzung der mili- ' 
tärischen Rüstungen hergestellt werden kann. Auch das besiegte Deutschland von 
ı918 bleibt mit seinen über sechzig Millionen Menschen, seiner geographischen 
Lage, seinen wirtschaftlichen Kräften und nicht zuletzt seiner Geschichte einer 
der wesentlichsten Faktoren Europas. Es ist diesem Deutschland infolge seiner Ab- 
hängigkeit von Versailles einfach kein anderer Weg gelassen als der, im Kampfe 
und im Ringen mit seinen westlichen Besiegern Frankreich und England sich 
eine neue Souveränität und Aktionsfreiheit wiederzugeben. Je nach der 
Einsicht der Gegenseite einerseits, dem Grade der Kraftanstrengung Deutschlands 
andererseits wird dieser Kampf kürzer oder länger dauern. Deutschland hat sich 
heute noch nicht mit seiner Niederlage abgefunden und kann dies auch nicht tun. 


. 


Be WERNER VON RHEINBABEN: EUROPÄISCHE ZUKUNFT 359 


= unter den heutigen Verhältnissen auf die Dauer noch nicht wieder lebens- 
hig. Daran sind einmal die Tributforderungen seiner ehemaligen Gegner schuld, 
“ zweiten gewiß auch mancher Fehler seiner eigenen inneren Staats- und 
irtschaftsgestaltung in den letzten ı0 Jahren. Ich glaube jedoch, daß auch 
ei einer erträglichen Liquidierung der Tribut- und Besatzungsfrage im Westen 
nd bei so großen inneren Anstrengungen, wie sie nach der Lage der Dinge über- 
aupt nur möglich sein könnten, Deutschland noch lange nicht einen Zustand 
reicht haben wird, der es zu einem befriedigten, gleichberechtigten Mitarbeiter 

„europäischer Zukunft“ machen könnte. Zu den anfangs genannten all- 
meinen Voraussetzungen jeder künftigen europäischen Solidarität treten zwei 
esondere deutsche Probleme: die Bereinigung des deutsch-polnischen Ver- 
ältnisses und die Eröffnung neuer großer Rohstoff- und Absatzgebiete außerhalb 
uropas. Nach 1871 hat die Staatskunst eines Bismarck die Energien des besiegten 
rankreich nach Afrika gelenkt. Warum gibt es bis heute noch keinen namhaften 
olitiker in Frankreich oder England, der an Stelle vager und verschwommener 
leen von kommenden „Vereinigten Staaten von Europa“ aus der Praxis, aus 
ernunft und Einsicht heraus zu dem Schlusse gelangt, daß man dem deutschen 
olke nicht nur auf viele Jahrzehnte hinaus Kriegstribute auferlegen darf, sondern 
aß in irgendeiner, den heutigen Verhältnissen entsprechenden Form ihm Hoff- 
ung auf bessere Zeiten, d. h. also, neue Arbeits- und Wirkungs- 
ebiete erschlossen werden müssen. In erster Linie liegt Deutschlands Zukunft 
nn Osten und Südosten Europas. Im Osten insbesondere hat Deutschland weite, 
x seiner Ernährung unbedingt notwendige Agrargebiete verloren, und durch den 
nberechtigten Erwerb des industriell reichsten deutschen Oberschlesiens deroutiert 
olen den gesamten Kohlenmarkt in immer mehr auch in England fühlbarer 
Teise. Im Südosten muß Deutschland im gegenseitigen Interesse viel engere wirt- 
haftliche Zusammenarbeit als bisher mit Österreich, Ungarn, Jugoslawien und 
umänien anstreben. In zweiter Linie ist es nach meiner Auffassung notwendig, 
ı Verständigung mit Frankreich, England, Italien, Belgien und Portugal Deutsch- 
nd an der künftigen Erschließung Afrikas im großen und zu Buch schlagenden 
[aßstabe zu beteiligen, ohne daß hierbei der Begriff der „Souveränität“, d. h. 
Ibständigen eignen Kolonialbesitzes, eine entscheidende Rolle spielen darf. Es ist 
ohe Zeit, daß Begriff, Inhalt und Sinn von „Locarno“ sich erneuern und er- 
eitern. Sonst ist in Kürze das „Kapital von 1925“ völlig vertan. Das was seit- 
om in Gestalt von privatwirtschaftlichen Abmachungen über die Staatsgrenzen 
inaus getan wurde, konnte eine kurze Zeit lang den Gedanken aufkommen lassen, 
s sei hiermit der Weg zu einer schnellen und raschen „Europäisierung“ be- 
hritten. Wir haben indessen auch hier bald die Grenzen solcher Auswirkungen 
ennengelernt und stünden vor unübersteigbaren Mauern, wenn nicht in der 
un einsetzenden neuen Epoche des Ringens um die Liquidierung des Krieges 
ch Staatsmänner finden, die ihr mit neuen Ideen ebenso den Stempel auf- 
rücken, wie dies hinsichtlich der jüngsten Vergangenheit durch andere Männer 
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geschehen ist. Verständnis für Sinn und Begriff des Lebens, der Entwicklung, er 
Evolution und Dynamik der Völker, das ist es, was wir neben der Formel vo: 
der „Heiligkeit der Verträge“ für das kommende Europa brauchen! 


GILBERT C. LAYToR: 
Die Bedeutung der englischen Wahlen für Deutschland 


Heutzutage ist ein Regierungswechsel nicht nur von lokaler Bedeutung; Wirtscha fe 1 
und Politik aller Länder der Welt sind so eng miteinander verflochten, daß überall 
Staatsmänner, Kaufleute, Fabrikanten und Journalisten jede Veränderung in jedem 


Linksparteien in England und Frankreich vor fünf Jahren trug mehr zur Festigung 
des europäischen Friedens und zur ruhigen Behandlung der Reparationsfrage unter " 
Ausschaltung aller Politik bei als die gesamte diplomatische Arbeit dreier Staaten in 
den letzten zehn Jahren. Die Wahl Hoovers zum Präsidenten der Vereinigten Staaten 
wird die europäische Politik der nächsten vier, wahrscheinlich sogar acht Jahre auf : 
hunderterlei Art beeinflussen. Und ebenso wissen die Kaufleute in Hamburg, London 
und Antwerpen genau, welche ungeheure Bedeutung für die Handelsinteressen 
Europas dem Sieg der Nationalisten in den langen chinesischen Wirren oder dem 
Sieg der Regierung in den kurzen, aber heftigen mexikanischen Kämpfen zukommt. 


Die beendete Regierungsperiode 

Die konservative Partei hat nunmehr fünf Jahre lang die Verwaltung Englands 
in Händen gehabt und kann also trotz aller Mängel ihrer Regierung das Ver- 
dienst für sich in Anspruch nehmen, Großbritannien ein stabiles Kabinett be- 
schert zu haben. Am 30. Mai wird die Partei das Urteil der britischen Wähler 
darüber hören, ob die konservative ‘Regierung noch länger im Amte verbleiben 
kann. Im allgemeinen wird der Grundsatz „De mortuis nil nisi bene“ nicht auf . 
Regierungen angewandt; deshalb übersieht man vielleicht in der Flut von Kritik, 
die jetzt von allen Seiten auf das konservative Kabinett hereinbricht, die Tatsache, 
daß die Regierung im ganzen bei einem Vergleich mit anderen europäischen 
Nachkriegskabinetten recht günstig abschneidet. Berücksichtigt man, daß die eng- 
lischen Minister sich auf eine sehr große Mehrheit stützen konnten und schon 
deshalb zu extremen Maßnahmen im Sinne ihrer Parteidoktrin neigen mußten, | 
so kann man nicht leugnen, daß die konservative Partei eine überraschend ge 
mäßigte und vernünftige Politik verfolgt hat; um so überraschender, als der Ein- 
fluß ausgesprochen reaktionärer Politiker in ihrer Leitung ziemlich groß war. | 
Augenblicklich ist die Lage der englischen Außen- und Innenpolitik wenigstens | 
nicht schlechter als zu Beginn der Regierungsperiode. In einem Punkte versagte 
die Regierung allerdings: ihre Verdienste sind im allgemeinen negativer Natur 


E; ad haben deshalb wenig Wirkung auf die Wählerschaft. Die Regelung der Pen- 
onen und das Steuersenkungsprogramm sind die einzigen rühmlichen Aus- 
Jahmen; aber diese beiden an sich großzügigen und klugen Maßnahmen hätten 
jensogut von jeder anderen Partei durchgeführt werden können, da sie keinerlei 
teistempel tragen. Im übrigen haben sich die Konservativen auf eine „splendid 
kolation“ zurückgezogen und werden wahrscheinlich in den Wahlen darüber zu 
all kommen, daß sie den Wählern nur eine Fortsetzung dieser unpolitischen Politik 
ieten können, während die beiden anderen Parteien allerhand schöne Dinge, wie 
| Tebung der Volkswohlfahrt, Verminderung der Arbeitslosigkeit usw., versprechen. 
' Deutschland hat weniger Interesse an den allgemeinen pölldischen Aussichten 
an einigen speziellen Fragen. Diese Fragen lassen sich in drei Gruppen ein- 
silen: die voraussichtliche Wirkung der Wahlen auf die englische Zollpolitik; 
hr Einfluß auf die Außenpolitik, und schließlich die Frage, ob die nächste bri- 
sche Regierung fest stehen wird oder ob sie zu Kompromissen gezwungen ist 
nd ständig mit der Möglichkeit ihres Sturzes rechnen muß. 


Zollfragen 


Die konservative Partei ist seit alters her protektionistisch Eh gahlık; jedoch 
ind die Meinungen ihrer Führer in der Frage geteilt, ob es möglich und zweck- 
mäßig ist, einem Land mit geschichtlich dokumentierter Abneigung gegen alle 
Zölle ein Hochschutzzollprogramm aufzuzwingen. Bei der letzten Wahl mußte sich der 
etzige Ministerpräsident zu dem Kompromiß entschließen, der Aufrichtung einer 
llgemeinen Zollmauer zu entsagen und höchstens unter besonderen Umständen 
ir einzelne Industriezweige Schutzmaßnahmen zu treffen, nachdem die Lage der 
betreffenden Unternehmungen genau geprüft worden ist. Der Schutz bestand in 
len meisten Fällen aus einem Einfuhrzoll von 331/,0/,. In der Praxis hat sich das 
Kompromiß nicht ganz im Sinne des Protektionismus entwickelt; die wirklich neuen 
Zölle der letzten fünf Jahre sind nur gering an Zahl und Bedeutung; keine Haupt- 
industrie und nur wenige Unternehmen zweiter Größe wurden von ihnen betroffen. 

Für den Handel mit Deutschland interessieren bei den bevorstehenden Wahlen 
vor allem die Zugeständnisse, die die Fürsprecher eines etwas ausgedehnteren 
Zollsystems nach dem bisherigen Muster vielleicht herausschlagen könnten. Die 
Regierung fordert die Wähler nicht auf, ganz allgemein für die Errichtung von 
lollgrenzen zu stimmen; sie befürwortet jedoch eine Ausdehnung des bereits be- 
tehenden Systems des „safeguarding“, des oben geschilderten Schutzes einzelner 
Industriezweige, wonach jede Industrie derartige Erleichterungen beantragen und 
ron einem ständigen Ausschuß nach einer nicht mehr so strengen Prüfung ge- 
ıehmigen lassen kann. Wird dieser Vorschlag angenommen, wird also der Rah- 
nen des „safeguarding“ derart erweitert, so wird sofort die Eisen- und Stahl- 
ndustrie ihren bisher zweimal abgewiesenen Antrag auf Schutzzölle für ihre Pro- 
Jukte erneuern. Wenn wiederum dieser Antrag angenommen wird, so werden 
ich die Erleichterungen fast automatisch auf alle Industrien erstrecken, die 
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britischen Stahl verwenden. Die extremen Schutzzollpolitiker der konservativen | 
Partei sind sich der voraussichtlichen Wirkungen des Vorschlags voll bewußt und 
würden deshalb die Erweiterung des „safeguarding“ als entscheidende Annäherung 
an ihr Endziel begrüßen. Die Liberalen sind entschiedene Freihändler und wären 
bei Erlangung der Macht verpflichtet, keine neuen Einfuhrzölle zu erheben un N 
sogar die bestehenden abzuschaffen. Die Labour Party hat zu der Frage nicht 
einheitlich Stellung genommen. Zweifellos sind die Arbeiterführer Anhänger des 
Freihandels, sie spielen aber mit der Idee der vollkommenen Unterbindung 
jeder Einfuhr von Waren, die im Ausland aus den Arbeitern „herausgeschunden‘, 
d. h. unter besonders ungünstigen Lohn- und Lebensbedingungen für die Arbeiter 
hergestellt wurden. Wieweit sich eine solche Wirtschaftspolitik praktisch durch- 
führen läßt, ist bisher noch nicht mit absoluter Sicherheit festgestellt worden. | 

Außenpolitik und Rheinlandräumung | 

In der Außenpolitik kann man der konservativen Regierung einige Erfolge 
nicht absprechen; insbesondere trug sie wesentlich zum Zustandekommen des 
Vertrags von Locarno bei. Leider wird aber der günstige Eindruck durch die 
späteren Fehler ganz verwischt. Man ist in England allgemein der nicht unberech- 
tigten Ansicht, daß sich der konservative Außenminister Sir Austen Chamberlain 
in seinem Verhalten gegenüber Deutschland und den Vereinigten Staaten zu sehr 
von Frankreich hat leiten lassen. Große Teile der britischen Wählerschaft fühlen 
es, daß momentan eine so fortschrittliche Außenpolitik am Platze wäre, wie sie 
von einer konservativen Regierung nicht zu erwarten ist. Wahrscheinlich wird 
also der Ausgang der Wahl viel zur Erledigung noch schwebender Fragen der 
Außenpolitik beitragen, unter anderem auch zur Räumung des Rheinlands. 

Über die Ergebnisse der kommenden Wahl läßt sich mit einem Anspruch auf 
Genauigkeit nichts vorhersagen. Die fünf Millionen junger Frauen, die zum 
erstenmal zur Urne gehen, bilden nur einen Unsicherheitsfaktor, zu dem noch 
viele andere hinzukommen. In zwei Punkten allerdings hat sich eine Überein- 
stimmung in den Meinungen gutinformierter Beobachter ergeben — daß die 
konservative Partei eine nicht geringe Zahl von Mandaten verlieren wird und 
daß die Liberalen wenig Aussicht haben, sich eine klare Mehrheit über die ande- 
ren Parteien zu erobern. Nach den Ansichten der Londoner Börse wird sich das 
neue Unterhaus ungefähr aus 275 Konservativen, 85 Liberalen und 260 Mit- 
gliedern der Arbeiterpartei zusammensetzen. Damit könnte die liberale Partei 
bei der Regierungsbildung den Ausschlag geben; sie hat sich aber bisher ständig 
geweigert, die Labour Party so weit zu unterstützen, daß diese die Regierung über- 
nehmen könnte. Es hat demnach den Anschein, daß die nächste englische Regie- 
rung weit weniger stabil sein wird als die gegenwärtige und daß somit ihre Amtszeit 
bedeutend kürzer sein muß. Die zukünftige Politik Englands wird wohl etwas liberaler 
ausfallen, und das Verhältnis zu Deutschland mag sich etwas positiver und sympathi- 
scher gestalten; mehr läßt sich jedoch gegenwärtig beim besten Willen nicht sagen. 
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Erich Oßssr: 
Berichterstattung aus Europa und Afrika 


Die Parıser Reparationskonferenz erlebt ihre entscheidende Krise. Viel- 
eicht ist man angesichts der Unmöglichkeit irgendeiner Einigung bereits aus- 
einandergegangen, ehe diese Zeilen im Druck erscheinen; vielleicht aber findet 
der amerikanische Vorsitzende Owen Young in letzter Minute doch noch einen 
Kompromißausweg. Wir beurteilen die Lage nicht gar zu pessimistisch, denn alle 
Peilnehmer der Konferenz sind sich ihrer ungeheuerlichen Verantwortung bewußt 
nd wissen nur zu genau, daß eine endgültige Regelung des Reparationsproblems 
im ureigensten Interesse jedes einzelnen Staates und der gesamten Weltwirtschaft 
und Weltpolitik gelegen ist. Die bisherigen Verhandlungen haben leider gezeigt, 
daß politische Gesichtspunkte selbst in diesem Gremium die Oberhand über wirt- 
schaftliche Vernunftsgründe erlangt haben. Es interessiert uns wirklich nicht, ob 
das Gläubigermemorandum als Ultimatum zu werten ist oder nur als Diskussions- 
material. Tatsache ist, daß sich unsere Kriegsgegner in einem geradezu phantastisch 
Zu nennenden Begehren zusammengefunden haben, das eine Tributzeit von 58 Jahren 
und eine jährliche Tributleistung bis zu 2,4 Milliarden GM. vorsieht! Die deutsche 
Abordnung hat in ihrem Memorandum einen Jahrestribut von ı,7 Milliarden GM. 
und eine Laufzeit von 37 Jahren vorgeschlagen, womit die Grenze deutscher 
Leistungsfähigkeit sicherlich erreicht, wenn nicht schon überschritten ist. Ange- 
sichts der großen Differenz zwischen diesen beiden Vorschlägen und in Würdi- 
gung der strikten Weigerung der Vereinigten Staaten, ihren Gläubigern auch nur 
den mindesten Nachlaß zu gewähren, erscheint eine Einigung gewiß nicht leicht. 
Aber wenn überhaupt die deutsche Leistungsfähigkeit zur Grundlage einer end- 
gültigen Regelung genommen werden soll — viele der Konferenzteilnehmer schei- 
nen diesen Ausgangspunkt der gesamten Verhandlungen allerdings schon ver- 
gessen zu haben —, so müßte sich schließlich bei allseitigem guten Willen ein 
Weg zur Verständigung doch wohl finden lassen. Die deutschen Vertreter sollten 
aber unter allen Umständen daran festhalten, daß ein ehrliches „Nein“ besser 
ist als ein notgedrungen unehrliches „Ja“. Im übrigen wäre u. E. eine erneute 
Betonung dessen am Platze, daß wir die sittliche Verpflichtung zu einem jJähr- 
lichen Milliardentribut unter keinen Umständen anerkennen können, weil sich 
diese Riesenzahlungen auf die Kriegsschuldlüge aufbauen, die nachgerade von 
jedem anständig denkenden Menschen als solche abgelehnt wird. Davon will man 
allerdings in London, Paris, Rom usw. einstweilen immer noch nichts hören. 
Aber es wird die Zeit kommen, wo man diesen Standpunkt bitter bereut und ein- 
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sieht, daß die aus Deutschland gemäß der Kriegsschuldlüge herausgepreßten Tribut- | 
zahlungen lediglich die wirtschaftliche Schlagkraft der nordamerikanischen Union 
stärken und somit zum Verhängnis ganz Europas werden müssen. 

Während in Paris bei der Tagung der Finanzsachverständigen doch wenigstens 
dann und wann ein ehrlicher Wille zu Sachlichkeit und Fortschritt durchschim- 
mert, kann man dies von der gleichzeitig in Genf tagenden Vorbereitenden 
Abrüstungskonferenz beim besten Willen nicht sagen. Wir verstehen, daß es 
einigermaßen heikel ist, etwas vorbereiten zu sollen, was man im Grunde des 
Herzens absolut nicht durchführen will; aber ein derartig unwürdiges Theater 
hätte man der Welt doch wirklich ersparen können. Warum sich der Holländer 
Loudon, der Präsident dieser zielbewußten Rüstungsgenossenschaft, derart als 
Popanz der Großrüstungsmächte mißbrauchen läßt, erscheint ganz besonders 
rätselhaft. Wenn die Angelegenheit nicht zu ernst wäre, möchte man geradezu 
lachen über die nur notdürftig von Hohn verschleierte Angst, mit der man den 
radikalen Vorschlägen des Sowjetdelegierten Litwinow aus dem Wege zu gehen 
trachtet. Merkt Europa immer noch nicht, daß der Gedanke einer Weltabrüstung 
Utopie bleiben muß, solange sich die Staaten unseres Erdteils nicht vorher die 
Hand zu einer ehrlichen, das gesamte Abendland umfassenden Rüstungsverstän- 
digung gereicht haben? Muß immer wieder derselbe Fehler gemacht werden, vom 
Einzelstaat geradewegs zur Gesamtwelt zu streben, statt das unumgängliche Zwischen- 
stadium der Erdteilgemeinschaft ins Auge zu fassen? 


{ 


Derweilen draußen finanz- und militärpolitisch über uns entschieden und unsere 
Zukunft bestimmt wird, finden wir in Deutschland Ruhe und Muße, uns mit 
parteipolitischen Zänkereien abzuquälen, das von der Regierung endgültig ab- 
gelehnte Einreisegesuch Trotzkis leidenschaftlich zu erörtern oder das Ende der 
Eigenstaatlichkeit Waldecks (1. April) mit Pfuirufen auf den preußischen Innen- 
minister Grzesinski und dem Rampfruf „Deutschland erwach!“ zu „feiern“. Wenn 
unser außenpolitisches Interesse gar groß wird, erörtern wir allenfalls noch die 
am 3. April erfolgte Demission des österreichischen Bundeskanzlers Dr. Seipel und 
seines Kabinetts. Wir müssen mit ganzem Ernst und aller Hingabe an uns arbeiten, 
um uns reif zu machen für Weltpolitik und die Dinge draußen mit jener Sorgfalt 
zu verfolgen, die im Interesse der deutschen Zukunft geboten ist. Das unfrucht- 
bare Liebäugeln mit dem Gedanken einer Diktatur bringt uns bestimmt nicht 
vorwärts; helfen kann uns allein die gewissenhafte politische Schulung jedes ein- 
zelnen, damit aus dem Volke fähige Führerpersönlichkeiten erwachsen und diese 
sich stützen können auf die von Wissen und Verantwortungsbewußtsein getragene 
Gefolgstreue ihrer Anhänger. 

Nicht aus Mangel an Liebe zum deutschen Vaterland, sondern gerade von dieser 
Liebe getrieben, verweisen wir als Vorbild auf England. Mit welch feinem Emp- 
finden für außenpolitische Belange wurde dort am ı7. April der aufsehenerregende 
Angriff Snowdens (Labourpartei) auf die englische Schuldenpolitik erledigt. Welche 
Weitsicht verrät die Note, die die englische Regierung Anfang April den Ver- 
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a einigten Staaten übersandte, um anläßlich der Landung des Amerikaners Byrd 


am Südpol die britischen Souveränitätsrechte in der Antarktis zu betonen. Mit 
welchem Maß von Sachkenntnis, Fleiß und Sachlichkeit hat das am 28. Juli 1924 


Ei eingesetzte Committee on Industry and Trade (Balfour-Committee) gearbeitet, das 
_ eben jetzt den Schlußbericht der großen britischen Wirtschaftsenquete der Öffent 


lichkeit unterbreitet. Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben hier in vorbildlich 


_ sachlicher Weise zusammengearbeitet, um die Ursachen der britischen Wirtschafts- 


not aufzudecken und Wege zu ihrer Behebung zu weisen. Den Inhalt des sieben- 


- bändigen Riesenwerkes auszugsweise hier wiederzugeben, ist ein Ding der Un- 


möglichkeit. Am wichtigsten dünkt uns die dort klar ausgesprochene Verwerfung 


jeder Politik der Einfuhrbeschränkung zugunsten der heimischen Produktion und 


die strikte Ablehnung einer panbritischen Wirtschaftsautarkie: „für ein so be- 
schaffenes Gemeinwesen ist das Ideal der Selbstgenügsamkeit völlig ungeeignet“. 

Kehren wir zum Festland zurück, so mag zunächst einmal an dem Beispiel des 
holländischen Kohlenbergbaus erneut darauf hingewiesen werden, wie sehr 
der Europäer der ärgste Konkurrent seiner selbst ist und wie dringend erwünscht 
eine paneuropäische Wirtschaftsverständigung erscheint, und zwar ganz besonders 
im Interesse unseres Vaterlandes. Die Förderzahlen für holländische Steinkohle 
stiegen von 1,9 Mill. t im Jahre ıg9ı3 auf 3,9 Mill. t in 1921, vermehrten sich 
in ‘1927 bis zu 9,4 Mill. t und erreichten im Jahre 1928 den bisherigen Rekord- 
wert von 10,7 Mill.t. Es versteht sich von selbst, daß sich bei gleichbleibender 
Entwicklung des holländischen Kohlenbergbaus die Absatzverhältnisse des deut- 
schen Bergbaus immer ungünstiger gestalten müssen. Holland aber ist nur ein 
Beispiel für viele, denn der Gedanke der geschlossenen Nationalwirtschaft feiert 
im gesamten Abendland wahre Orgien. Wird Europa jemals für den Gedanken 
reif werden, daß ein wirtschaftlicher Zusammenschluß für alle Glieder des Viel- 
staaten-Erdteils einen außerordentlichen Segen bedeuten und daß eine planmäßig 
das Ganze umfassende Wirtschaft sowohl für jeden Teil als für Gesamteuropa eine 
wesentliche Wirtschaftsstärkung zur Folge haben würde? Freilich wäre die Vor- 
aussetzung hierzu, daß ein europäischer Friedenspakt nicht nur auf dem Papier 
unterzeichnet, sondern wirklich und ehrlich durchgeführt würde. Es scheint leider, 
als ob man erst durch weiteren Schaden klug werden will.. Hoffentlich ist es 
dann zu dem rettenden Schritt nicht bereits zu spät. 

Man wird reichlich pessimistisch gestimmt, wenn man erfährt, daß sich zu dem 
britisch-französischen und dem polnisch-rumänischen Militärabkommen nun auch 
noch ein entsprechender französisch-tschechoslowakischer Geheim- 
vertrag hinzugesellt haben soll. Der Sudetendeutsche Pressedienst meldet über 
diese Militärkonvention das folgende: „Die Tschechoslowakei verpflichtet sich 
Frankreich gegenüber, ihre Politik auf die Durchsetzung der Friedensverträge 
einzustellen, d. h. den Anschluß Deutsch-Österreichs an das Deutsche Reich mit 
allen Mitteln zu bekämpfen und zu diesem Zweck die Leitung der Armee auf die 
Dauer von ıo Jahren einer französischen Militärkommission zu übertragen; die 
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reich im Falle strikter Durchführung des Vertrages auf die Zinsschulden. Falls 
die Anschlußfrage Österreichs in ein Stadium der Verwirklichung treten sollte, 


hat die Tschechoslowakei Wien, Linz, Salzburg, die Industriezentren und militär- 


technischen Betriebe bis zur Zone einschließlich Wiener-Neustadt zu besetzen; 
Frankreich besetzt Graz und Klagenfurt. Die österreichische Bundesregierung ist 
erst 24 Stunden vor Überschreitung der Grenze durch die Truppen von diesen 
Maßnahmen in Kenntnis zu setzen.“ Es widerspricht der Tradition dieser Zeit- 
schrift, sich an der Verbreitung von Alarmnachrichten zu beteiligen, ohne zuvor 
in eine gewissenhafte Überprüfung des Sachverhaltes eingetreten zu sein. Nachdem 
wir aber in den letzten Wochen von drei verschiedenen Stellen unabhängig von- 
einander auf derartige Bestrebungen zur Festigung der französisch-tschechischen 
Zange hingewiesen worden sind, glauben wir den ernsten Befürchtungen unserer 
Gewährsmänner Ausdruck geben zu sollen. Entsprechen sie wirklich den Tatsachen, 
so würde dadurch nur bewiesen, was auch ohnedem feststeht, daß nämlich die 
gegenwärtig leitende Generation schlechterdıngs unfähig ist, die gewohnten Gleise 
zu verlassen und der durch den Weltkrieg hervorgerufenen Weltwende Rechnung 
zu tragen. Armes Europa! 

Das „Plebiszit“* in Italien ist am 25. März programmäßig verlaufen und hat, 
wie erwartet, eine überwältigende Mehrheit für die fascistische Liste ergeben. Von 
9,4 Mill. eingetragenen Wähler haben 8,2 Mill. abgestimmt und 8,ı Mill. mit 
„Ja“ geantwortet. Da die Ja- und Neinzettel in verschiedenen Farben gehalten 
waren, kann von einer geheimen Wahl natürlich nicht die Rede sein. Aber was 
tut das dem Fascismus? — Die auffallend starke Beteiligung der Geistlichkeit 
zeugte davon, daß der mit dem Papst geschlossene Friede bereits für den italie- 
nischen Staat Früchte zu tragen beginnt. Mussolini hat nach endgültiger Be- 
reinigung im Innern nun wieder mehr Zeit, sich den schwebenden außenpolitischen 
Fragen zu widmen. Es gilt in erster Linie, dem französischen Botschafter Beau- 
marchais eine Antwort auf den vor Monaten überreichten Vorschlag betr. Nord- 
afrika zu erteilen. Sir Austen Chamberlain hat die Aussprache von Florenz offen- 
bar dazu benutzt, „dem siechen Genius der französisch-italienischen Freundschaft 
eine kräftige Kampferspritze zu verabfolgen“ (Frankf. Ztg.), denn Mussolini ist 
sofort mit der Erklärung hervorgetreten, daß er eine gründliche und vollständige 
Klärung der italienischen Beziehungen zu Frankreich wünsche. Herr Beaumarchais 
möchte nun zwar die Aussprache gern auf zwei Punkte beschränkt sehen: 

ı. die staatsrechtliche Stellung der italienischen Kolonisten im französischen 
Tunis (89 200 Italiener gegenüber 71 000 Franzosen!); 

2. Grenzberichtigung in Tripolis (Zugang Italiens zum Tschadsee). 

Aber wir fürchten, daß sich Mussolini damit nicht zufrieden geben dürfte. Die 
italienisch-französische Rivalität wurzelt außerordentlich viel tiefer als in einem 
bloß nordafrikanischen Gegensatz: Flottenpolitik im Mittelmeer, Korsika, Balkan- 
und Orientpolitik u. a. m. Wenn Frankreich den Ehrgeiz Mussolinis wirklich be- 
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 friedigen will, wird es daher in seiner Resignation weitergehen und wesentlich 
größere Zugeständnisse machen müssen, als sie Herr Beaumarchais angeboten hat. 
Während Mussolini sich im Glanze ununterbrochener Erfolge sonnen kann, 
3 scheint die Stellung des spanischen Diktators Primo de Rivera nachgerade 
‚ernsthaft erschüttert. Auf die Revolte der Artillerieregimenter ist die Streikbewe- 
' gung der Studenten gefolgt, und auch in diesem Falle wußte sich der Lenker des 
_ spanischen Staates nicht anders als mit Gewaltmaßnahmen zu helfen: Schließung 
_ der Universitäten. Das hat nun aber zu einer ernsthaften Bewegung unter den 
Professoren geführt, und auch die Presse rückt merklich von dem Diktator ab. 
Es will schon viel bedeuten, daß die Madrider Zeitung „El Sol“ ganz offen die 
Rückkehr zum parlamentarischen Regime mit voller Freiheit der Presse und Un- 
- verletzbarkeit der bürgerlichen Rechte fordert. In absehbarer Frist wird die Dik- 
tatur in Spanien dem allgemeinen Unwillen weichen müssen. Fraglich bleibt nur, 
ob es noch Zeit ist, der Gärung gegen die die Diktatur bislang deckende Monar- 
chie Einhalt zu tun. Ein Übergang zur republikanischen Staatsform aber könnte 
in Spanien zu schweren Krisen führen und den alten, geopolitisch tief begrün- 
deten Gegensatz zwischen der Zentrallandschaft und den anders gearteten Rand- 
gebieten machtvoll wieder aufleben lassen. 
Abermals eine andere Entwicklung nimmt der Fascismus in Polen. Nachdem 
am ı3. April das Kabinett Bartel zurückgetreten ist, weil der Sejm den bisherigen 
_ Innenminister Czechowicz vor den Staatsgerichtshof stellen will, alle Zusatzanträge 
der Regierung zum Staatshaushalt abgelehnt und auch den Dispositionsfonds für 
den Innenminister gestrichen hat, übernahm es Pilsudskis Vertrauensmann S$witalski, 
bisher Unterrichtsminister, das neue Kabinett zu bilden. Die neue Regierung hat 
durch die Aufnahme von nicht weniger als drei Obersten ausgesprochen militäri- 
schen Charakter erhalten und bedeutet somit eine verschärfte Kampfansage an 
das Parlament. Ob Pilsudski die ihm verhaßte Volksvertretung nunmehr auflösen 
oder sie vollends ignorieren wird, bleibt ungewiß; Tatsache ist nur, daß nach 
den maßlosen Beschimpfungen des Parlaments durch Pilsudski die Fäden end- 
gültig abgerissen sind. Polen steht am Vorabend sehr ernster Krisen, und es ist 
nicht abzusehen, welchen Kurs das stark schwankende Staatsschiff fürderhin 
steuern wird. — Inzwischen ist der Deutschenführer Ulitz gegen Stellung einer 
Kaution von 70000 Zloty aus der Haft entlassen worden, weil sich das von 
Spitzeln besorgte Belastungsmaterial als völlig haltlos erwiesen hat. Man folgere 
daraus nun aber nicht etwa, daß der leidenschaftlich geführte Kampf der Polen 
gegen das Deutschtum sein Ende gefunden habe. Dem Völkerbundsrat mußte 
schon wieder eine neue Beschwerde unterbreitet werden; sie stammt von sechs 
Steigern der Dubenskogrube bei Rybnik, denen das staatliche Bergamt die Quali- 
fikation entzogen hat, weil sie sich zur deutschen Minderheit bekennen. Irgend- 
welche sachlichen Motive, die die Maßregelung der sechs Steiger begründen könnten, 
liegen bestimmt nicht vor. Der polnische Außenminister Zaleski hat also jetzt eine 
neue Gelegenheit, seine auf dem Bankett der Polnischen Gesellschaft am 25. März 
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bekundete Bereitwilligkeit zu einer ehrlichen Verständigung mit dem Deutschen 
Reich in die Tat umzusetzen. Uns aber beginnt angesichts der sich immer von 
neuem wiederholenden Schikanen gegen die deutsche Minderheit in Ost-Ober- 
schlesien die Geduld zu schwinden. — Die Welt draußen ahnt von den unsagbaren 
Nöten des Deutschtums im Osten nichts oder versteht nicht, worum es sich handelt. 
Sie sieht Polen hauptsächlich im Lichte der französischen Propaganda und hofft, 
mit dem „befreiten Nationalstaat“ gute Geschäfte zu machen. Als neuestes Er- 
eignis auf diesem Gebiet meldet die. „United Press“ vom 17. April ein Schiffahrts- 
abkommen zwischen dem amerikanischen Schiffahrtsamt und der polnischen Regie- 
rung. Es soll ein wöchentlicher Dampferverkehr zwischen einem noch zu be- 
stimmenden amerikanischen Hafen an der atlantischen Küste und dem polnischen 
Ostseehafen Gdingen eingerichtet werden. Die neue Dampferlinie wird vom Schiff- 
fahrtsamt betrieben und am 6. Juni eröffnet werden. An dem Abkommen ist auch 
die polnische Staatsbahn beteiligt; es ist die Ausstellung durchgehender Fracht- 
briefe von Amerika nach allen Punkten im Innern Polens und umgekehrt vor- 
gesehen. Wir verzeichnen diese Tatsache als eine neue Verschärfung des Kampfes 
zwischen Danzig und Gdingen sowie als Symptom für die Zielstrebigkeit der 
Amerikaner, einen der europäischen Vielstaaten nach dem anderen als Ahsatz- 
markt zu erobern. | 
In Südosteuropa ist durch das südslawisch-griechische Freundschafts- 
protokoll vom 27. März und seine Ratifikation vom 2. April die Saloniker Frage 
aus der Welt geschafft worden. Als 1913 nach dem Balkankrieg die europäischen 
Gebiete der Türkei unter die Siegerstaaten aufgeteilt wurden, fiel Saloniki an 
Griechenland, das Hinterland dieser größten Hafen- und Handelsstadt der nörd- 
lichen Ägäis aber an Serbien. Damals sicherte sich Altserbien einen Zugang zum 
Meer, indem es sich von Griechenland den völlig freien Transit über Saloniki 
verbürgen ließ, ohne daß dadurch die Souveränität Griechenlands über Saloniki 
angetastet werden sollte. Die Auslegung dieses Artikels des Bündnisvertrages von 
1913 hat zu schweren Konflikten geführt, weil die eine Partei die „völlige Frei- 
heit des Transits“, die andere die „uneingeschränkte Souveränität“ betonte. Nach 
dem Weltkriege, wo Serbien sich zum Königreich der Serben, Kroaten und Slo- 
wenen entwickelt hatte, spielte Saloniki für Belgrad nicht mehr eine derartig 
wichtige Rolle; der Transit über Saloniki macht noch nicht ı9/, des gesamten süd- 
slawischen Außenhandels aus. Man begnügte sich daher durch die Konvention 
vom ı0. Mai 1923 mit einer südslawischen freien Zone im Hafen von Saloniki 
und willigte in das Aufsichtsrecht Griechenlands ein. Dann aber wurden bald 
weitergehende Wünsche der Serben laut (Industrialisierung der freien Zone, Be- 
teiligung der südslawischen Eisenbahndirektion usw.), und es kam zu neuen Kon- 
flikten wegen Saloniki, wobei Frankreich sichtlich auf seiten Belgrads, Italien 
auf seiten Athens stand. Der französisch-italienische Gegensatz drohte auf dem 
Balkan einen Brandherd zu schaffen, der sicherlich nicht im Interesse der beiden 
Anrainer von Saloniki lag. Der Initiative von Veniselos ist es gelungen, mit dem 
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‚griechisch-italienischen Freundschaftspakt als Druckmittel in Belgrad den Boden 
für eine Verständigung vorzubereiten. Der jetzt abgeschlossene Vertrag bestimmt, 
‚daß die südslawische freie Zone in Saloniki lediglich für den direkten südslawi- 
‚schen Transit bestimmt ist, während der indirekte Transit, die Anlage industrieller 
Werke usw. ganz dem griechischen Freihafen überlassen bleibt. Südslawien und 
‘Griechenland haben damit die Fesseln gesprengt, in die sie die Gruppe der riva- 
‚lisierenden Großmächte zwängen wollte. 

Wie es scheint, bereitet sich eine ähnliche Verständigung zwischen Bulgarien 
und der Türkei vor. Während die Beziehungen zwischen Angora und Athen 
noch immer nicht die von Veniselos gewünschte Wärme des Tones erlangt haben, 
begünstigt Kemal Pascha vielleicht in Erinnerung jener Zeit, da er Militärattache 
‚bei der türkischen Gesandtschaft in Sofia war, mit allen Mitteln den Abschluß 
eines Neutralitäts- und Schiedsgerichtspaktes zwischen der Türkei und Bulgarien. 
Die Annäherung soll bereits so weit gediehen sein, daß die Formulierung des 
Pakttextes keine Schwierigkeiten mehr bereiten kann. 

Rumänien, das im Februar bei Abschluß seiner Währungsanleihe noch ganz 

dem französischen Einfluß unterlag, steuert unter Manius kluger Führung nun 
einen wesentlich anderen Kurs. Wir freuen uns aufrichtig, daß dies auch der 
deutschen Minderheit in Rumänien künftighin zugute kommen soll. Nach den 
bisherigen Erfahrungen mit dem Kabinett Maniu haben wir keine Veranlassung, 
die Kammererklärung des Unterrichtsministers Constanchescu anders denn als 
"klar und ehrlich anzusprechen: 

„Die Regierung ist entschlossen, die Frage des Unterrichtes in den Minder- 
ensehulen im Geiste ERTER Toleranz zu regeln, wobei sie sich 
nicht nur an die vertragsmäßigen Verpflichtungen hält, sondern gemäß ihrer 
liberalen Gesinnung handelt. Das Recht auf Unterricht in Minderheitensprachen 
wird überall dort gewährt werden, wo die Verhältnisse dies erfordern. Die Ab- 
geordneten der Minderheiten wissen sehr gut, daß wir bestrebt sind, in Gebieten 
mit einer Minderheitsbevölkerung Lehrer zu ernennen, die der Muttersprache der 
Kinder kundig sind. Die Politik der Regierung gegenüber den Minderheiten ist 
klar. Wir beabsichtigen keineswegs, andere Bevölkerungsteile zu entnationalisieren. 
Es ist jedoch augenscheinlich, daß diese Politik nicht überstürzt zur Anwendung 
gebracht werden kann, und daß man das neue Schuljahr abwarten muß, um 
neue Reformen einzuführen, die dem liberalen Geiste der Regierung Maniu in 
der Minderheitenpolitik entsprechen.“ 

In Rußland begrüßt die Presse mit beredten Worten den Besuch der eng- 
lischen Industriellen und die davon erhoffte Aussöhnung mit der Londoner Börse. 
Unverblümt- hält man den britischen Wirtschaftsführern als Folge der amtlichen 
Politik ihres Staates solche Zahlen vor: 


Englische Einfuhr nach Rußland 
1925/26 1926/27 1927/28 
125,3 97,0 45,3 Mill. Rubel. 
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Eine Besserung, so heißt es in der Presse und in offiziellen Ansprachen, kann 
erst wieder eintreten, wenn England sich zur Wiederaufnahme der diplomatischen 
Beziehungen zu Sowjetrußland entschließt. Auf diese Weise versuchen die Bolsche- 
wiki, den selbstverständlich rein wirtschaftlich gemeinten Besuch der Engländer 
politisch auszuschlachten. Ob sie dabei zum Ziel gelangen, wird die Zukunft 
lehren. Auch den britischen Industriellen entgeht natürlich nicht, daß Rußland 
trotz der Überfülle an Rohstoffen ein armes Land ist und die künstliche Hoch- 
haltung der Tscherwonjez-Währung jedes englische Pfund bei der Umrechnung 
auf einen Kaufwert von nur acht Schillingen reduziert. Eine staatliche Garantie 
der englischen Regierung für russische Anleihen ist zum mindesten für die Kon- 
servativen schlechterdings undiskutabel. — Was etwa aus der „Prawda“ sonst 
noch zu entnehmen ist, stimmt nicht gerade optimistisch: Unentwegter Kampf 
gegen die Trotzkiisten und gegen die „nach rechts Abgeirrten“, erbittertes Sich- 
stemmen gegen die neue Teuerungswelle, die die Einzelverkaufspreise für wichtige 
industrielle Erzeugnisse (Wäsche, Strümpfe, Geschirr usw.) bis zu 15°/, ansteigen 
ließ u. a. m. 

In der Türkei beschäftigt die Gemüter außer der Regierungsvorlage betr. Frauen- 
wahlrecht vor allem die „Generaloffensive gegen das Analphabetentum“ in stärk- 
stem Maße. Kemal Pascha, der den Titel eines „Hauptlehrers der türkischen 
Nation“ angenommen hat, steht persönlich an der Spitze jener Organisation, die 
die Lateinschrift im Lande verbreiten und mit Hilfe von Tausenden von neu- 
gegründeten Schulen selbst die Erwachsenen bis zum Alter von 45 Jahren in die 
Kunst des Lesens und Schreiben einführen will. Daß man mit der Beseitigung 
der arabischen Schrift alte Kulturbande zerschnitten hat, weiß man natürlich 
sehr genau; was aber nun mit der Einführung der Lateinschrift erreicht ist und 
wie das kulturelle Leben weitergestaltet werden soll, bleibt einstweilen problema- 
tisch. Soll man bis zum Wurzelboden der westeuropäischen Kultur vorstoßen und 
Latein und Griechisch in den höheren Schulen lehren oder soll man den Ver- 
such der Schaffung einer neutürkischen Kultur wagen? Für letzteren Weg be- 
deutet es ein arges Hemmnis, daß bis auf den heutigen Tag Konstantinopel das 
große intellektuelle Zentrum der Türkei geblieben ist und diese Rolle voraussicht- 
lich auch in nächster Zukunft weiter spielen wird. 

Die Vorgänge in Arabien lassen sich kurz dahin zusammenfassen, daß es 
Ibn Saud in jeder Weise gelungen ist, Herr der Situation zu bleiben. Wiederholte 
Überfälle der Beduinen an den Grenzen von Irak und Transjordanien verschärf- 
ten zwar die englisch-arabische Spannung, und fanatische Wahabitengruppen 
taten ihr möglichstes, um zum Kriege zu treiben; aber Ibn Saud ist kühl und 
ruhig geblieben und hat seine Untertanen von hoffnungslosen Experimenten ab- 
gehalten. Nachdem die Ulemmas jetzt ihren Standpunkt geändert haben und das 
Telephon nicht mehr als Zauberei in Acht und Bann tun, wird es dem Herrscher 
Großarabiens leichter werden, eine dauernde, scharfe Kontrolle in den entfernten 
Teilen seines Reiches auszuüben und den Frieden an den Grenzen besser zu 
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sichern. Mag England inzwischen ruhig seine Stellung in Palästina, Transjorda- 
nien, Irak und Koweit ausbauen, Ibn Saud weiß zu warten und sich in Geduld 
zu fassen, bis einmal die Stunde zum Freiheitskampf und zur Vereinigung aller 
arabischen Staaten geschlagen hat. 

Daß England an Aktivität im nahen Orient nichts zu wünschen übrigläßt, 
weiß selbstverständlich Ibn Saud nur zu gut. Er wird es jetzt mehr denn je sehen, 
wo nunmehr die neue transkontinentale Fluglinie London—Karachi er- 
öffnet worden ist und die britischen Flugzeuge regelmäßig die arabische Wüsten- 
steppe überfliegen. Es handelt sich um ein großartiges Gegenstück zu der im 
vorigen Bericht erwähnten Fluglinie London—Kapstadt. Der erste Flugtag führt 
von Croydon (London) über Paris nach Marseille, der zweite über Neapel nach 
Korfu, der dritte über Athen nach Kreta, der vierte über Alexandrien nach Kairo; 
von hier fliegt man am fünften Tag über Gaza nach Bagdad, wendet sich am 
sechsten Tag über Basra nach Buschir, erreicht am siebenten Tag Gwadar und 
am achten Tage das Ziel Karachi in Indien. Die Fluglinien London—Kapstadt 
und London—Karachi werden sich zweifelsohne als sehr wirkungsvolle Instru- 
mente der britischen Machtpolitik im nahen Osten erweisen. Sie stellen im Ver- 
ein mit den früher erwähnten Eisenbahn- und Autolinien die wichtigsten geo- 
politischen Kraftlinien dar, die von außen her den orientalisch-afrikanischen 


Landblock durchstoßen. 


K. HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


In eigenster Sache der Geopolitik und der Überschau des indopazifischen 
Raumes lenken wir zu Beginn die Aufmerksamkeit unsrer Leser auf eine Betrach- 
tung über „Englands Luftschiffpolitik“ v. Korv.-Kap. a. D. Beelitz in den „Kieler 
Neuesten Nachr.“ v. 27. März 1929, Nr. 73. Denn wir wissen, daß es eine wirt- 
schaftsgeographische Richtung gibt, die behauptet, das ganze Flugwesen habe mit 
der Erdkunde und der Wirtschaftsgeographie nichts zu tun. In diesem Aufsatz ist 
aber anschaulich die Bodenorganisation dieses Verkehrsnetzes von riesenhaften 
Ausmaßen geschildert, die zu einem Drittel heute bereits fertiggestellt ist. Diese 
rechtzeitige Bodenorganisation bedeutet aber, wie Beelitz mit Recht sagt, einen 
ungeheuren Vorsprung des Britenreichs, der sich von Jahr zu Jahr immer stärker 
auswirken wird. Wer soll aber denn solche sehr bemerkenswerte Erscheinungen 
auf der Erdoberfläche überwachen? Die seit Oktober 1928 fertigstehende betriebs- 
klare größte Luftschiffhalle der Welt bei Karachi, oder den Ankermast von 60 m 
Höhe bei Ismailia mit Gasanstalt für tägl. 28000 cbm Wasserstoff, Pumpenan- 
lagen, Wetterdienststellen, Baracken usw., die werdenden Anlagen als Luftschiff- 
stützpunkte in Colombo, auf den Cocos-Inseln, in Perth (Austr.), Melbourne, Sidney 
und Wellington, die neuen Doppelhallen in Howden und Cardington im Mutter- 
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land, von dem noch in diesem Sommer die beiden neuen Großluftschiffe R. 100 
und R. 101 abfliegen werden! Aber sie fliegen eben in eine mit überragendem 
geopolitischen Instinkt geschaffene Bodenorganisation hinein, die zuerst für die 
indopazifische Linie über Ägypten—Indien— Australien fertig sein wird, dann für 
die östliche und westliche nach Kapstadt, endlich die nach Mittelamerika und 
Kanada, womit der Plan von Hoare praktisch geworden sein würde, den ent- 
ferntesten Winkel des Weltreichs innerhalb vierzehn Tagen mit Brief und Antwort 
zu erreichen. Damit ist ein sehr modernes, in dieser Art für die U. $. A. unerreich- 
bares Seitenstück zu dem einstigen nun durchbrochenen Rabelmonopol in aller Stille 
aufgebaut. Soweit die Lage der Fluglinien aber entscheidend von der Boden- 
organisation, diese wieder von Bodenform (Küstenlinien, Bodenbeschaffenheit der 
Flugfelder, Anflugraum), Klima, Flughoheit (Pol. Erdkunde!) abhängt — würde 
es doch wohl eine verhängnisvolle Unterlassungssünde unsrer Erdkunde sein, wenn 
sie aus Doktrinarismus diese sehr deutliche Erscheinung auf der Erdoberfläche 
übersehen und in der Länderkunde nicht erwähnen würde. 

Die Schwierigkeiten der Zeppelin-Unternehmung an der anglo-ägyptischen 
Grenze, der niederländisch-indischen Flugfahrt, der französisch-italienische Mittel- 
meer-Flug-Ausgleich — (mit Anflugrecht für die Italiener in Marseille und Tunis, 
für die Franzosen in Neapel und Castel Rosso) — sind doch Fanale, die zeigen, wie 
viel die freie Flugentwicklung mit der Macht über die Erdoberfläche zu tun hat, 
was klug erlangbare Anflugrechte in den wenigen neutralen Räumen für die raum- 
beengten, technisch hochentwickelten Kulturvölker bedeuten, und was ihnen für 
Erziehung zur Hellhörigkeit in dieser Richtung die heimische Erdkunde, und — 
wenn sie es gar nicht machen will, — eben die Geopolitik schuldig ist. Wir 
müssen also unsern früheren Seeleuten dankbar sein, wenn sie, gerade im beson- 
deren Fall der indopazifischen Linie uns helfen, zu zeigen, wenn sich andere 
„mit dem Spürsinn nüchterner Zweckpolitik auf die Ausschöpfung der Luftschiff- 
möglichkeiten geworfen und ihnen das angeborne Salzluftverständnis des See- 
manns entgegengebracht“ haben — das unsrer Masse so völlig fehlt: oben und 
unten! 

Der Vorsprung, den Graf Zeppelin gegen zähen Widerstand vieler Behörden und 
amtlicher Vertreter der Wissenschaft geschaffen hat, kann dann, gegenüber dieser 
nüchternen, bodenverhafteten Zweckpolitik schnell dahin sein. Gerade die politische 
Wiederbelebung der asiatischen Räume, namentlich der Monsunländer, eröffnet 
der verkehrs- und wirtschaftsgeographischen Flugorganisation aber ein geradezu 
ar weites, zu Machtverlagerungen wie zur Erhaltung auszunützendes 

eld. 

Es braucht kein Luftpost-Monopol zu werden, gewiß nicht; aber es ist ein für 
die große Masse des diplomatischen und wirtschaftlichen Verkehrs auf lange Zeit 
gegebener großer Luftpostvorsprung, den sich z. B. für die eurasiatische Trans- 
Kontinental-Linie nach Ost- und Südostasien die Sowjets nicht hätten entgehen 
lassen dürfen, wenn sie ihn schon Mitteleuropa nicht gönnten. 
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- Drei wichtige Anhaltspunkte über den Zusammenhang geopolitischer und ethno- 
olitischer Motive in Wanderungsfragen, die Wirkung von Rassenzusammenhängen 
af die Machtstruktur im Fernen Osten finden sich 

- 1. in den Notizen von Saneharu Ojima Transpazific 21. Febr. 1929, S. 6, über 
die stetig zunehmende japanische Auswanderung mit mehr als !/, Million Kuba: 
japaner (ohne kontinentale Interessensphäre!), die jährlich rund 200 Mill. GM. 
Spargelder nach Hause senden, auf den Kopf etwa 40o GM. — während die 
Chinesen aus den Philippinen rund 106 RM. je Kopf und Jahr, aus den Straits 
rund 32 RM., aus Indonesien nur rund 27 RM. Ersparnisse je Kopf und Jahr 
heimsenden, mit dem anderen im Lande wirtschaften und wuchern — mit mehr 
Erfolg und Unternehmungsgeist, als ihre japanischen Nachbarn. 

' Aber die örtliche und landsmannschaftliche Ballung ist interessant: Von den 
durch die Kaigai-Kogyo-Kaisha (Übersee-Entwicklungs-Gesellschaft) 1928 betreuten 
12982 Auswanderern wurden ı1231 nach Brasilien, 1284 nach den Philippinen, 
3ı nach Peru, 151 nach Australien und 4 nach Kuba verfrachtet. Zwischen 2017 und 
1043 stammten aus Kumamoto, Hiroshima, Okinawa (den übervölkerten Riu-Kiu) 
Fukuoka und Yamaguchi (647) — alle aus den $. W. Clanen; 561 stieß auf dem 
Wege der Rückwanderung der Hokkaido wieder ab; zwischen 512 und 343 
lieferten Yehime, Wakayama, Nagasaki und Kagawa als Menschenausfuhrplätze. 

Besonders zäh halten in eigenen Dörfern die Riu-Kiu-Leute zusammen, von 

denen 9000 allein in Peru stecken; auch in Brasilien gibt es besondere Riu-Kiu- 
Dörfer. 
“ Der beste Nährboden ist noch immer Hawaii, das unter 334 000 Einwohnern 
133 000 Japaner oder amerikanische Bürger japanischer Rassenabkunft hegt. Seit 
1908 ist die japanische Einwanderung in den U. S. (mit damals 103 000) und 
in Kanada (mit rund 20 000, davon 90 °/, in Brit. Kolumbia, ı300 davon Fischer) 
gedrosselt. Für Lateinamerika sind Ojimas Zahlen: Mexiko 4000; Peru (durch 
die von dem früheren Premiers Takahashi gegründeten Bergwerksunternehmungen) 
15000, davon 9000 aus Riu-Kiu; Brasilien 80000; Argentinien 3000; Bolivia 800; 
Chile 600. 

Für die Philippinen werden 10000, für Malaya 6500, für Java 2500, für 
Sumatra 1200, für den Rest von Indonesien (Borneo, Celebes, Neu-Guinea) 4500, 
Neukaledonien 1000, Guam 300 angegeben, wozu noch die zahlreiche Einwande- 
rung in das Südsee-Mandatgebiet kommt. Verglichen mit den amtlich zugestandenen 
Mindestzahlen der Chinesen (250 000 trotz Verbot in den Philippinen, ı 170 000 
in den Straits, 8reooo — in Wirklichkeit 21/, Millionen! — in Indonesien) — 
sind das verschwindende Zahlen. 

Sie erscheinen noch weniger gefährlich, wenn man an die ungeheure ein- 
schmelzende Kraft der chinesischen Rasse denkt, die aus neuen Untersuchungen 
von Dr. Jermyn Lynn der Chaoyang-Universität in Peping (früher Peking) 
(11. Febr. 1929) über den Verbleib der Mandschu in China uns wieder ent- 


gegentritt. 
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Die ursprünglich harte und zähe Herrenrasse, die nach Lynn in den chinesi-, 
schen Annalen 2330 v. Chr. zum erstenmal auftritt, hatte das damalige Peking 1644| 
erobert und wird heute noch auf etwa 360 000 Köpfe in Peping allein geschätzt = 
ein Drittel der Bevölkerung, das aber heute als Rikshakulis, ungelernte Arbeiter, 
auch in Theatern (wofür auch die Mandschuaristokratie, vgl. Tsushi — eine große: 
Neigung hatte) unsicheres und mühsames Brot findet, weil es den rassenhärteren 
Chinesen längst nicht mehr gewachsen ist. Brauchte die berühmte Judenkolonie: 
in Kaifengfu nur etwa 4oo Jahre, "bis sie von den Chinesen eingeschmolzen war, 
so gesteht Lynn den Mandschu noch viel kürzere Zeit gesonderter Daseinsmög- 
lichkeit zu. | 

Auch auf den Einschlag von Nord-Süd-Rassengegensatz innerhalb der Chinesen 
und das Hereinspielen der Länderfrage im Nanking-Wuhan-Streit muß aufmerksam 
gemacht werden: am 21. Febr. 1929 vertreibt der Soldatenrat von Wuhan den 
Vertrauensmann Chiang-Kai-Sheks, Gen.-Gouv. Lu Ti-ping aus Changsha, wo er 
den unmittelbaren Zusammenhang störte zwischen den Soldatenratsgruppen Wuhan 
(Li-Chung-jen, der Führer war momentan wegen eines Augenleidens in Shanghai 
abwesend, d. h. in Chiangs Machtsphäre!) und Kanton unter Li-Chai-sum. Hätte 
die Regierung in Nanking diesen flagranten Ungehorsam hingehen lassen, so wäre 
ihr Hupe und Hunan zugleich entglitten, d. h. der ganze frühindustrialisierte 
Kern am mittleren Yangtse. So waren Truppenbewegungen unvermeidlich. 

Daß wir die still und geräuschlos vorgeschrittene Bodenorganisation der indo- 
pazifischen Fluglinien, wie die ebenfalls in der Regel still und geräuschlos er- 
folgenden Wanderbewegungen und Einschmelzungsvorgänge den so viel mehr 
Tageslärm verursachenden Vorgängen in Mittel-, Süd- und Nord-China, in Nord- 
west-Indien und an seiner Nordwestgrenze in Afghanistan vorangestellt haben, 
zeigt wohl klarer, als viele theoretischen Auseinandersetzungen, wie bestimmt wir 
einen Unterschied zwischen geopolitischer und rein politischer Berichterstattung 
festhalten. Aber freilich werden sich beide in Grenzräumen berühren; und es ist 
ja unsere Absicht, daß sie sich reibungslos, ohne Sprung, ohne Riß berühren 
sollen, also das politische Denken vom geographischen aus befruchten und mit 
großen Leitzügen versehen, ihm „Vision“ geben sollen. 

Aus solcher „Vision“ heraus lassen sich die chinesischen Vorgänge geopolitisch 
sehr wohl übersichtlich ordnen. Wir haben allerdings von zu ideal gesinnten Be- 
richterstattern aus der Yangtsegegend etwas betrübte Meldungen über die nach 
ihrer Ansicht heillose Verworrenheit der Vorgänge innerhalb der Kuo-Min-Tang, 
und zwischen den Ausländern und dem linken Flügel dieser diffusen Partei, dem 
sie ihr gutes Geld nicht ohne Sicherheiten geben wollen, während die andern e 
verlangen, um diese Sicherheiten erst zu schaffen, — ein circulus vitiosus! Abeı 
das sind eben Leute, die glaubten, eine solche Umlagerung von 450 Millionen 
könnte sich ohne Appell an die Macht, und zwar fortwährenden, bis zum Siege 
einer Macht, durch bloßes Verlesen guter Grundsätze und Predigen, etwa nacl 
den Methoden von Cola Rienzi, erreichen lassen. Aber solche Methoden wirker 
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nur, solange sie verblüffen. Dann macht sich, gerade auf der gelben Erde, der 


Ä ganze Rationalismus eines viertausendjährigen Raumgedränges geltend und sagt: 
wo ein Neues hin will, muß ein Anderes weichen, wenn nicht unbegrenzter Raum 
ist. Von der Küste hereinblickend, hat Japan seinen Hemmapparat in Shantung 
noch einmal spielen lassen, ehe es endgültig paktiert, und hofft auf seine Wirkung 
in kurzer Zeit. Aber es wird sich täuschen. 
Denn Marschall Chiang-Kai-Shek hat, auf die fünf Yangtse-Küstenländer doch 
fester gestützt, als viele erwarteten, in seiner Heimatlandschaft Kwangtung be- 
sonders orts- und fachkundig, bei seinem Kampf mit den Soldatenräten der 
Kwangsi-Gruppe zunächst einmal Li-Chai-Sum in Kanton durch einen Meister- 
streich aus dem Sattel geworfen und dadurch Hankau isoliert, dessen Widerstand 
offenbar vor der gut geleiteten Yangtse-Operation zusammenbrach. Daß Feng- 
Yu-Hsiang sich zunächst wohl verhielt, — (obwohl er eine seiner im Moskauer 
Stil verfaßten, alles besser wissenden, tadelnden Botschaften an Nanking wie 
Hankau schickte), — hat seinen Grund darin, daß gerade seine beiden Haupt- 
stützländer, Honan und Shensi, Haupthungerprovinzen sind, wie Shantung 
auch z. T., und daß in Kansu ein recht unangenehmer Mohammedaneraufstand 
tobt. In seiner Flanke aber — Shansi fest und das neue Hope, das alte Chili mit 
Peking auch sicher genug in den Krallen haltend — lauert Yen-Shi-Shan, der 
momentan den guten und treuen Bekenner der Kuo-Min-Tang — Grundsätze her- 
‚ auszuhängen beliebt. Die Mandschurei-Gruppe, die mit einem Griff das Räuber- 
unternehmen von Chang-Chung-Chang hätte abdrosseln können, hat in einem 
- wortreichen Schreiben, auf Nankings Aufforderung dazu, die Unmöglichkeit und 
Unabkömmlichkeit ihrer rund 500 000 Mann nachgewiesen. 

Ein japanischer Polizist, der genügt hätte, die Abfahrt Chang-Chung-Changs von 
Dairen zu hindern, hatte offenbar seine Augen anderswo, von den Zerstörern und 
schnellen Kreuzern ganz abgesehen, von denen es unter der Sonnenflagge wimmelt. 
Wir machen auf Heft ı ı, 1928 der „Geopolitik“, S. 904, aufmerksam, wo in einem 
Spottbild die ganze jetzige Entwicklung in der Mandschurei und Shantung voraus- 
gespiegelt ist, die unsre Leser also nicht überrascht haben kann, sondern mit dem 
Gefühl der Bestätigung eines vorausgesehenen Komplexes erfüllt haben müßte. 

Auch die Sondertätigkeit der einzelnen Militärbefehlshaber und das Wiederauf- 
tauchen Wu-Pei-Fus in Setschwan konnte sie nicht überraschen; dennoch halten 
wir Wu, auch nach seinem geopolitischen Werdegang, für einen politischen Roman- 
tiker, der seine Rosse, wenn überhaupt, nur sehr vorübergehend im untern Yangtse 
tränken wird, und haben deshalb kürzlich sein Gedicht gebracht. 

Wesentlich für den Ausgang der Entwicklung in China wird es vor allem sein, 
wie weit es gelingt, die theoretisch sehr weitgehenden Schutzbestimmungen des 
neuen chinesischen Arbeitsgesetzes rechtzeitig wenigstens so weit in die Praxis 
überzuführen, daß eine Hauptstütze des ersten Nordvorstoßes der Kuo-Min-Tang, 
die damals sehr schnell militarisierten Arbeiterverbände, wieder in ein positives 


Verhältnis zu Jung-China zu bringen sind. 
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Aber das ist eine allgemeine Frage von größter geopolitischer Bedeutung für 
die Gesamtheit der Monsunländer, nur wenig verschiedenen Tempos in China, 
Japan und Indien, denn Japan ist auf diesem Felde sehr lang zurückgeblieben. 
Drei sehr verschiedene Gruppen von Zeugnissen liegen zur Urteilsbildung darüber 
in diesem Frühjahr vor: eine gute Zusammenfassung für Japan: „Proletarian 
Politics in Japan“ (Transpacific, 7. März 1929); die Auseinandersetzungen über 
Albert Thomas Besuch in China (und Japan — wo er fast nur Potemkinsche 
Dörfer und die Schlafhäuser der Textilindustrie von ihrer besten Seite gezeigt 
bekam), darunter eine von ihm persönlich mit der „Times“ (China Expreß and 
Tel. 7. März 1929); und die vielen Aussagen sehr wohlmeinender Frauen (Lady 
Chatterjee, Indien, A. M. Anderson, China, Mary Dingsman, Japan), dann Lord 
Lyttons und Rev. W. W. Claysons, J. H. Harris, W. Bensons und Charles Roberts 
über Frauen- und Kinderarbeit in Indien und im Fernen Osten bei der Schluß- 
zusammenkunft der Zwangsarbeitkonferenz der englischen Völkerbundsliga in der 
Londoner Wirtschaftsschule (School of Economics). Wir haben nicht den gering- 
sten Grund, nach eigener Erfahrung und der ähnlichen von scharf beobachtenden 
jungen Gewerkschaftsführern, wie F. J. Furtwängler, den Aussagen der japanischen 
Arbeiterführer von T. Kagawa bis Sen Katayama, diese schweren Schäden zu be- 
zweifeln, und damit die Schwierigkeit, die chinesischen und indischen Arbeiter- 
massen bei einer so hastigen Frühindustrialisierung von Radikalisierung fernzu- 
halten. Sie wäre aber — neben dem inneren Zwiespalt der Kuo-Min-Tang (den 
ein vorzüglicher Aufsatz der Frkf. Ztg. vom 5. April: „Chines. Problematik“ aus- 
gezeichnet schildert) und „dem Länderproblem“, vgl. Nr. 2 u.3/29 der „Geopolitik“, 
die größte Schwierigkeit für einen Erfolg von Marschall Chiang-Kai-Shek, aber 
auch für seinen Japanischen Gegenspieler Tanaka und ein als Dominium autonomes 
Indien. Gewiß, die Übergänge von offener Sklaverei (Mekkamarkt z. B), wie sie 
Harris feststellte, zu den Nuancen von Schuldsklaverei, „mui tsai“ oder Haus- 
sklavensystem weiblicher Dienstboten (China), Kontraktarbeit, Zwangsarbeit (wie 
sie in Indonesien praktiziert wird!) und „Pawning“ (Pfandarbeit verpfändeter 
Menschenkräfte), wie sie in Nigeria und Sierra Leone verbreitet ist, aber doch auch 
in Japan im Verheuern einer weiblichen „Gefährtin“ durch den Vater verschämt vor- 
kommt — sind weder rechtlich noch landeskundlich und geographisch leicht fest- 
zustellen und zu ziehen. Aber selbst, wenn man sich mit bescheidenen Anforderungen 
an ein Mindestmaß von Menschenwürde begnügt, sind die doch unter den Augen 
der angloindischen Halbgötter schon beim Fußanlandsetzen in Apollo Bandar sich 
offenbarenden Zustände von Bombay schon schlimm genug: die Ziffern des Todes 
für die Frauen in Bombay und Kalkutta überall viel höher, als für Männer, in 
Teilen von Kalkutta doppelt so hoch; Übervölkerung und übertriebene Wohn- 
dichte und hohe Sterbrate Hand in Hand; 500/,ige Kindersterblichkeit in Bombay, 
660%), der Bevölkerung in Ein-Zimmerwohnungen, und was für welchen; mangeln- 
der Mutterschutz! In China ein greller Kontrast zwischen der hohen Sittlichkeit 
des Arbeitsgesetzes und der Praxis des Mädchenverkaufens, die von der Haus- 
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Kverei der „Mui Tsai“ oft direkt, auch wieder durch Verkauf, in die Bordelle. 
führt. In Japan das Schlafhauswesen der kasernierten Textilarbeiterinnen, erst 
jüngst durch einen Brand wieder an die breite Öffentlichkeit gekommen, wo ein 
‚Netz von etwa 19000 Mädchensammelagenten Stoff für den Raubbau an der Rasse 
in den Frauenkasernen zusammenfängt. 

Wenn Frau Pethik Lawrence sagen konnte — „es bestehe Gefahr für die soziale 
‚und wirtschaftliche Stellung der europäischen Frau durch Mitreden von Männern 
bei der internationalen Gesetzgebung aus Rassen, in denen eine herabwürdigende 
Auffassung von der Stellung der Frau herrsche“ —, so ist doch die Gefahr für 
den Arbeiterkulturfaktor hochentwickelter Arbeitsländer noch viel größer. Aber 
'warum hat man all dies in Indien geduldet? 

In Japan war nun seit einem Jahr durch das allgemeine Männerwahlrecht 
Gelegenheit geboten, die Stimmen der arbeitenden Massen in die Wagschale zu 
‚werfen, und wir würden mit größtem Anteil davon hören. Aber was vor allem 
hervortritt, ist ihre Uneinigkeit! Vor einem Jahr betraten vier Arbeiterparteien den 
Kampfplatz: Shakai Minshuto mit vier Sitzen; Nihon Nominto (Landarbeiter), die 
‚ganz durchfielen; Rodo Nominto, später Ronoto, mit zwei Sitzen; und Nihon 
Ronoto, oder Nichiroto mit einem Sitz; ein achter war von der Kyushu Minkento, 
einer Landschaftsorganisation von lokaler Bedeutung, gewonnen. Nun wären bei 
dem japanischen Parteiengaukelspiel 8 Leute schon eine gewisse Macht gewesen, 
‚zumal jedermann zugab, daß nur Anfänger-Ungeschick im Wahlkampf eine etwa 
doppelte Stärke der Arbeiterparteien verhindert hatte. Aber von den Parteien, die 
"sie entsandten, besteht nur noch die Shakai Minshuto, die sich der westlichen 
Sozialdemokratie gleichsetzt, unter Abe und Suzuki; die radikalen Rodo Nominto sind 
bereits im März 1928 aufgelöst worden; die andern lösten sich selbst im Dezember 
in der Nihon Taishuto auf, was für die Shakai Minshuto ihre Kwantomitglieder (öst- 
licher Inselteil von Honshu) verhinderten, während die Kwansai (westlichen) Mit- 
glieder dafür waren. Landschaftliche, rein geopolitisch erklärbare Spannungen gaben 
also auch hier den Ausschlag, wenn auch die eine, Shakai Minshuto, als mehr rechts- 
stehend, die andre als mehr linksstehend und radikaler bezeichnet werden kann. 

In Japan und Indien geschieht nun augenblicklich durch unsicher gewordene 
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Regierungen alles Mögliche, um die Arbeiterbewegung den augenblicklichen Herr- 
schaftsformen zu entfremden. Die umfangreichen Verhaftungen nicht. nur von 
Hunderten von Kommunisten und Sozialisten, sondern auch von Nationalisten 
der schärferen Tonart in Indien (Times, 21. März 1929), in Bombay, Kalkutta, 
Puna, Dacca, Allahabad, Lucknow, Meerut, die sofort Streiks in Bombay mit über 
35000 Ausständigen und Landunruhen in Behar zur Folge hatten, werden in 
Indien den sozialen und nationalen Radikalismus nur aneinanderrücken. In 
China aber steht nun, nach der Einnahme Hankaus durch Chiang-Kai-Shek, die 
Wage ein, und sein weiteres Vorgehen, ob durch kluge Kompromisse oder Aus- 
nützen des Erfolgs zum Extrem, wird deshalb von entscheidender Tragweite für 
die ganze Zukunftstruktur des Ostens sein. 
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Ein großes Glück für die Menschheit ist es tatsächlich, daß in Hoover ein 
Präsident und in Oberst Stimson ein Staatssekretär in der größten pazifischen 
Wirtschaftsmacht von heute ans Ruder kommt, von denen jeder das ostasiatische 
Gefüge aus eigener Anschauung, aus eigenem verantwortlichen Handeln darin 
persönlich kennt — so daß wenigstens die ärgsten Ahnungslosigkeiten und Miß- 
griffe vermieden werden, wie sie im Schatten Wilsons Europas Los so unglücklich 
gestaltet haben. Henry L. Stimson, der Mann von Hoovers Wahl, ist seit 1927 
Generalgouverneur der Philippinen, wohlunterrichtet —, obwohl New-Yorker, über 
die Rassen und Angelegenheiten des Fernen Ostens, denen der Kalifornier und 
ehemalige Geschäfts- und Bergwerksmann in China, Hoover, gleichfalls als Kenner 
gegenübersteht. Mit Recht betont der „China Expreß and Telegraph“, „daß diese 
Wahl eine gewisse Überzeugung des Nachfolgers von Coolidge beweise, daß der 
Pacific und Asien der Schauplatz wichtiger Ereignisse, wirtschaftlicher und andrer, 
während seiner Präsidentschaftsperiode sein werde.“ Gewiß, das sagen wir seit 
einigen Jahren! Daß Stimson, als Sonderbevollmächtigter in Nikaragua vor 1927, 
auch die Isthmus- und Panamerika-Fragen aus der Praxis kennt, hat neben seinen 
unleugbaren Erfolgen in der Verwaltung der Philippinen, sicher viel zu seiner 
Wahl beigetragen. 

Die Hungersnot in China, die auch die Bewegungsfreiheit des christlichen 
Generals Feng-Yu-Hsiang stark unterbindet, da seine Hauptstützen Honan, Shensi, 
Kansu und sein Teil von Shantung mit am stärksten darunter leiden, die sich 
aber — außer diesen Landschaften — auch auf Shansi, Kwangsi, Kiangsi, Chekiang 
und Hunan, im ganzen neun Länder lähmend legt, wird vielleicht die erste Probe 
sein, auf die U. S. Amerikas neue Herren gestellt werden. Denn private Mildtätig- 
keit, wie sehr sie dankbar empfunden wird, ist gegenüber dem Verhungern von 
mehr als 8 Mill. wie 1878, dem Fehlen aller Lebensmittel bei etwa 20, wie 1920, 
ein Tropfen auf heiße Steine! Radikalisierung von einem Viertel der Welt kann 
nicht brauchen, wer auf die Parole: „prosperity and peace“ gewählt ist! — — 


OrTo Maut: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Bürgerkrieg in Mexiko. — Honduras. — Die Zwölfmeilenzone der Union. — Die Vereinigten 

Sıaaten und der Weltgerichtshof. — Die amerikanisch-englische Flottenabrüstungsfrage. — Die 

Bedeutung der Teilnahme der amerikanischen Sachverständigen an der Reparationskonferenz, — 

Die vereinsstaatlichen Einwanderungsquoten. — Frage der Anerkennung Rußlands durch die 

Union. — Souveränitätsverhältnisse in der Antarktis. — Ibero-amerikanische Kulturgemeinschaft. — 
Amerikanische Öltragen. 


Die Geschehnisse der letzten Berichtsperiode tragen wenig abschließenden Cha- 
rakter, und zum Teil ist aus ihnen nur recht unsicher die Entwicklungslinie zu 
erkennen. Natürlich hat der Bürgerkrieg in Mexiko während dieses Abschnittes 
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 — wie wir schon im letzten Heft voraussahen — noch nicht sein Ende gefunden, 


Pi 


und die neuen Etappen, die er durchlaufen hat, geben trotz aller Erfolge der 


mexikanischen Bundestruppen zu denken und werfen die Frage auf, ob wirklich 
mit einer baldigen Befriedung des Landes, die aufrichtig zu wünschen wäre, zu 


rechnen ist. Bedauerlicher Weise hat der kriegerische Auftakt der Regierung nicht 


das gehalten, was er versprochen hat. Die tatsächliche Lage ist kaum zu be- 
urteilen. Es fehlt dazu die Möglichkeit, die Operationen genauer verfolgen zu 
können; und zudem sind die Angaben über die Streitkräfte außerordentlich un- 
zuverlässig. Dem Beobachter aus der Ferne bleibt darum nur ein recht unsicheres 
Nachtasten übrig. Das tut man, wenn man den Kriegsbericht des General Calles 
von Ende März referiert, in dem es heißt, daß er völlig im Besitz des Staates Chi- 
huahua sei, daß sich die Revolutionäre vor ihm in Nordmexiko zurückziehen, und 
daß General Carillo von Mazatlan aus die Aufständischen in der Richtung auf 
Culiacan verfolge. Wie der Bericht vermutet, hat sich Escobar aber noch einmal 
zur Schlacht bei Jimenes im Süden des Staates Chihuahua anfangs April gestellt, 
die nach heftigem tagelangem Kampfe und anscheinend nicht unbeträchtlichen 
Verlusten auf beiden Seiten zu einem Sieg der Regierungstruppen führte. Die 
Stärke der Aufständischen wird mit 5000 Mann angegeben. Sie haben nach der 
Niederlage ihre Stellungen verlassen, den Rückzug angetreten und sind dann — 
wie ein weiterer Bericht lautet — etwa 20 km nördlich von Jimenes bei La Reforma 
durch die Truppen des Generals Almazan angegriffen, umzingelt und nochmals 
geschlagen worden. Es heißt, daß beide Parteien sehr schwere Verluste erlitten 
haben; die Revolutionäre hätten 1000 Tote, 500 Verwundete und 2000 Gefangene 
zu verzeichnen. Sieht man die Zahlen als zuverlässig an, so wären die in Chi- 
huahua gesammelten Streitkräfte der Rebellen nahezu aufgerieben. Das besagen 
die Berichte der Bundesregierung. Die Verluste der Regierungstruppen werden 
verschwiegen; lediglich 500 Verwundete werden gemeldet. Dazu kommt die Nach- 
richt von Nebenaktionen. Im pazifischen Staate Sinaloa ist die von Aufständischen 
besetzte Stadt Limon erobert worden. Auch bei Naco in Sonora ist es neben Grenz- 
verletzungen und Grenzplänkeleien mit vereinsstaatlichen Wachen der unter 
scharfer Kontrolle stehenden Grenze zu einem Gefecht zwischen Revolutionären 
und Regierungstruppen gekommen. So ist zunächst die Lage noch völlig unge- 
klärt. Allein einer schärferen Kritik halten auch die Mitteilungen der Regierung 
über die auf dem eigentlichen Kampffelde errungenen Ergebnisse nicht stand. 
Denn wenn Calles von einer Säuberung Chihuahuas von den Rebellen spricht, so 
ist zu beachten, daß der Kampfort Jimenes genau wie das etwa 20 km davon ent- 
fernte La Reforma ganz im Süden des Staates liegt, und daß darum der Erfolg, 
der an beiden Orten errungen worden ist, lediglich der Hauptmacht der Bundes- 
truppen die Tür nach Norden hin öffnet. Es ist nicht zu sagen, ob die Rebellen 
über Streitkräfte verfügen, um sich den nordwärts vorstoßenden Regierungstruppen 
noch einmal in offener Schlacht zu stellen. Ausgeschlossen erscheint es nicht, 
weil sich General Escobar zum Präsidenten der mexikanischen Republik hat aus- 


380 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT 5 


rufen lassen und damit bezeugt, daß er die Sache der Revolutionäre nicht als völlig 


aussichtslos ansieht. So ist Mitte April die Endlage noch völlig ungeklärt, wenn 
auch die offensichtlichen Erfolge der Bundestruppen, das systematische Zurück- 


drängen der Rebellen nach Norden, eine gewisse Perspektive für die nächste Zu- 


kunft erlauben. 


Aus Mittelamerika ist ein kleiner kriegerischer Zwischenfall zu melden. Vereins- 


staatliche Flugzeue scheinen bei einem Erkundungsflug über Honduras be- 
schossen worden zu sein und haben ‘das Gebiet von Las Limas mit Bomben be- 
legt, die etlichen Schaden angerichtet haben. 

Die Schußwaffen scheinen bei geringfügigen Anlässen zur Zeit in der Union 
überhaupt sehr schnell loszugehen, wie der „I’m alone“-Fall lehrt. Von beson- 
derem Interesse ist die grundsätzliche Stellungnahme der Vereinigten Staaten ge- 
legentlich der Diskussion des Falles zwischen der Union, Kanada und England: 
während allgemein die sog. „heiße und ununterbrochene Verfolgung“ in der inter- 
nationalen Dreimeilenzone zugestanden ist, sehen sich die Vereinigten Staaten 
nicht an diese internationale Abmachung gebunden, sondern erweitern willkür- 
lich den Begriff der Dreimeilenzone auf die Zwölfmeilenzone, die von ihnen 
zur Durchführung der Prohibition geschaffen worden ist, aber bisher, mit solchem 
Inhalt begabt, von den anderen Staaten nicht anerkannt worden ist. 

Mitte März ist von dem Juristenausschuß für die Revision des Statuts des Inter- 
nationalen Gerichtshofs das Protokoll über den Beitritt der Vereinigten 
Staaten zum Internationalen Gerichtshof genehmigt worden. Damit der 
Beitritt Tatsache wird, ist die Ratifikation des Protokolls durch sämtliche Mit- 
gliedstaaten und durch die Vereinigten Staaten nötig! Daß seiner Annahme im 
amerikanischen Senat ernstliche Widerstände erwachsen, hält man dort für aus- 
ausgeschlossen. 

Zwischen Amerika und England ist in den letzten Wochen wieder lebhafter 
ein gegenseitiges Abgleichen der Seestreitkräfte besprochen worden, und es will 
scheinen, als ob noch einmal der Versuch gemacht wird, den amerikanisch- 
englischen Gegensatz in der Flottenabrüstungsfrage zu überbrücken. 
Man erwartet, daß die amerikanische Abrüstungskommission neue Vorschläge 
nach Genf mitbringen wird, und daß dort Sonderbesprechungen zwischen England 
und Amerika unter Hinzuziehung von Japan, Frankreich und Italien stattfinden 
werden. Die amerikanische wie die englische Presse versucht im Gefolge eines 
wohl inspirierten Artikels der „New York Times“ in diesem Zusammenhange eine 
Analyse der Stellungnahme Hoovers zu der schwebenden Frage. Man ist da all- 
gemein der Meinung, Amerika sei bereit, den Gegenstand wieder aufzunehmen, 
wenn England zu einer neuen Abrüstungskonferenz einlade, die ohne Admirale, 
aber unter dem entscheidenden Einfluß von Dawes gedacht ist. Amerika präzisiert 
inhaltlich seine Bereitschaft aber noch viel genauer, indem es gewillt ist, das 
Prinzip der Tonnagen nach Schiffsklassen fallen zu lassen und England genügend 
kleine Kreuzer von 8000 t für die Bedürfnisse seines weiten Reiches zugestehen 
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will, wenn England Amerika das Recht einräumt, dementsprechend mehr 10 000t: 
Kreuzer zu bauen, die die Union aus Mangel an Seestützpunkten notwendig hat. 
Mit diesen praktischen Vorschlägen verknüpft aber Amerika schließlich den 
| Friedensgedanken, indem es den Relloggpakt speziell auf die amerikanisch-eng- 
4 lischen Verhältnisse anwendet: beide Staaten sollen sich verpflichten, daß sie ihre 
_ Seestreitkräfte nie gegeneinander verwenden, 

Wenn man, soweit das heute schon geht, die Bedeutung der Teilnahme 
amerikanischer Sachverständiger an der Reparationskonferenz ein- 
_ zuschätzen versucht, so wird man in ihnen, ohne sich dabei optimistischen Hoff- 

nungen hinzugeben, die Elemente erkennen müssen, die zu wirtschaftlicher Be- 
sinnung drängen und damit zunächst ein Weiterverhandeln ermöglicht haben. 
_ Ist es ja doch dem Einfluß Owen Youngs zu verdanken, daß die Konferenz auf 
dem von ihm aufgezeigten Wege gleichsam noch einmal von neuem begonnen hat, 
freilich hat er den plötzlichen Abbruch der Verhandlungen nicht verhindern 
können. Doch hat er auch an dem Wiederaufleben offenkundiges Verdienst. 

Die neuen vereinsstaatlichen Einwanderungsquoten, die, wenn sie 
nicht bis dahin durch einen neuen Beschluß des Kongresses außer Kraft gesetzt 
werden, am ı. Juli Geltung gewinnen, weisen folgende Zahlen für Deutschland 

und England auf. Die deutsche Quote betrug bisher 51 227 und ist auf 25 957 
gesunken, während die englische Quote von 34 007 auf 65721 gestiegen ist. 

Unter den außenpolitischen Beziehungen der Vereinigten Staaten taucht wieder 
"die Frage der Anerkennung Rußlands durch die Union auf. Es heißt, 
‚, daß aus Wirtschaftskreisen, von den Exporteuren, die Anregung dazu gegeben 
worden ist. Die Tatsache, daß sich die Vereinigten Staaten dem großen Reich 
gegenüber so merkwürdig reserviert verhalten haben, liegt natürlich tief in der ab- 
soluten Verschiedenheit der Sozialstruktur der beiden Staaten begründet. Sie bildet 
aber doch auch eine gewisse Parallele zu der abwartenden Haltung Amerikas 
gegenüber Asien überhaupt, wo es der amerikanischen Gläubigermacht an einem 
schließlich beherrschenden Einfluß weder in Japan noch in China fehlen kann. 

Zwischen den Vereinigten Staaten und England hat in jüngerer Zeit ein Noten- 
wechsel anläßlich der Landung des Amerikaners Byrd im Südpolargebiet über die 
Souveränitätsverhältnisse in der Antarktis stattgefunden, in dem von der 
amerikanischen Seite aus die englischen Ansprüche auf das ganze Südpolargebiet 
kritisiert werden. 

Einen anschaulichen Ausdruck deribero-amerikanischenKulturgemein- 
schaft bildet die „Ibero-Amerikanische Ausstellung“ in Sevilla, die anfangs Mai 
eröffnet wird. Sie soll Europa die Idee zum Bewußtsein bringen, daß Spanien die 
kulturelle Vormacht Ibero-Amerikas, zum mindesten Hispano-Amerikas ist, was 
man mit mehr Berechtigung sagen darf. Sevilla ist als Platz dafür nicht schlecht 
gewählt. Vom benachbarten Paloskloster ist Kolumbus.einst ausgefahren, um für 
Spanien das Fenster nach der außereuropäischen Welt aufzustoßen. Besonders 
Sevilla hat leitend und aufnehmend Anteil genommen an dem kolonialen Erfolg. 
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Als Symptom für die Einschätzung der historischen Bedeutung der Stadt sind : 


nach dem Verlust von Kuba die Gebeine des großen Entdeckers nach Sevilla ge- 


bracht worden. Heute hat sich die Stadt in die Aufgabe hineingedacht, die ibero- | 
amerikanischen Beziehungen ganz besonders zu pflegen. So erwägt man schon 
den Gedanken, ob nicht ein Teil der Ausstellung zu einer Dauerausstellung zu | 
machen wäre, damit hier ein ständiger Treffpunkt der ibero-amerikanischen Welt 


geschaffen wäre. Schon hat auch die Anziehungskraft der Ausstellung dazu ge- 
führt, Sevilla als Kongreßstadt zu wählen. So wird dort u.a. der „Internationale 
Kongreß für Ozeanographie, maritime Hydrographie und kontinentale Hydrologie* 
gleichfalls im Mai tagen, der außer von spanischen und anderen europäischen 
Teilnehmern besonders von ibero-amerikanischen Delegierten besucht sein wird. 
So haben Argentinien, Chile, Ecuador, El Salvador, Guatemala, Mexiko und Uru- 
guay laut der Kongreßeinladung ihre offizielle Beteiligung zugesagt. Natürlich ist 
auch Deutschland mit mehreren Delegierten (Defant-Berlin, Wüst-Berlin, Schulz- 
Hamburg, Heinrici, Clausen, Krueger-Darmstadt) vertreten. 

Die zwischen den großen amerikanisch-holländisch-englischen Ölmächten, der 
Standard Oil Co, der Koninklijke-Shell und der Anglo-Persian-Burmah Oil, ge- 
fundene Interessengemeinschaft schneidet die Frage der Erdölpolitik an, die be- 
sonders Amerika, den wichtigsten Erdölproduzenten, angeht. In amerikanisch- 
europäischem Einvernehmen soll eine Einschränkung der Ölproduktion der Welt 
auf Grund des Standes von 1928 vorgenommen werden, um einer verhängnis- 
vollen Überproduktion vorzubeugen. Damit sind ganz bestimmt die Einzelprobleme 
nicht aus der Welt geschafft, aber der Kampf um die Erdölfelder und um 
den Weltmarkt erhält durch derartige Verständigungen etwas friedlichere Züge. 
Ganz bestimmt wird vor allem die vereinsstaatliche Erdölpolitik nicht davon ab- 
lassen, ausländische Ölfelder zu erwerben als Ölreserven, wenn sie auch ihre Aus- 
beutung auf künftige Zeiten verschieben wird. Solches Bestreben ist mehrfach 
auf Widerstand gestoßen, und es hat nicht viel gefehlt, daß sich der politische 
Gegensatz zwischen der Union und Mexiko am Erdöl Mexikos kriegerisch ent- 
flammt hätte. Heute kann man jedoch für die Vereinigten Staaten einen vollen 
Sieg in der mexikanischen Erdölfrage buchen, der klug im Sinne eines Kompro- 
misses verschleiert worden ist. Auch Kolumbien war daran, gegenüber den Ver- 
einigten Staaten in seiner Erdölpolitik eine ganz ähnliche Stellung wie Mexiko 
einzunehmen und eine Ölgesetzgebung zu schaffen. Doch will es scheinen, als ob 
auch hier eine Milderung des beabsichtigten allzu schroffen Wirtschaftsnationalis- 
mus einträte. Dagegen ist seit langer Zeit Venezuela, das heute der zweitwichtigste 
Erdölproduzent der Welt ist, den Wünschen der ausländischen Ölgesellschaften 
sehr viel mehr entgegengekommen. Dagegen hat Argentinien aus der Erfahrung 
der älteren Erdölländer Nutzen gezogen, den größten Teil seines Erdölbesitzes 


nationalisiert, und es ist daran, auch die übrigen Felder als Staatseigentum zu er- 
klären. 
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; | Orro MauLr: 
; Erdumspannender Bericht 


% Die Entente cordiale als Weltkampfgemeinschaft 


Die Verfolgung der erdumspannenden Vorgänge, die ich, wie das letzte Heft 
schon ankündigte, mit diesem Bericht übernehme, kann nicht auf die Aufweisung 
von Einzeltatsachen und ihrer geopolitischen Bedeutung ausgehen, wenn sie nicht 
noch einmal zusammenfassend wiederholen soll, was die Regionalberichte an 
geopolitischer Erkenntnis fördern. Selbst wenn sich die Arealgrenzen der Tat- 
sachen und Vorgänge mit den Grenzen der Untersuchungsgebiete der Regional- 
berichterstatter überschneiden und von dem einen in den anderen und selbst viel- 
leicht in den dritten der mehr oder minder willkürlich abgesteckten Räume, die 
von regional verteilten Warten aus betrachtet werden, eingreifen, ist es nicht am 
Platze, solche Erscheinungen zum Gegenstand erdumspannender Berichterstattung 
zu machen. Schon längst ist darum in solchen Fällen ohne viel Übereinkunft, 
ganz aus der Sache heraus der Weg gewählt worden, Fragen, die zwei oder selbst 
drei Untersuchungsräume angehen, von diesen einzelnen Räumen aus zu betrach- 
ten. Es wird damit nur wiederholt, was faktisch Erdgeschehen ist und darum 
auch in der Theorie nicht unterlassen werden darf. Ist es doch selbstverständlich, 
daß z. B. der englisch-amerikanische Gegensatz zur See vom englischen Stand- 
punkte aus ein ganz anderes Gesicht hat, als er von amerikanischer Warte aus 
bei aller objektiven Wertung betrachtet werden kann. So wird dem erdumspan- 
nenden Bericht eine viel allgemeinere Aufgabe zuzumessen sein. Er wird sich, 
natürlich von Zeitfragen ausgehend, viel weniger um die Einzelerscheinung zu 
kümmern haben, und er wird weniger an das Gestern, Heute und Morgen ge- 
bunden sein. Er wird dagegen die vorwaltenden Gesetzmäßigkeiten geopolitischer 
Erdkonstellation aufdecken müssen, die zum Teil allerdings auch nur so lange 
Geltung haben, als die letztere Struktur besteht, die sich aber zum andern Teil 
als ganz allgemeine Regeln des erdpolitischen Geschehens erweisen werden oder 
etwa ein Teilausdruck solcher sind. Ihre Artung im einzelnen nachzuweisen, wird 
oft mehr als schwer sein. Um so mehr ist es Aufgabe, über der Aufstellung von 
Begeln die Häufung der Erscheinungsformen nicht zu vergessen, die ihre Ab- 
leitung erst gewährleisten. Das wird dann unmittelbar zurückführen zur Zeit- 
erscheinung von geopolitischer Geltung, die selbstverständlich stets der Ausgangs- 
punkt zu solcher Berichterstattung sein muß. 

Der Anlaß zu dem folgenden Bericht hat vermutlich vielfach gar keine Beach- 
tung gefunden, wenn auch eine ganze Reihe von Zeitungen seiner gebührend 
gedacht haben. In den ersten Apriltagen feierte die Entente cordiale in Cannes 
ihr »5jähriges Bestehen. Der König von England hatte als seinen Vertreter den 
Herzog von Connaught geschickt; Lord Derby, die Bürgermeister von Manchester, 
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York, Cardiff und andere angesehene Engländer waren gekommen. Briand hatte 
eine kleine Botschaft gesandt. An und für sich ist man erstaunt, daß der Tag 
mit so geringem Aufwand an Festlichkeiten begangen worden ist. Man soll sich 
hüten, daraus etwa unmittelbare Schlüsse auf die Herzlichkeit der Entente zu 
ziehen, wenn auch die nebensächliche Behandlung der Angelegenheit vielleicht 
aus politischen Erwägungen zu erklären ist. Die Entente cordiale ist nicht immer 
gewesen; sie ist ja im Grunde recht jung, und auch während ihres Bestehens ist 
nicht dauernd das herzlichste Einverständnis zu erkennen. So wird man kaum 
verstehen können, wie man eine solche zeitweilige Erscheinung zum Ausgangs- 
punkt einer Regelbildung machen möchte. Aus solcher Einstellung heraus haben 
diejenigen, die ein Interesse am Zerfall der Entente hatten, aus den tatsächlich 
nicht unbedenklichen Krisen der Nachkriegszeit auf ein baldiges Ende der En- 
tente geschlossen, sich aber damit recht trügerischen Hoffnungen hingegeben. 
Das Bestehen der Entente an sich ist bestimmt kein Grund, in ihr eine Erschei- 
nung zu sehen, die sich einer allgemeineren Regel unterordnet. Für eine der- 
artige Erkenntnis reichen 25 Jahre Dauer nicht aus, erscheint das Bündnis ent- 
schieden zu zeitgebunden. Man muß sich fragen, auf welchem Raum, zu welchem 
Zweck die Entente geworden:ist, und welchen Aufgaben sie außer dem ursprüng- 
lichen Ziel gerecht werden kann. Dann wird unstreitig die Entente cordiale in 
einem ganz anderen Licht erscheinen, als sie gewöhnlich gesehen wird, und darum 
auch ihr eine andere Beurteilung zuteil werden, als sie ihr gemeinhin zuteil wird. 

Man kann nicht sagen, daß sich die beiden Länder und, als sie politische Ein- 
heiten geworden waren, die beiden Staaten England und Frankreich in herz- 
lichem Einvernehmen miteinander entwickelt haben, und daß darum von früh 
an Spuren einer Entente cordiale zu erkennen seien. Die Behauptung des Gegen- 
teils trifft gerade das Richtige; und fast für etwa ı!/, Jahrtausende gilt diese 
Beobachtung. England und Frankreich standen in wohl wechselseitiger Abhängig- 
keit, Beeinflussung voneinander. Aber nicht selten haben diese Beziehungen kriege- 
rischen Charakter mit zähem Unterjochungs- und Vernichtungswillen gehabt. 
War schon von Gallien aus der britische Raum durch Rom erobert worden, so 
wiederholt sich im Hochmittelalter der Übergriff vom französischen Gegengestade 
auf England in der normannischen Eroberung. Er bringt Verklammerung der 
beiden Kulturen mit sich. Mit der politischen Erstarkung Englands folgt aber 
der Rückschlag für Frankreich. Die erste von der Insel ausgehende Expansion 
wendet sich dem französischen Gegengestade zu, und ı!/, Jahrhunderte ringen 
die beiden politischen Organismen um die Macht in Frankreich. Der endliche 
Sieg der Franzosen um die Mitte des 15. Jahrhunderts gibt sie beide gleichsam 
aus ihrer krampfhaften Verklammerung frei zur Lösung von neuen Aufgaben, 
die sich in der Zeit der großen Entdeckungen, die damals in ihren ersten Phasen 
schon begonnen hat, den beiden Anrainern an dem Atlantischen Ozean draußen 
in der Weltweite zeigen. Was nach der Aufteilung der Erde in der spanischen 
und portugiesischen Conquista den Spätergekommenen blieb, lag zum Teil in 
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‚einer gemeinsamen Erdsphäre, zum guten Teil in Nordamerika. Auch die Über- 
größe des portugiesischen Kolonialreichs zeigt zu deutlich Schwächestellen, als 
‚daß sich nicht auch dort gar bald der Kampf um solche Räume zwischen den 
‚beiden europäischen Weststaaten abspielen sollte, die von einer breiteren Basis 
‚aus Ansprüche auf die neuerschlossenen Länder draußen in der Welt zu erheben 
'vermochten als das menschenarme Portugal und das kleine Holland, das bei der 
kolonialen Aufteilung der Erde nicht übersehen werden darf. Die Folge dieser 
"Konstellation ist das Ringen Englands und Frankreichs draußen auf den kolonia- 
len Schauplätzen. Es verlegt den Gegensatz der beiden Mächte, um dessen Aus- 
trag zugleich auf den europäischen Schlachtfeldern mit ganz anderen Streit- 
kräften als draußen gekämpft wird, in bezug auf Raumansprüche und Zielsetzung 
hinaus in die Weltweite. Einzelne Phasen dieses Kampfes draußen sind das 
Ringen Englands und Frankreichs um die Vorherrschaft in Nordamerika ebenso 
wie in Indien. England siegt schrittweise hier wie dort. Es ist bezeichnend, daß 
ihm meist die europäischen Kriege und deren Friedensschlüsse die Beute brachten. 
Der Frieden von Utrecht (1713) wies England Neufundland, Akadien und die 
Hudsonländer, aber auch Gibraltar und Menorca zu, und im Siebenjährigen Krieg 
wurde Kanada erkämpft. Die späteren Kriege gegen die französische Republik 
und gegen Napoleon ergänzten den Kolonialbesitz um Kapland und Ceylon. Das 
sind nur Beispiele, die sich im einzelnen mehren ließen. Diese enge Verknüpfung 
‚des europäischen Geschehens mit den Wandlungen draußen im weltweiten Kolo- 
"nialbesitz unterstreicht sehr deutlich die erdumspannende Bedeutung jener Vor- 
- gänge von damals. Dieses Ringen zwischen den beiden Mächten bis zum Beginne 
des neunzehnten Jahrhunderts hat schließlich Frankreich fast seines ganzen 
früheren Kolonialbesitzes beraubt. Es waren nur wenige Reststücke, die es in den 
Bau seines neuen, zweiten Kolonialreichs einzufügen vermochte. Dieser Bau wurde 
möglich, als sich mit der durchgreifenderen Erschließung Afrikas neue Räume 
boten und als die Kulturmittel Europas erlaubten, den politischen Einfluß den 
alten asiatischen Mächten aufzuzwingen und ihn selbst in die weite Ferne der 
Südsee zu tragen. Und wieder treffen sich England und Frankreich zusammen 
mit anderen europäischen Mächten draußen auf dem Erdplan. Man hat diese 
Phase einmal als die der parallelen Kolonisation bezeichnet. Allein so ganz pa- 
rallel und ohne peinliche Schnittpunkte der räumlichen Entwicklungslinien ist 
sie nicht abgelaufen. Das haben zuletzt die tieferen Motive des Raubs der deut- 
schen Kolonien gezeigt. Aber auch schon vorher haben sich Reibungsflächen ent- 
wickelt, die sich aus der Überschneidung der Ansprüche erklären. Besonders der 
forsche Zugriff Englands in Ägypten hat die Parallelität schwer gestört. Es ist für 
die Durchverfolgung der englischen und französischen Entwicklungslinien charak- 
teristisch, daß solche Reibungen das englisch-französische Verhältnis in den acht- 
ziger und neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts weiterhin stark verdüstern. 
Fast überall, wo sich koloniale Entwicklung anbahnt, sind sie zwischen den bei- 
den Mächten zu erblicken. Doch in keinem Zeitpunkt war der Gegensatz so 
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scharf als in dem Augenblick, in dem der französische Hauptmann Marchand 
am ı8. Juli 1898 in Faschoda die Trikolore hißte. Noch einmal schien der tradi- 
tionelle Gegensatz zwischen den beiden Mächten wegen des Sudans und auch 

wegen Madagaskars unvermeidbar. Allein der Ausgleich gelingt, wenn auch Frank- 
reich in allen wesentlichen Punkten zurückweichen muß. Er erhält sogar eine 
merkwürdige Krönung in der am 8. April 1904 abgeschlossnen Entente cordiale. 

Die Entente cordiale ist geboren aus der Notwendigkeit des kolonialen Aus- 
gleichs, der, wenn man einen Krieg ‘vermeiden wollte, gefunden werden mußte 
nach der Zeit der jahrzehntelangen Reibungen auf dem jungkolonialen Gebiet, 
das jetzt aufgeteilt ist und kaum noch weitere Expansionen zuläßt, ohne daß da- 
bei der Widerstand eines anderen Besitzers ausgelöst wird. In der Hauptsache 
verzichtet Frankreich in diesem Kolonialvertrag auf seine Ansprüche in Ägypten 
zugunsten Englands, England auf die in Marokko zugunsten Frankreichs. Ein 
Geheimvertrag nimmt allerdings das marokkanische Gegengestade gegenüber 
Gibraltar aus und sieht spanischen Besitz für dieses vor. Abmachungen über 
Neufundland, West- und Zentralafrika, Madagaskar, Siam und die Hebriden gehen 
nebenher. Wenn die Entente cordiale vornehmlich Regelungen auf kolonialem 
Gebiet treffen will und aus der Situation draußen in der Welt veranlaßt worden 
ist, so ist natürlich auch ihr Ursprung aus der damaligen europäischen Macht- 
konstellation, wie sich aus Bündnisverträgen und Vertragsmöglichkeiten in Europa 
ergab, nicht weniger deutlich. Es ist aber grundfalsch, sie lediglich aus Ausfluß 
der europäischen Politik, evtl. sogar mit bewußtem europäischem Ziel, zu deuten. 
Es war draußen ein Ausgleich mit der zweitwichtigsten Kolonialmacht der Erde 
notwendig geworden. Er ist in dem Kolonialvertrag gefunden worden. In welch 
fundamentaler Weise die Entente cordiale, besonders in ihrer Ergänzung und 
ihrem weiteren Ausbau bis zur Einkreisung der Mittelmächte, die europäischen 
Verhältnisse in ihrem tragischen Abstieg bestimmt hat, braucht nicht näher ver- 
folgt zu werden. Auf Grund ihrer europäischen Wirkung ist darum die Entente 
in der Hauptsache beurteilt worden, und noch bis zum heutigen Tage hat man 
sie lediglich als europäisches Instrument angesehen, darum auch ihr Ende in den 
Krisen Europas erwarten können. Man hat nicht nach ihrem Weltwert gefragt, 
den sie augenblicklich besitzt und besonders in der Zukunft haben kann. 

Es ist nicht leicht, den Übergang aus dem Jahrhundertelangen kriegerischen 
und später ernsten diplomatischen Ringen zwischen England und Frankreich zur 
Entente cordiale überhaupt zu verstehen. Nur wenn man die Phasen der poli- 
tischen Raumentwicklung auf der Erde in Betracht zieht, findet sich die gesuchte 
Erklärung. Solange es für einen Kampf auf der Erde große Raumziele gab, so- 
lange ist zwischen den beiden Mächten gekämpft worden, einst in Europa und 
dann draußen in der Welt. Dieser Kampf ist aber geboren worden aus einer 
räumlichen Schicksalsgemeinschaft in Westeuropa. Es war der Kampf zweier 
nebeneinander aufsteigender rivalisierender Nachbarn, die miteinander um die 
Geltung ihrer Heimatländer rangen und die dann, gleichsam in der gleichen 
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Richtung, nach den gleichen Zielen draußen in der Weltweite hinausgewiesen 
und hinausgelockt, sich dort wieder auf dem kolonialen Kampffeld der Erde 
trafen. Dieses räumliche Aufeinanderangewiesensein hat den Kampf entfacht und 
hat ihn lohnend erscheinen lassen, solange nicht die Entwicklung anderer euro- 
päischer Kolonialmächte oder das Aufsteigen anderer Machtfaktoren draußen in 
der Welt den Siegespreis gefährdeten. Solche Wandlung zur Raumenge und zum 
wachsenden Gegendruck von draußen hatte sich bis zur Jahrhundertwende voll- 
zogen. Deutschland war in den Kreis der Kolonialmächte eingetreten, Rußlands 
Expansionsfreudigkeit war wieder unbändig geworden, schon mußte Japan als 
Großmacht angesehen werden, und die ersten Anzeichen einer gärenden, dem 
politischen Aufstieg zustrebenden Welt regten sich im übrigen Asien. Amerika 
säubert den neuen Erdteil von den letzten spanischen Kolonialresten. Der Groß- 
teil des zum Kolonialbesitz geeigneten Landes war aufgezehrt. Es schien der 
Augenblick der Stabilisierung für England, aber auch für Frankreich gekommen, 
das Erworbene zu sichern und zu erhalten und nicht aus Prestigefragen oder aus 
Beutegier aufs Spiel zu setzen. Das war die Konstellation für die Schaffung der 
Entente cordiale, die in ihrer Bedeutung zur Zeit ihrer Schöpfung von den mei- 
sten unterschätzt wurde, aber sich als wirkungsvoll genug erwiesen hat. Im 
Grunde hat sie sich aus der dauernd gleichen Konstellation heraus bis heute er- 
halten; und so betrachtet, als Weltkampfgemeinschaft gewertet, erscheint ihr 
weiteres Bestehen für die beiden Mächte heute, wo die Sicherheit des Kolonial- 
besitzes der beiden Reiche in ungleich höherem Maße mit sehr deutlichen Frage- 
zeichen zu versehen ist, notwendiger als jemals. 

Denn gleich allen ozeanischen Reichstypen, Großstaaten, die in dem Ozean die 
verbindende Fläche der einzelnen Staatenteile sehen, ist das britische Weltreich 
wie das französische Reich aufgesplittert in eine Vielzahl großer und kleiner 
Länder. Sie stellen Staaten dar, deren einzelne Teile infolge der Vielteiligkeit des 
Ganzen schwer zu verteidigen sind und daher durch Angriffe leicht überwältigt 
werden können. Die Gleichheit der oft in harter Rivalität erstrebten Raumziele 
hat nicht selten zu einer Teilung der Gebiete, einem kolonialen Nebeneinander, 
geführt, so daß sich in den verschiedenen Rolonialraumabschnitten französisch- 
englische Raumgemeinschaft wiederholt, wie sie die Mutterländer in dem Ver- 
bande Westeuropas kennen. Solche räumliche Verzahnung der Kolonialgebiete 
hat trotz aller Gegnerschaft von einst ein Zusammengehen ausgelöst, das auch 
die Gesamtpolitik der beiden Staaten einschneidend bestimmt hat. 

Es verlohnt sich schon, um dieses Aufeinanderangewiesensein klar zu erkennen, 
eine politische Weltkarte zu mustern. Vor der östlichen Ausmündung des Lorenz- 
golfes vor Neufundland liegen die kleinen französischen Fischereilande St. Pierre 
und Miquelon vor dem britischen Neufundland, im Schutze des größeren RKana- 
da. Die Existenz der kleinen französischen Prestigeposten, der allerletzten Reste 
des einstigen großen französischen Kolonialreichs in Nordamerika, sind selbst- 
verständlich eng mit dem Schicksal Kanadas verknüpft. In der Hauptsphäre kolo- 
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amerikanischen Nationalismus geschaut wird oder auf ihn die Monroedoktrin 
rückwirkend angewandt würde. Einer ähnlichen Betrachtung sind Britisch-Hon- 
duras und die Falklandsinseln ausgesetzt. In keinem Erdteil erscheint aber eine 
Entente cordiale so am Platze wie in Afrika. Schon bei einer großen Überschau; 
scheinen die Kolonialgebiete anderer Mächte in Afrika von untergeordneter Be- 
deutung, und Afrika zeigt sich geteilt in einen französischen Nordwesten und 
einen englischen Osten und Süden. Dazwischen liegt eingeklemmt der italienische: 
mittlere Norden und die belgische Mitte samt dem portugiesischen Angola. Nur: 
wenige Randgebiete der Ostküste und auch im Westen ordnen sich diesem Auf- 
teilungsprinzip nicht unter. Im einzelnen überrascht die Verzahnung von fran- 
zösischem und englischem Gebiet sehr. Frankreichs nordwestafrikanisches Kolo-: 
nialreich umklammert die englischen Kolonien an der Guineaküste und im Sudan: 
fast ganz. Im Osten liegt umgekehrt das französische Obok vollkommen in der: 
englischen Sphäre, und das große französische Madagaskar wird zusammen mit: 
dem kleineren Reunion umschwärmt von britischen Inseln und lagert in der 
Nachbarschaft des britischen Festlandsgegengestades. Die Wege nach Nord- und: 
Ostafrika wie zu dem asiatischen und australischen Kolonialbesitz führen durch 
das Mittelmeer, das weithin von französischen und britischen Gestadeländern in 
Nordafrika und Vorderasien gerahmt wird, und in dem französische und britische 
Inseln und Halbinseln die wichtigsten Wächterstationen an dem Hauptseewege 
bilden. Eng räumlich hängen wiederum die britischen und französischen Mandats- 
gebiete in Syrien zusammen. Der autochthone Widerstand innerhalb dieser Kolo- 
nialgebiete ist für beide Mächte gleichmäßig ebenso in dem erwachenden Neger- 
afrika wie in der Selbstbesinnung der orientalischen Völker Nordafrikas und des 
vorderen Orients zu erblicken. Mit dem Schicksal Britisch-Indiens und seiner 
Randgebiete ist das der kleinen französischen Besitze am Rande der Halbinsel 
und mitten in Bengalen verknüpft. Und in Hinterindien werden Burma und die 
britischen Besitzungen auf Malakka samt Britisch-Borneo genau so wie die zweite 
ansehnliche kontinentale Hälfte des französischen Kolonialreichs, Indochina samt 
Tongking, von aller künftigen Entwicklung in Südostasien in gleichem Maße ge- 
troffen, mögen einmal jene alten Kulturländer selbst die Fremdherrschaft abzu- 
schütteln versuchen, oder mögen die mächtigeren Nachbarn, China und Japan, 
hier eingreifen. Wie schon Hinterindien, so liegt aller übriger Besitz in der aller- 
dings nicht unumstrittenen Einflußsphäre der ostasiatischen Welt. Das gilt für die 
winzigen englischen und französischen Stationen an der chinesischen Küste ebenso 
wie für die zahlreichen, teils Frankreich und teils England gehörigen, großen 
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und kleinen Inseln der Südsee. Selbst der Kontinent Australien, Tasmanien und 
Bo liegen nicht ganz außerhalb dieser Gefahrzone, in der sich zu dem 
tasiatischen Einfluß der amerikanische hinzugesellt. 

Trotz anscheinender Verzettelung und unregelmäßiger Streulage findet sich aber 
bei solcher Überschau der Kolonialbesitz der beiden Mächte in einer überraschenden 
Lagegemeinschaft, ist gemeinsamen Widerständen — hier dem Nationalismus der 
europäischen Tochterstaaten in Amerika oder dem Aufstieg der Neger in Mittel- 
und Südafrika, dort in Nordafrika, Asien und in der Südsee der Selbstbesinnung 
und Regeneration der alten Kulturvölker — ausgesetzt und geht darum vermut- 
lich gleichen Schicksalen entgegen. Aus dieser Gemeinsamkeit der Lage muß sich 
eine Kampfgemeinschaft ergeben, wenn Frankreich und England daran denken, 
ihre Kolonialreiche zu erhalten. Bündnisse anderer Art sind kaum möglich. Man 
kann sich nicht vorstellen, daß Japan für den Bestand der britischen Besitzungen 
in Amerika eintreten könnte, ebenso könnte Amerika kein inneres Verständnis 
gewinnen für eine Verteidigung der englischen Kolonien in Afrika und Südasien. 
Mit der Vollentwicklung der englischen und französischen Kolonialreiche zu der 
heutigen Gestaltung hat sich ganz von selbst das Bedürfnis der Entente cordiale 
entwickeln müssen, die einst lediglich des Ausgleichs und der Stabilisierung wegen 
geschlossen worden ist. 

Diese Entente cordiale trägt aber bei solcher Bedeutung die Keime: des natür- 
lichen Ausbaus in sich. Denn es darf nicht übersehen werden, daß sich in dieses 
koloniale Weltbild Englands und Frankreichs auch die Kolonien der übrigen 
atlantischen Mächte Europas einfügen, als ob sie die Lücken in der bisher ge- 
musterten Anordnung ausfüllten. Das gilt für Italien in Nord- und Ostafrika; es 
gilt ebenso für Portugals afrikanischen und asiatischen Besitz. Der- belgische 
Kongostaat ist nichts anderes als der Puffer zwischen der französischen und eng- 
lischen Sphäre in Afrika. Endlich wiederholt Holland in Westindien, Surinam 
und Insulinde noch einmal, wenn auch sehr unvollkommen, die Verteilung in 
Streulage über den ganzen Raum; seine Kolonien liegen in enger Nachbarschaft der 
französischen und englischen Besitzungen und stehen darum vollkommen unter 
den Lagewirkungen und dem Lageschicksal, denen die Territorien der größeren 
Kolonialmächte ausgesetzt sind. Spaniens Kolonien sind zu geringfügig, um seine 
politische Stellungnahme in besonderem Maße beeinflussen zu können; doch in dem 
Augenblicke, wo die Existenzfrage seines Kolonialbesitzes angeschnitten wird, wird 
es sich der eigentümlichen Lagegemeinschaft der europäischen Kolonialreiche nicht 
entziehen können. Aus der Gemeinsamkeit der Lage ihrer Kolonien mit denen 
Englands und Frankreichs ergeben sich auch für diese kleineren Staaten die mit 
England und Frankreich gemeinsamen politischen Raumfragen. Für Portugal gibt 
es in Afrika und Indien den gleichen Fragekomplex wie für England, und Holland 
ist in Insulinde dem gleichen ostasiatischen Druck und der gleichen eingeborenen 
Bewegung ausgesetzt, die England und Frankreich im Raume des australasiatischen 
Mittelmeers auszuhalten haben. So erweitert sich Vertragsgemeinschaft der Entente 
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cordiale zu. einer natürlichen Schicksalsgemeinschaft, die die ER und südwest- 
europäischen Kolonialmächte umfaßt. Sie ist damit kein weltpolitischer Faktor, 
der als Einheit in die politische Weltrechnung eingesetzt werden könnte. Die ein- 
zelnen Kolonialmächte sind weit davon entfernt, sich auf eine gemeinsame Richtung 
der Zielstrebigkeit geeinigt zu haben. Nur die Möglichkeit gemeinsamen Handelns 
scheint im Falle der Existenzfrage der Kolonialreiche nicht ausgeschlossen zu sein. 
Sie stellt vielleicht die letzte Rettung gegen einen Druck von außen oder die Ent- 
wicklung von innen dar. Solche Aussicht auf ein letztes gemeinsames Wegestück 
verbindet aber auch schon vorher. Darin liegt die Erklärung für manche poli- 
tische Sympathiekundgebung, die zwischen diesen einzelnen Staaten zu beobach-, 
ten ist. | 

Selbstverständlich ist auch das neuerliche Zusammengehen Englands und Frank- 
reichs draußen in der Welt, das in der letzten Zeit seinen deutlichsten Ausdruck 
in dem Marinekompromiß gefunden hat, nicht ohne Rückwirkung auf die poli- 
tischen Verhältnisse in Europa geblieben. Allein vom innereuropäischen Stand-, 
punkt aus kann darum nicht das Wesen des Bundes verstanden werden. Zur: 
Regelung der Verhältnisse auf dem kolonialen Felde von einst geschaffen, ist sie: 
immer mehr zur kolonialen Regel für England und Frankreich geworden. Als 
solche bildet sie den Kern gemeinsamer Abwehr antieuropäischer Bewegungen. 
Dabei muß nur als in hohem Grade bedauerlich hingestellt werden, daß diese 
Kraftentwicklung nicht von Europa ausgeht, sondern daß die sich aus der Ge 
meinsamkeit des Handelns ergebende Macht auch zur nachhaltigen Beeinflussung; 
der europäischen Verhältnisse benutzt wird, so daß sie in egoistischem Ringen um 
die Erhaltung des Kolonialbesitzes draußen die Kraft des Heimaterdteils bewußt! 
geschwächt haben. In solcher Sonderwirkung offenbart sich ihr lokaler west-: 
europäischer Ursprung aus einem langen Kampf gegeneinander zu einer Kampf-. 
gemeinschaft im Augenblick des drohenden Angriffs von draußen. Abgesehen von 
dieser europäischen Sonderwirkung stellt sich aber die Entente cordiale als eine: 
der erdbeherrschenden Entwicklungslinien dar, ohne deren Erkenntnis viele Einzel- 
erscheinungen sich einem sicheren Verständnis entziehen. 
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H. TOEPrFER: 
Die Turkestan-Sibirische Eisenbahn 


und die wirtschaftliche Entwicklung der von ihr auf- 
geschlossenen Länder!*) 


Der nachfolgende Artikel ist zwar, wie der Verfasser selbst hervorhebt, im 
wesentlichen die Wiedergabe eines Aufsatzes halbamtlichen russischen Ursprungs 
und muß deshalb natürlich in der Beurteilung der wirtschaftlichen Aussichten 
nur mit gebührender Vorsicht aufgenommen werden. Er ist jedoch sowohl für 
die Erschließungsarbeit, welche die jetzige Regierung in Asien im Anschluß an 
Vorarbeiten der zaristischen Zeit unternimmt, als auch namentlich für die Ari und 
Weise, wie man so kostspielige Aufgaben — ebenfalls im Anschluß an die Methoden 
des früheren Systems — der Bevölkerung schmackhaft macht, so charakteristisch, 
daß seine Veröffentlichung wohl gerechtfertigt erscheint. Die Schriftleitung. 


Es kann nicht geleugnet werden, daß die vereinigten Sowjetstaaten großzügig 
und folgerichtig zu arbeiten versuchen. Sie haben eine Reihe von Plänen auf- 
genommen, die die Zarenregierung ihrerzeit durchgearbeitet und wieder erwogen 
und doch nicht ausgeführt hat, weil der Krieg dazwischen kam. Es sei nur an 
das berühmte Djneprostroi-Projekt und die Versorgung des anliegenden Landes 
mit elektrischer Kraft erinnert. Ein anderes solches Projekt ist die Turkestan- 
Sibirische Eisenbahn, die die Transkaspische mit der Transsibirischen Eisenbahn 
zu verbinden und reiche Gebiete wirtschaftlich aufzuschließen hat. Die Rentabili- 
tätsberechnung der Bahn ist durch die Entwicklung schon überholt worden: 
Während man noch 1926/27 nur mit einer Getreideeinfuhr von 0,344 Mill. t 
nach Mittelasien rechnete, sind tatsächlich ein Jahr später 0,442 Mill. t eingeführt 
worden. Der zukünftige Bedarf wird an Stelle des ursprünglich angenommenen 
Bedarfs von 0,557 Mill. t bis zum Jahre 1931 voraussichtlich auf 1— 1,165 Mill. t 
emporschneilen. Gleichzeitig dürfte sich der Bedarf an Holz und an Produkten 
der Viehzucht sowie an Geräten für landwirtschaftliche Betriebe erhöhen. Wenn 
z. B. im Jahre 1927 im Vergleich zu ı923 der Fleischkonsum in Gesamtrußland 
sich um ı74,7°/, gehoben hat, so werden auch die Bewohner von Mittelasien 
dasselbe Bedürfnis der Hebung empfunden haben. Ihr Mehrbedarf dürfte sich aus 
der Zunahme der mittelasiatischen Bauernwirtschaften in Verbindung mit dem 
Wachsen ihres Wohlstandes seit der Revolution, sowie aus Einschränkungen der 
lokalen Getreideerzeugung zugunsten der Erweiterung der technischen Kulturen — 
wie Baumwolle und Reis — erklären. Der Bedarf muß bis zur Vollendung der 
Turkestan-Sibirischen Bahn aus den bisherigen Erzeugungsländern, aus Sibirien 
auf dem Umwege über den Ural, herangeführt werden. Die Versorgung von 


*) Nach einem Aufsatz von T. Ryskuloff in den Jswjestija. 
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Mittelasien mit Getreide ist deswegen kritisch, weil die Preise von Getreide und 
Baumwolle großen Schwankungen unterworfen sind. So z. B. hat sich der durch- 
schnittliche Preis von 1,50 Rbl. für 164, kg*) Getreide im Jahre ı927 auf 
3,18 Rbl. in die Höhe geschraubt und sind Reis und sonstige Körnerfrüchte 
ebenso gestiegen. Die Folge ist, daß im Jahre 1928 stellenweise Baumwoll- 
kulturen zugunsten der Aussaat von Körnerfrüchten aufgegeben worden sind. Im 
Zusammenhang mit diesen Erscheinungen steht eine Erhöhung des Güterverkehrs 
auf der künftigen Bahn über die ursprüngliche Annahme hinaus, die für das Jahr 
1931 nur mit 120000 t rechnete, nach den neuesten, immer noch bescheidenen 
Berechnungen für Getreide, Holz, landwirtschaftliche Produkte und Eisenbahnbau- 
material schon für 1931 auf 1,8 Mill. t und für ıg4ı auf annähernd 4 Mill. t ver- 
anschlagt wird. In diesem Warenverkehr sind die aus Mittelasien nach Sibirien und 
Westchina gehenden Verladungen nicht einbezogen. Es ist klar, daß diese neuen 
Berechnungen sehr zugunsten des Baues der Eisenbahn sprechen und ihre unzweifel- 
hafte volkswirtschaftliche Bedeutung erkennen lassen. Demgemäß hatte sich die 
Sowjetregierung entschlossen, den Bau in einem Zeitraum von fünf Jahren, also bis 
1931, zu Ende zu führen. 1926/27 waren auf dem nördlichen Bauabschnitt schon 
ı50 km Gleise verlegt. Im Baujahr 1927/28 war die Verlegung von 343 km be- 
absichtigt. Als Ergebnis der gleichzeitigen Trassierungsarbeiten zwischen Lugowaja 
und Ssemipalatinsk wurde die bau- und betriebstechnisch vorteilhafteste Linien- 
führung festgelegt, die die bisher schwierigsten Bauabschnitte, wie über den Kurdai- 
rücken westlich Wjerny ausschaltet. Sollte es gelingen, die Bauzeit noch um ein Jahr 
abzukürzen, so würde die Wirtschaft den größten Vorteil davon haben. 

Nach Vollendung des Baues der Eisenbahn kommt es darauf an, die Veraus- 
gabung der auf den Bau verwandten Staatsmittel durch möglichst schleunige 
Hebung der gesamten Wirtschaft der aufgeschlossenen Länder und speziell 
die Förderung des Baumwollanbaues zu rechtfertigen. Was können nun die be- 
treffenden Gebiete wirtschaftlich darstellen? Die neue Linie beginnt bei der Station 
Arys der Orenburg-Taschkenter Eisenbahn, endet in Nowossibirsk an der Sibi- 
rischen Bahn und ist 2552 km lang. Die Strecke Arys—Lugowaja, 424 km, be- 
steht bereits. Von Lugowaja bis Ssemipalatinsk sind 1475 km und von da bis 
Nowossibirsk 653 km noch zu bauen. Zur Bahn gravitieren folgende Gebiete: 
ı. Kasaken-Republik, Gouvernement Ssyr-darja, Kreise Tschimkent und Aulieat, 
Gouvernements Dshety-ssuisk und Ssemipalatinsk. 2. Rirgisen-Republik, Kantone 
Frunse, Tschuisk, Talassk und Narynsk. 3. Sibirien, Bezirke Sslawgorod, Rubzoff, 
Barnaul und Biisk mit einer Gesamtausdehnung von 119737330 ha. Hiervon 
sind landwirtschaftlich zu nutzende Fläche 7,9 %/,, Weide 37 %/» Wald 6,80), und 
Unland 48,3 0/,, erstere wirtschaftlich noch lange nicht richtig ausgenützt. 

Die Bevölkerung zählte 1926 4857642 Köpfe. Am dichtesten ist sie in West- 
sibirien, am wenigsten dicht in Kasakistan und Nordkirgisien. Nach Angaben von 
1927 sind 26289200 Stück Vieh gezählt worden, wovon auf Kasakistan etwa 2); 

”) 16,4 kg = ı Pud. 
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entfallen. Als hauptsächlichstes Getreideanbauland erscheint Westsibirien. Durch 
‘ Bahn werden die wichtigsten Metallagerstätten (Altai, Ridder, Nordbalchasch, 
exanderkette und chinesische Westgrenze), ferner Kohlenvorkommen mit un- 
gefähr 10 Milliarden t (Karagandin, Ekibastusk u. a.) aufgeschlossen. Es ist von 
rei Wert, daß diese Kohlen sich in der Nähe der Metallager befinden. 
 Mittelasien wirddurch den Bau derEisenbahn in seiner Baumwollwirtschaft ein er- 
heblich anderesGesicht bekommen.DiehierharrendenAufgabensind folgende: Höchste 
Ausbeutung der Baumwollkultur auf bereits bewässerten Flächen und Verdrängung 
des Körnerfruchtanbaues. 1925/26 waren 66,4 %/, mit Weizen und Reis und 19,6%), 
mit Baumwolle besetzt, 6,3 0/, mit sonstiger Kultur. Bis zum Jahre 1930/31 sollte die 
Anbaufläche für Getreide auf 58,2 0/, gesenkt, für Baumwolle auf 24 0/, gehoben 
werden. Davon wird Kasakistan Hossnder? günstig beeinflußt werden, wo ein Teil der 
verdrängten Kulturen, vor allen Dingen Reis, Zuckerrübe, Bohnen; Luzerne, an- 
gesiedelt werden muß. Der in den Tälern der wasserreichen Flüsse Ili und Tschu 
gut gedeihende Reis kann hier für den großen Bedarf der mittelasiatischen Märkte sehr 
wohl eine vorteilhafte Entwicklung finden. Auch die Zuckerrübenindustrie könnte bei 
der großen Aufnahmefähigkeit der nahen Märkte auf große Rentabilität rechnen. 
Da mit der Fertigstellung der Bahn für das Jahr 1930/31 gerechnet werden 
muß, ist es an der Zeit, Ort und Mengen der Einfuhr an Getreide, Viehfutter, 
Holz, Vieh und Viehprodukten, Geräten u. a. genau zu ermitteln, um die Wirtschaft 
Mittelasiens alsbald auf möglichste Steigerung der Produktion einstellen, also im 
wesentlichen die Baumwollkultur fördern zu können. Es muß vermieden werden, 
daß eingeführte Körnerfrüchte dem Geschmack der Bevölkerung so wenig ent- 
sprechen, daß diese — wie vorgekommen ist — das gelieferte Brotgetreide ver- 
kauft und sich um teureren Preis das örtliche zur Erbackung der beliebten Fladen 
beschafft oder daß landwirtschaftliche Maschinen, weil für die dortigen Verhält- 
nisse unbrauchbar, als Ladenhüter in den Verkaufsstellen herumliegen. Die früh- 
‚zeitige Klarstellung solcher Fragen ist im Interesse alsbaldiger Organisation des 
Warenaustausches zwischen Sibirien, Kasakistan und Mittelasien erst recht geboten, 


weil auf der anderen Seite die Ausfuhr aus Mittelasien wieder eine Reihe Fragen 
auf dem Gebiet der Industrie und der Versorgung mit Heizmaterial, ferner über 
‚die wirtschaftlichen Aufgaben der Gebiete bei Steigerung des En 
mit Westchina, über Wirtschaftsstudien in den Ländern an der Eisenbahn, über 
Bewässerung und Übereignung unbenutzter Ländereien auf die Tagesordnung stellt. 

Sibirien, als das Hauptlieferungsgebiet von Getreide-, Holz- und Viehwirt- 
schaftsprodukten, sowie einiger wichtiger industrieller Erzeugnisse, wird sich in 
erster Linie auf höchstmögliche Entwicklung des Getreideanbaues und der Holz- 
industrie einzustellen haben. Nach vorsichtigen Schätzungen wird die Turkestan- 
Sibirische Eisenbahn in den ersten Betriebsjahren mindestens 2/, Mill. t Getreide 
‚und Viehfutter, !/, Mill. t Holz, insgesamt mindestens ı-ı1/, Mill. t aus Sibirien 
zu befördern haben. Aber schon für 193ı wird die Gesamtproduktion des anbau- 
fähigen Landes in den vier nach der neuen Bahn gravitierenden sibirischen Kreisen 


m 
© 
3 
a 


394 AUS DER WELTWIRTSCHAFT 


auf 1,4 Mill. t Getreide, Viehfutter und Ölfrüchte, für 1941 auf 1650 Mill. ge- 
schätzt. Sie wird der Bahn zu tun geben. Es kommt jedoch auch hier darauf an, 
mit den Wünschen der Bevölkerung Mittelasiens hinsichtlich der Sorten den jetzigen 
Anbau in Einklang zu bringen und ihre Wünsche hinsichtlich des Bedarfs an Holz 
und Maschinen beim Bau der Maschinenfabriken und der metallurgischen Werke 
Telbes zu berücksichtigen. Gleichzeitig taucht die Frage des Ausbaus der Zubringer- 
bahnen und Wasserwege auf, die die Heranführung der verwendungsreifen Erzeugnisse 
der Ländereien und Wälder zu bewirken haben. Augenscheinlich reichen die Be- 
stände der von der Hauptlinie unmittelbar aufgeschlossenen Wälder nicht aus, so 
daß an den Aufschluß anderer Großwaldgebiete Sibiriens wird gedacht werden: 
müssen. Ganz allgemein aber ist zu sagen, daß das Tempo der Entwicklung und 
Intensivierung der sibirischen Landwirtschaft und der Stärkung der mit ihr im 
Zusammenhang stehenden Industrie erheblich wird verstärkt werden müssen. 

Kasakisten und Kirgisien mit ihrer teils auf Ackerbau, teils auf Viehzucht 
eingestellten Wirtschaft werden vom Bahnbau ganz besonderen Vorteil haben, da 
sie durch die 1475 km lange Neubaustrecke überhaupt erst erschlossen werden. 
Der Ackerbau hat namentlich auf künstlich bewässerten Flächen die besten Aus- 
sichten; für die Viehzucht sind die ausgedehnten Bergweide- und Steppenflächen | 
wohl geeignet. Jedoch ist wegen der Konkurrenz des billigen sibirischen Getreides 
und wegen Vergrößerung der eigenen Anbaufläche auf trockenen Böden der Anbau 
von Körnerfrüchten (mit Ausnahme von Reis) auf bewässerten Flächen nicht nutz- 
bringend und sind hier technische Kulturen angezeigt. 

Die augenblicklichen Anbauflächen können vergrößert werden für 


Kenaf . . von 1620 ha auf 40000 ha 
Opium . era aasche 
Zuckerrüben „ 1000 „ „ 25°. 58 
Tabak »„ 2000 „ „ 10000 ha 
Reis . »„ 4000 „ „ 200—300000 ha 
Rızinus . „ 3000 „ „ 1oooo ha 
Weberdisteln „ 10. er6obhe 


Außerdem verdient besondere Achtung der Kendyr, der in den Flußtälern des 
Ili und Tschu und an den Ufern des Balchaschsees in großer Ausdehnung wild 
wächst und als Ersatz für Baumwolle für die Textilindustrie von großer Bedeutung 
werden kann. Wie für die technischen Kulturen sind hier auch die Bedingungen 
für industriealisierten Gartenbau, Seidenraupenzucht u. a. Zweige gegeben. 

In der Viehzucht wird auf weitgehende Rationalisierung und Zuchtwahl hinzu- 
arbeiten sein und dadurch der Absatzmarkt Mittelasiens voll befriedigt werden können. 

Die Industrie wird in erster Linie auf die Bearbeitung landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse für den Absatz in Mittelasien und den nördlich gelegenen Gebieten 
Räte-Rußlands auszugehen haben. Die Fragen der Entwicklung der Montanindu- 
strie und der Brennstoffgewinnung sind noch offen. 

Die im vorstehenden ausgeführten Gesichtspunkte geben die Richtlinien für die in 
Verbindung mit dem Bahnbau einzuleitenden Maßnahmen und wurden durch den 
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‚Beschluß des Volkskommissariats der R. Ss. F. Ss.-Republiken vom 7. Dezember ı 0 
festgelegt. Sie wurden den beteiligten Einzelstaaten zur Berücksichtigung dringend 
‚empfohlen und sind im Interesse der allgemeinen Förderung der Kultur zu begrüßen. 
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Nach neueren Nachrichten hat das Volkskommissariat für die Verkehrswege sich 
_ Mitte März 1928 für Ausführung der Bauarbeiten innerhalb 5 Jahren unter mög- 
lichster Verbilligung der Kosten entschieden. Die gewählte Linie von Ssemipalatinsk 
entlang dem Flusse Tschar-Gurban und von Dsharm nach Ssergiopol mißt nach 
den vorjährigen Vorarbeiten ı48ı km Neubaustrecke. Die Arbeiten sollten von 
Norden und Süden beginnen und sahen Verlegung des Oberbaus vor: 
1928 im Nordabschnitt 187 km, im Südabschnitt ı16 km bis zum Flusse Tschu, 


1929 „ = Bee = 273 „ bis zum Alma-At, 

1930 „ “ Lises „. R 381(?), bis zur Wasserscheide zwischen Ili 
und Kartal, 

193: „ x Ba, “ 84  „ Schlußstrecke. 


Die schwierigen Unterbauarbeiten auf der felsigen Strecke zwischen km 1083 und 
1106 sollten 1928 und 1929 ausgeführt werden. Falls die provisorische Brücke über 
den Tschu rechtzeitig fertig wurde, konnten noch weitere 40 km Oberbau verlegt 
werden. Am 20. März d. J. ist die 650 m lange Brücke über den Jrtysch bei Ssemi- 
palatinsk (5 Hauptöffnungen mit Parabelträgern, 2 Flutöffnungen) nach 10 mona- 
tigem Bau fertiggestellt und am 25. März für den Güterverkehr freigegeben worden. 

. Die Gesamtkosten beziffern sich auf Grund sorgfältiger Durchprüfung durch 
eine Spezialkommission auf 197,5 Mill. Rbl. ausschließlich Beschaffung der Be- 

“ triebsmittel. Hiervon sind 37 Mill. für 1927/28, 57 Mill. für 1928/29, 55 Mill. 
für 1929/30 und 40,5 für 1930/31 bereitzustellen. Ob über den Rest von 8 Mill. 
schon verfügt ist, war aus der Mitteilung nicht zu ersehen. Zur Verbilligung der 
Kosten sind größte Einfachheit, Verwendung örtlicher Baustoffe und Einschränkung 
der Raumgröße bei allen Hoch- und Tiefbauten, Verringerung der Kronenbreite 
des Bahndammes u. a. m. vorgeschrieben worden. 

Ein Bericht der Spezialkorrespondentin der Jswjestija (Nr. 65/,,) zeigte die Vor- 
arbeiten im Vorjahrein vollem Gange, wies aber auch auf die großen Schwierigkeiten 
hin, denen der Bauz. B. in den Sandwüsten der Ssary-Kum nordwestlich Utsch-Aral be- 
gegnen wird. Hier ist typische Sandwüstenlandschaft mit Wanderdünen, wie ihrerzeit 
beim Bau der Transkaspischen Eisenbahn zwischen Merw und Amu-Darja mit allen 
Schwierigkeiten der Wasserbeschaffung, der Befestigung des Bahndammes durch tief- 
wurzelnde Wüstengewächse (Strandhafer, Kameldistel, Artemisia, Ssaxaul u.a.) und des 
Schutzes gegen Sandverwehung in langwieriger Arbeit zu überwinden. Aus der Schilde- 
rung ist zu entnehmen, daß die Sowjetregierung sich von dem Fehler ihrer Vor- 
gängerin, mangelhafter Organisation undAusführungder Arbeit unleugbargroßartiger 
Entwürfenichtnur nicht freigemacht hat, sondern lustig darauflos verfügt, ohne recht- 
zeitig das unbedingt Nötige für Unterkunft, Verpflegung und gesundheitliche Fürsorge 
für ihre ausführenden Organe zu tun. Man darf gespannt sein, wie unter solchen Um- 
ständen der geplante Bau der Turkestan-Sibirischen Eisenbahn verlaufen wird. 
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GERHARD HERRMANN: 
Die Wirtschaft des Auslandes 


Die Wirtschaft des Auslandes 1900— 1927, 
Einzelschriften zur Statistik des Deutschen 
Reiches, Nr. 5. Bearbeitet im Statistischen 
Reichsamt, Berlin 1928, Verlag von Reimar 
Hobbing. (Zirka 900 Seiten Folio, Preis brosch. 
28 M.) 


Diese sehr umfangreiche Veröffentlichung des 
Statistischen Reichsamts verdient aus mehr- 
fachen Gründen besondere Aufmerksamkeit. 
Einmal zeigt sie deutlich das Bemühen des 
Statistischen Reichsamts, das ungeheure bei 
dieser Behörde vorliegende Material nicht un- 
ausgenutzt in den Archiven veralten zu lassen, 
sondern in höherem Maße als bisher dem Be- 
dürfnis des praktischen und wissenschaftlichen 
Lebens zur Verfügung zu stellen. Die enge 
personale und sachliche Zusammenarbeit zwi- 
schen dem Statistischen Reichsamt und dem 
Institut für Konjunkturforschung hat sich hier 
besonders fruchtbar ausgewirkt. „Um die Zu- 
sammenhänge zwischen der Konjunkturent- 
wicklung in Deutschland und den konjunktu- 
rellen Vorgängen im Ausland festzustellen, hat 
sich das Bedürfnis geltend gemacht, zunächst 
die Struktur der ausländischen Volkswirtschaften 
näher zu untersuchen.“ Die . heute dringender 
als je bestehende Notwendigkeit, die Wirt- 
schaftslage des Auslandes zu Zwecken der Kon- 
junkturbeobachtung, zur Exportförderung und 
Erkundung von Absatzmöglichkeiten zu beob- 
achten, erfordert eine viel genauere Kenntnis 
der Wirtschaft des Auslandes als früher. Wie 
keine zweite Veröffentlichung des Statistischen 
Reichsamts kommt also das vorliegende Werk 
einem dringenden Bedürfnis entgegen. Mit 
Freude kann vorweggenommen werden, daß 
diese Aufgabe — gerade auch in bezug auf 
die äußere Form und Lesbarkeit der Darstel- 
lung — erfüllt worden ist. 

In einheitlicher Methode und nach_ einheit- 
lichem Aufbau wird in Form von in sich ge- 
schlossenen Berichten die Wirtschaftsstruktur 
und Entwicklung der 44 wichtigsten Länder 


der Welt behandelt, jeweils den Zeitraum von 
1900— 1927 umfassend. Während Europa und 
Ost- und Südasien — auf den ausgezeichneten 
Bericht über China sei besonders hingewiesen — 
so gut wie lückenlos erfaßt sind, ist bei einer 
Neubearbeitung dringend die Einbeziehung 
Mittelamerikas und Westindiens 
Türkei und Persiens zu wünschen, da ja gerade 


sowie der 


in diesen asiatischen Gebieten wichtige Um- 
wandlungen im Gange sind. Auch aus dem 
französischen Kolonialreich und den U.S.-ameri- 
kanischen Kolonien bzw. Dependenzen würde 
man gern noch einige Gebiete behandelt sehen. 
Der augenfälligste Vorzug der Gesamtdarstel- 
lung liegt darin, daß nicht nur eine Zusammen- 
stellung des statistischen Materials gegeben 
wird, sondern, von wenigen unbedeutenden 
Ausnahmen abgesehen, bereits eine textliche 
Verarbeitung der Daten stattfindet. Wenn auch 
die einzelnen Monographien sich auf knappen 
Raum beschränken müssen, so umfaßt immer- 
hin z. B. Großbritannien 50, Frankreich 40, 
Japan 25 engbedruckte Folioseiten. Die un- 
bedingte Sachlichkeit und der klare Stil der 
Darstellung ermöglichen diese Raumknappheit, 
ohne daß hierbei Wichtiges zu kurz oder gar 
in Wegfall kommt. Der Text hält sich von 
jedem Theoretisieren und Übermaß von Zahlen 
frei. Zahlreiche graphische Darstellungen er- 
leichtern die Anschauung. Der hierbei an- 
gewandte logarithmische Maßstab hat freilich 
oft arge Verzerrungen zur Folge. Jedem Länder- 
bericht ist ferner eine besondere, internationale 
Vergleichbarkeit erlaubende, statistische Tabelle 
und ein nach amtlichen Veröffentlichungen, 
Büchern und Abhandlungen sowie Zeitungen 
und Zeitschriften gegliedertes Quellenverzeich- 
nis beigegeben. Über die Auswahl der Buch- 
literatur läßt sich allerdings im einzelnen 
manchmal streiten. 

Ein entschiedener Mangel, den der geopoli- 
tisch eingestellte Leser besonders empfinden 


wird, ist die überaus magere Ausstattung mit 


Karten. Entweder man verzichtet ganz hierauf, 
‘oder man entschließt sich zur Vergrößerung 
auf ganzseitiges Format und erhebliche Ver- 
 mehrung. Aber winzige Umrißkärtchen ohne 
"Angabe eines Maßstabes und tiefere Gliederung 


e 


im Umfang von z. B. 5X7cm bei U.S.A. 
(S. 535) haben wenig praktischen Wert. In 


_ wesentlich größerem Maßstab ausgeführt, er- 
füllen solche Karten nur dann ihren Zweck, 


wenn sie mindestens die wichtigsten Teile des 
Fluß- und Eisenbahnverkehrsnetzes, die provin- 


_ zielle bzw. einzelstaatliche Gliederung und die 


wirtschaftlich bedeutendsten Orte wiedergeben. 
Vorbildlich ist besonders ($. 541) eine dem 


" amerikanischen Agriculture Year Book entnom- 
 mene, nach Anbauregionen gegliederte Karte 


‚stem geopolitischen Reiz 


der U. S. A., die eine Illustrierung von höch- 
des beigegebenen 
Zahlenmaterials darstellt. Überhaupt würde die 


- Gesamtdarstellung an Wirksamkeit und geo- 


4 


politischer Überzeugungskraft sehr gewinnen, 
wenn man sich die vorzüglichen zahlreichen 
Publikationen des Handels- und des Landwirt- 
schaftsministeriums in Washington gerade auch 
Hinsicht zum Vorbild 
nähme. Für Gebiete mit großer. klimatischer 


in kartographischer 


Differenzierung und entsprechender räumlicher 


Ausdehnung, wie z. B. China, dürfte eine 
solche Darlegung der Hauptanbaugebiete der 


wichtigsten Kulturpflanzen von nicht zu über- 


- schätzendem geopolitischem Wert sein, be- 


stimmen doch diese Gegebenheiten weit über 
ihre wirtschaftliche Bedeutung hinaus auch die 
politische und kulturelle Gestaltung. Für Län- 
der wiederum mit sehr intensiv entwickelter 
Wirtschaft, wie z. B. Großbritannien, wo ja 
der Balfour-Bericht reichhaltiges Material be- 
reitstellte, könnten die Herausbildung bestimm- 
ter Wirtschaftsbezirke von besonderer Eigenart 
und ihre Verschiebungstendenzen gezeigt wer- 
den. Eine gecpolitisch sehr dankenswerte Auf- 
gabe wäre es z. B., die auf Seite 13 nur zahlen- 
mäßig belegte Nordsüdwanderung der englischen 
Industrie auch kartographisch zu unterbauen. 
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. schaftspolitik, Bevölkerung, 
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Selbstverständlich würde es zu weit führen, 
auf die einzelnen Berichte ‚gesondert einzu- 
gehen, um so mehr als die Gliederung stets 
annnähernd die gleiche ist: Überblick, Wirt- 
Landwirtschaft, 
Bergbau und Industrie, Außenhandel, Verkehr, 
Arbeitsmarkt, Warenpreise, Geld- und Kapital- 
markt, Zahlungsbilanz, Staatsfinanzen. Von 
diesem Schema ist nur in dem einen Falle der 
U.S. A. abgewichen worden, da das hier schon 
reichhaltig vorliegende Material die wichtig- 
sten Grundtatsachen vorauszusetzen gestattet. 
Um so ausführlicher wurde auf die weltwirt- 
schaftliche Sonderstellung der U.$.A. einge- 
gangen: Ein über alle Klima- und Wachstum- 
zonen sich erstreckendes Gebiet, ein von Zoll- 
schranken unbehinderter Binnenmarkt mit der 
kaufkräftigsten Bevölkerung der Welt, ein den 
Eigenbedarf stark übersteigender Vorrat an 
agraren und industriellen Rohstoffen und eine 
fast ideale Ausgeglichenheit von agrarer und 
industrieller Urproduktion und Fertigwaren- 
herstellung verschafften den U.S$.A. eine wirt- 
schaftliche Überlegenheit, die von Autarkie 
nicht weit entfernt ist. 

Diese geopolitische Grundgegebenheit muß 
bei Beurteilung amerikanischer Wirtschafts- 
fragen vorangestellt werden und sollte davor 
bewahren, amerikanische Wirtschaftsmethoden 
kritiklos auf andere Verhältnisse zu übertragen, 
in denen völlig verschiedene Voraussetzungen 
gegeben sind. 

Alles in allem stellt das vorliegende Werk 
eine im deutschen Schrifttum einzigartige Mög- 
lichkeit dar, sich zuverlässig über die Wirt- 
schaft des Auslandes und die durch den Welt- 
krieg bewirkten Strukturwandlungen zu unter- 
richten. Eine kleine Bibliothek wird hierdurch 
ersetzt. Es bleibt nur zu wünschen, daß der 
Herausgeber auf dem eingeschlagenen Wege 
fortschreitet und weitere Bände über diesen 
Fragenkreis folgen läßt, die dann tiefer in 
die Einzelprobleme eindringen können, da das 
selbst übermittelt 


Tatsachenmaterial bereits 


ist. 
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EI Passwöichtvermerkzwang 


Das paßzwanglose Europa vor dem Kriege 


KARL CHRISTIAN VON LOEscH 


. Paßzwang und Sichtvermerk vor und nach dem Weltkrieg 


Vor dem Kriege konnten praktisch die Angehörigen aller zur abendländischen Kultur ge- 
hörigen Staaten ohne Paß- und Sichtvermerk von einem Staat in den andern reisen. Nur im 
äußersten Osten und Südosten wurden Pässe und Sichtvermerke verlangt. 

Der Abbau der Sichtvermerke nach dem Weltkrieg setzte für die Reichsdeutschen verhält- 
nismäßig spät ein, während die Ententestaaten untereinander und mit den verbündeten Rand- 
und Nachfolgestaaten schon früh wenigstens den Sichtvermerkszwang abschafften. Diese Be- 
wegung begann bereits im Jahre 1920. Das Deutsche Reich führte erfolgreiche Verhandlungen 
erst nach Überwindung des Währungsverfalles. Zuerst fiel der Sichtvermerkszwang zwischen 
dem Reich, Österreich und Danzig, wie das ja von Natur und Volks wegen bedingt ist. In 
den ersten Monaten des Jahres 1926 wurde auch der Sichtvermerk nach der Schweiz, Holland, 
Island und Dänemark abgeschafft, als Zeichen gut nachbarlicher mitteleuropäischer Entwick- 
lung. Im nächsten Halbjahr folgte Luxemburg und Schweden, kurz vorher fiel auch der Sicht- 
vermerkszwang in Portugal fort. (In Spitzbergen [!] war er bereits 1925 überflüssig geworden.) 


1928 


Der Abbau der Sichtvermerke nach dem Weltkrieg 


Das Jahr i927 brachte nur das Schweden ja benachbarte Finnland an der Ostsee und das an 
Österreich anstoßende Südslawien. 1928 aber geschah der große Durchbruch. Die Sichtvermerke 
nach Großbritannien und Irland, Norwegen, der Tschechoslowakei, Lettland, Italien und Spanien 
entfielen. Es ist ja wohl politisch begründet, daß der Sichtvermerkszwang in Westeuropa nur 
noch für Belgien und Frankreich fortbesteht (Eupen-Malmedy und Elsaß-Lothringen). In Mittel- 
europa ist dagegen sehr bemerkenswert, daß mit Ungarn Vereinbarungen über den Fortfall des 
Sichtvermerkes noch nicht abgeschlossen zu werden vermochten. 

An einen Abbau des Paßzwanges ist vorerst nicht zu denken. 

Das vorstehende Kärtlein des Fortfalls der Sichtvermerke ist für die Lage in Europa in 
mehr als einer Hinsicht bezeichnend. Es ist kein Zufall, wenn die nicht-ententistische Mitte am 
raschesten die vom Verkehr geforderte Beseitigung von Schwierigkeiten durchsetzte. Aber es 
sind auch nicht bloß politische Sympathien, oder es ist nicht nur ein Nachlassen von Span- 
nungen, was dadurch zum Ausdruck gebracht wird, sondern es spielen zum Teil auch inner- 
politische Verhältnisse der einzelnen Staaten mit hinein. Wer die Zeichen zu deuten versteht, 
kann daraus einen gestuften Fortschritt in der wirtschaftlichen Wiederannäherung Europas ab- 
lesen. Die Bedeutung Mitteleuropas für einen Aufbau der europäischen Wirtschaft, für den Ab- 
bau der Zollgrenzen und die stufenweise Vergrößerung der Zollgebiete ist damit im rohen 
schon vorgezeichnet. 
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PERCY MEYER: 
Wettbewerb der Kulturen im Baltıkum 


A 


"Vor einem halben Menschenalter hieß es: „Mit Deutsch kommt man durch: 
ganz Osteuropa“ (gemeint ist das alte Rußland). Ist hier auch auf abgetrenntem, 
vormals russischen Staatsboden inzwischen eine ganze Reihe von nationalen 
Republiken, Freistaateu mit ausgeprägt nationalistischem Einschlag, erstanden, 
die Geltung der deutschen Sprache in der Ostwelt besteht heute noch wie: 
letzthin, nur prägt sich dieser Kultureinfluß neuerdings in anderer Form aus. 
Die Staatswerdung des Heimatbodens kleinerer und kleinster Völker hat, was: 
hierbei zu beachten ist, in allen Fällen einen politischen Ruck nach links mit 
sich gehracht, der allerdings nicht überall gleich scharf hervortritt. Nationa- 
lismus und sozialer Radıkalismus fließen nun nicht mehr zusammen, sie prallen 
oft schon aufeinander. Dieser Gegensatz nährt den Kulturkampf im Osten. 
Eines seiner Hauptprobleme ist die Frage der maßgebenden Fremd- und Welt- 
sprache. Schalten wir von diesem Thema das verhältnismäßig große Polen mit 
seiner teilweise heute noch führenden alten, von jeher franzosenfreundlichen 
Oberschicht aus, so bleibt die Lage in den ostbaltischen Staaten zu untersuchen. 
Gerade hier ist das Kulturproblem noch unentschieden und tritt das lebhafte 
Spiel der Kräfte derzeit offensichtlich in Erscheinung, 

Das baltische Kernstück, Lettland und Estland mit ihrer vielhundertjährigen 
geschichtlichen und kulturellen Verbundenheit, bietet auch heute fäst gleiche 
Verhältnisse im Norden wie im Süden. Die deutsche Kolonisierung Alt-Livlands, 
der nachmaligen russischen Ostseeprovinzen, der heutigen Freistaaten Lett- 
und Estland, war im späten Mittelalter auf halbem Wege steckengeblieben. 
Nach dem Zusammenbruch des Ordens, mit dem Verlust der baltischen staat- 
lichen Selbständigkeit, konnte die Kolonisation nicht mehr die früheren Fort- 
schritte machen; langwierige Feldzüge, Hunger und Pest, Verschleppungen 
und zuletzt Ausweisungen, Revolution, Gewaltherrschaft und Terror schwächten 
das baltische Deutschtum immer wieder, ja sie brachten es schließlich zum 
Weißbluten. Immerhin, die kulturelle Struktur des Baltikums ist noch zur 
Stunde wesentlich deutsch. Die stärkere Kultur, in diesem Falle die Kultur 
überhaupt, offenbart eben eine Lebenskraft, die sich immer wieder durchsetzt. 
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‚Es ist hier mit einigen alten Vorurteilen zu brechen: Legende und Geschichts- 
wollten auch im baltischen Raume Staatengebilde und Völker als 
etwas Längstgegebenes und Ewigbestehendes gelten lassen, das sich allen Ge- 
walten zum Trotz erhalten habe, um nun einem neuen Leben entgegenzugehen. 
Demgegenüber ist festzustellen, daß auf dem Boden der heutigen baltischen 
Freistaaten ehedem die verschiedensten Kleinstämme siedelten, die sich mehrerer 
Mundarten indogermanischen und finnisch-ugrischen Ursprungs bedienten. Erst 
die deutsche Landesverwaltung schweißte dieses sich durchkreuzende und über- 
schneidende Völker- und Sprachengewirr zu zwei nationalen Einheiten zu- 
sammen, wobei dahingestellt bleibe, ob dies ungewollt oder aus Gründen der 
Nützlichkeit und Bequemlichkeit bewußt geschah. Der mehrhundertjährige 
baltische Zusammenhang bringt es jedoch mit sich, daß die lett-estnische 
Sprachenverwandtschaft, von den übrigen kulturellen Erscheinungen nicht zu 
sprechen, viel enger ist als das gemeiniglich jetzt noch angenommen wird. Den 
beiden scheinbar so grundverschiedenen Sprachen sind nicht nur Hunderte von 
Wortwurzeln, diese meist finnisch-ugrischen Ursprungs, gemeinsam, beide Idiome 
sind auch durch eine Reihe von Wörtern schwedischen (gotischen) Ursprungs 
verbunden. Ihnen beiden ist schließlich eine noch beträchtlichere Anzahl Wort- 
wurzeln und Lehnwörter eigen, die dem Slawischen (Russisch, Weißruthenisch) 
und dem Deutschen (Niedersächsisch, Ostpreußisch, Neuhochdeutsch) ent- 
nommen sind. 

In vorgeschichtlicher Zeit hat die gotische Oberschicht die mutmaßlich im 
6. und 7. Jahrhundert n. Chr. in die Ostseelande eingesickerten slawisch- 
litauischen und finnischen Stämme volklich nicht aufzusaugen vermocht oder 
nicht gewollt. Die spätere normannische Epoche währte nicht lange, sie be- 
trachtete das Land eigentlich mehr als Durchgangsgebiet und hinterließ noch 
geringere Spuren. Dann aber setzte die Slawisierung des baltischen Ostens ein. 
Slawenfürsten, fraglos gleichfalls normannischer Herkunft, kamen mit Gefolge 
von der Narowa, vom Peipussee, von der Mitteldüna ins Land, und zuletzt be- 
gann auch schon die Christianisierung der baltischen Lande nach griechisch- 
katholischem Ritus. In wenigen Jahrhunderten wäre der größte Teil der da- 
maligen eingesessenen Bevölkerung im Norden (Estland) russifiziert, im Süden 
(Lettland) weißruthenisiert worden. Die heutige baltische Sprachenkunde be- 
stätigt das. Die „Aufsegelung“ Alt-Livlands (um 1200) begegnete der slawischen 
Invasion und wies sie bald auch kraftvoll zurück. Die zu geringe Einwanderung 


des dritten deutschen Standes, namentlich die Abneigung der „nao Oosten“ 
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ziehenden deutschen Bauern vor der Seefahrt, die geschlossene litauische Ab- 
wehr in den Grenz- und Sumpfgeländen östlich des Memelstromes ließen die 
Kolonisation nicht vollenden. Die deutsche Oberschicht nahm in der Folgezeit, 
besonders unter schwedischer und russischer Herrschaft, wohl viel fremdes 
Blut auf, blieb aber naturgemäß eine Oberschicht, wehrte aus diesem Grunde 
lange das Eindringen, d.h. den sozialen Aufstieg der indigenen Bevölkerungs- 
elemente ab, ja förderte mittelbar. zuerst die Verlettung, bald auch die Ver- 
estung eigener Volksgenossen, soweit diese auf dem flachen: Lande und in den 
kleinen Städten nicht als sozial höher stehende Schicht anzusprechen waren. 
Die meist ungewollte, also nicht bewußt geförderte, ja in der ersten Zeit nur 
geduldete Verdeutschung von Letten und Esten (auch dies fast nur in den 
größeren Städten) begann sich erst dann stärker zu entwickeln, als es zu spät 
war, als nämlich der soziale Aufstieg und gleichzeitig auch die nationale Eman- 
zipation der beiden Ortsvölker schon im Entstehen begriffen waren. Daher hat 
man heute noch Zehntausende von Einheimischen, die in den letzten fünfzehn 
Jahren mehr als einmal ihre Nationalität gewechselt haben, die oft nicht ge- 
nau bestimmen können, ob sie Deutsche, Russen, Letten oder Esten sind. 

Nach den letzten Volkszählungen bildet das Deutschtum in Lettland an- 
nähernd 4°/,, in Estland nicht viel mehr als 2°%/, der Gesamtbevölkerung, die 
übrigens auch sonst in beiden Staaten ein ziemlich buntes nationales Mosaik 
darstellt. Die letzten zwei bis drei Jahrzehnte russischer Herrschaft haben viel 
zu dieser Buntscheckigkeit beigetragen und die neuzeitliche Industrie und Technik 
ergänzten das Bild um etliche Farben und Abtönungen mehr. Alexander III. 
wollte das Baltikum von oben her russifizieren, Nikolaus II. es von unten 
heraus russisch kolonisieren, um den Prozeß der „Angleichung“, in diesem 
Falle freilich die kulturelle Nivellierung, zu beschleunigen. Nur der Krieg ver- 
hinderte die künstliche Aufpfropfung von russischen Siedlern und die alsdann 
unvermeidliche Verpflanzung lettischer und estnischer Bauern nach Innenruß- 
land und Sibirien, wohin schon früher viele Tausende lettischer und estnischer 
Kolonisten gegangen waren. Derselbe Krieg aber mit seiner stürmischen Be- 
völkerungsbewegung (Flucht, Aussiedlung, Beamtenversetzung, Industrie- 
abtransport, Verbannung usw.) hatte zeitweilig auch viel zur vorschreitenden 
Russifizierung der verschiedensten baltischen Bevölkerungskreise beigetragen. 

Noch heute steht ein Großteil der aus russischer Schule hervorgegangenen | 
lettischen und estnischen Intellektuellen im Banne der russischen Kultur und! 


Sprache, namentlich der russischen Literatur und Kunst. Die politische russische: 
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Emigration in Riga, Reval und einigen anderen größeren Städten, die meist 


russisch sprechende und auch sonst kulturell russisch orientierte jüdische 


w 
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Bourgeoisie fördern auch zur Stunde mittelbar russisches Wesen im Lande. 
Die russische Bevölkerung an erster, die jüdische an zweiter Stelle sind es zu- 


gleich, die sich hier einer lebhaften natürlichen Vermehrung erfreuen. ‚Die 


deutsche geht langsam zurück, die estnische ist vor einiger Zeit, die lettische 
soeben ins Stocken gekommen. Die Bevölkerungsbewegung entwickelt sich also 
durchaus zugunsten des Russentums, was den Wettstreit der Kulturen mit be- 
einflußt. Wir kommen damit auf die Hauptfrage dieser Abhandlung zurück. 
Im baltischen Kulturkampf, der bei dem Mangel an kraftvollen eigenen Kultur- 
faktoren auf lettischer und estnischer Seite nach außen hin mehr in. dem meist 
passiven Wettbewerb deutscher Art und Sprache mitrussischer Art und Sprache 
zum Ausdruck kommt, bekämpfen sich, was wesentlich ist, gleichzeitig auch 
westliche und östliche Gesinnung und Gesittung, man kann sagen: der Kon- 
servatismus in seinen besten, aristokratischen Erscheinungsformen und der 
Radıkalismus verschiedenster Art und Färbung, bis zu seiner Reinkultur, dem 
Internationalismus russisch-kommunistischer Prägung. Da hier nun die deutsche 
Kultur lediglich von. einer Oberschicht, mag sie auch noch so Not leiden, ge- 
tragen ist, die russische Art aber langsam dem Moskauer Einfluß verfällt, so 


" ist das soziale Moment in diesem Falle vom kulturellen nicht zu trennen. 


Kennzeichnend für die Einstellung der beiden Mehrheitsvölker ist die ver- 
schiedene Denkweise im eigenen Lager: Ein beträchtlicher Teil der gebildeten 
Letten und Esten, besonders das reifere Element, möchte am liebsten russische 
Sprache und Art ganz und gar im Lande ausmerzen, die breite Masse dagegen 
neigt bewußt oder unbewußt vielfach dem Osten zu, Natürlich gibt es hüben 
wie drüben Ausnahmen, die aber doch kaum viel an der Regel ändern. Die 
Abneigung gegen alles, was deutsch ist, verband noch vor wenigen Jahren 
alle Schichten des Letten- und Estentums. Nun ist dieser Antagonismus, kenn- 
zeichnenderweise auf der ganzen Linie, stark im Schwinden begriffen, wiewohl 
noch lange nicht erloschen. Man hat doch in zehn Jahren viele Erfahrungen ge- 
macht, und die Ernüchterung greift um sich. Der Kulturkampf hat ungeachtet 
dessen nichts an Schärfe eingebüßt, wohl aber scheint er zeitweilig auch in andere 
Formen gedrängt zu werden. Lautete die Losung noch unlängst: „Hie deutsch. 
hie russisch!“ so hört man jetzt auch schon: „Hie deutsch, hie englisch!“ 

Die französische Kulturpropaganda hat in Lett-Estland nicht viel zu er- 


reichen vermocht, anders der mächtige Einfluß englischer Sprache, Art und 
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— kommerzieller Absatzmöglichkeit. In den letzten Monaten wurde in Ettend 
eifrig Summung gemacht für die allgemeine Einführung der englischen Sprache 
in den Schulen. Diese Bewegung hatte ihren politischen Hintergrund und war auf 


die stockenden estländisch-deutschen Vertragsverhandlungen zurückzuführen. 


Allmählich gewinnt aber auch in Estland die nüchterne Erkenntnis der tat- 
sächlichen Lage überhand, jedenfalls hat die Praxis dem Englischen vor dem 
Deutschen keinen Vorsprung in den Schulen eingeräumt, zumal da es an eng- 
lischen Sprachlehrern durchaus gebricht. In Estland. ist also einstweilen alles 
beim Alten geblieben: der Pennäler lernt als erste Fremdsprache Deutsch, der 
Mittelschüler je nach Wahl der Eltern, lange nicht immer, auch Englisch, 
weniger Französisch, in Ausnahmefällen Russisch. Trotzdem sinkt die Beherr- 
schung des Deutschen in Estland von Jahr zur Jahr. Hier nur ein Beispiel aus 
dem Leben: Ein lettischer Journalist erzählte letzthin von seiner Berufsfahrt 
nach Dorpat (Estland). In der noch vor zwei Menschenaltern ganz deutschen 
(nordlivländischen) Universitätsstadt traf er auf einer der Hauptstraßen eine 
Gruppe Mittelschüler, von einem Lehrer geleitet. Weder die zwanzig estnischen 
Schüler, noch der estnische Lehrer verstanden die in der Verkebrssprache des 
Ostens, also deutsch vorgebrachte Frage des Letten nach einer bestimmten 
Straße. Ebensowenig wußten sie, was eigentlich nur bei dem Lehrer auffallen 
kann, auf die ins Russische übersetzte Frage zu antworten. Erst ein Nachzügler, 
der hinzugetreten war, stand im typischen baltischen „Kleindeutsch“ Rede und 
Antwort. „Das aber war ein Halbdeutscher oder ein Halbeste, wie man es nimmt“, 
ergänzte der Erzähler lachend sein Kulturerlebnis in Dorpat, der zweitgrößten 
Stadt Estlands. 

Dieser Fall bildet keine Ausnahme in Estland, wo die Beherrschung der 
Fremdsprachen mit jedem Jahre abnimmt. In Lettland liegen die Verhältnisse 
etwas anders, doch ist auch hier der langsam fortschreitende negative Prozeß 
nicht zu verkennen. In beiden Baltenländern halten, was früher „Anstoß er- 
regt“ hätte, ab und zu auch schon die Zeitungen mit Äußerungen der Be- 
sorgnis über die Zukunft des Esten- und des Lettenvolkes nicht zurück. Beide 
Völker, heißt es etwa, sind klein, zählt doch jenes keine volle, dieses nicht viel 
mehr als eine Million im eigenen Lande. Dieses empfindet immer drückender 
die mißliche Wirtschaftslage, besonders die Argrarnot. Hier wie da wachsen 
die Städte, besonders gilt das von Riga, auf Kosten des flachen Landes, während 
die Landjugend ihrerseits in die Mittel- und Hochschulen drängt. Die Zahl der 
Hochschulbesucher ist in Riga, Dorpat, Reval verhältnismäßig zwei- bis drei- 
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mal so groß wie in Deutschland oder England, an tüchtigen Fachkräften ge- 
bricht es aber noch recht sehr. Früher oder später wird die Überzahl Aka- 
- demiker und „Anstudierter“ wieder an das Auswandern denken müssen, un- 
_ gefähr in dem Maße, wie vor einem halben Menschenalter, als beispielsweise 
nur der siebente Teil aller Letten mit Hochschulbildung in der Heimat ihr 
Brot fanden. Rußland ist jetzt verschlossen, während im übrigen Ausland noch 
weniger mit Lettisch oder Estnisch anzufangen ist. Gut ist der dran, der 
wenigstens geläufig Deutsch sprechen und schreiben kann; er kann dann nötigen- 
falls auch leichter Englisch erlernen... 

Weiter in die Zukunft hinauszublicken, wird aber nach Möglichkeit ver- 
mieden. Die eigenen engen Verhältnisse nehmen die Köpfe vollauf in Anspruch, 
und weniger das Bangen um die Zukunft als die Sorge um die Gegenwart be- 
herrscht die Gesamtheit. So handelt es sich denn gegenwärtig um die westliche 
oder östliche Einstellung, im Grunde genommen um Deutsch oder Russisch. 
Auf der jüngsten Lehrerkonferenz der baltischen Staaten, diesmal in Kowno 
abgehalten, entschied sich die Mehrheit für die gründlichere Erlernung zu- 
nächst einer Fremdsprache, nämlich der deutschen. Die Litauer (ein Drittel 
des litauischen Volkes lebt heute in Nordamerika) ließen vor der Abstimmung 
ihren Anspruch auf Bevorzugung der englischen Sprache fallen und schlossen 
sich größtenteils der Majorität an. Als „wünschenswerte“ zweite Fremdsprache 
bezeichneten Letten und Esten die russische. Die Litauer waren anderer 
Meinung. Zu einer Entschließung kam es hinsichtlich des Russischen nicht. — 
Während in manchen Schulen Deutschlands und der Tschechoslowakei Russisch 
als Pflichtfach eingeführt ist, sind die baltischen Staaten dabei, die Kenntnis 
des Russischen bei der heranwachsenden Generation auszumerzen, mindestens, 
was auf dasselbe herausläuft, nicht zu fördern. Man beachtet hier in nächster 
Nachbarschaft des großen Oststaates mit regerer Aufmerksamkeit als in Deutsch- 
land auch die nationale Emanzipation der nichtrussischen Völker des Räte- 
bundes — ein Vorgang, für den man in den Baltenländern nicht nur Ver- 
ständnis, sondern auch Anteilnahme und lebhaftes Interesse hat. Ob die durch 
die Schule geförderte Abkehr von russischer Sprache und Wesensart tatsäch- 
lich eine nachhaltige Förderung der westlichen, hier also der deutschen Kultur 
und Sprachkenntnis nach sich ziehen wird, steht noch dahin, denn der Kultur- 
kampf, zumal auch politisch stark beeinflußt, dauert im Baltikum noch leb- 
haft an. Von seinem Ausgang wird zu einem bedeutenden Teil das Schicksal 
der baltischen Lande selbst abhängen. Dieser Wettstreit datiert, wie wir gesehen 
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haben, nicht von gestern, er ist vielmehr so alt wie die baltische Geschichte 
und hat mit ihr schon manche Phase durchlebt. Immer wieder sind Esten und 
Letten, so oder anders, in diesen — einerlei ob aktiven oder passiven — Mit- 
bewerb von Großvölkern und ihrer Kulturen hineingezogen worden, wofür die 
derzeitige nationale, kulturelle, ja sogar die rassische Struktur der Baltenvölker 
beredtes Zeugnis ablegt. Auch in Zukunft wird es wohl nicht anders sein 
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CONSTANTIN VON WEYMARN: 
Estland und Lettland in der ostwestlichen Spannung 


Haushofer bezeichnet in seinen „Grenzen“ Litauen und die Baltenländer 
als Zerrlandschaften zwischen Ost- und Westeuropa. In der Tat, wenn irgendwo, 
dann gibt es hier einen mustergültigen Zerrungsbogen. In diesem Falle ist es 
wohl keine der so häufigen geographischen oder geopolitischen Übertreibungen, 
wenn man sagt, daß hier nahezu jedes Problem, ob es sich um wirtschaftliche, 
politische oder kulturelle Fragen handelt, immer und immer wieder nur unter 
dem Gesichtspunkte West gegen Ost behandelt wird. Hierin liegt die Eigenart, 
aber auch die Einförmigkeit des politischen Kraftfeldes in Ostmitteleuropa, das so 
oft als zweiter europäischer Balkan bezeichnet wird. Anders wie letzterer sind die 
baltischen Länder von vornherein ohne größere Bewegungsfreiheit in ein über 
ihre Köpfe von Westeuropa nach Moskau strahlendes Spannungsfeld eingeordnet. 
Möglichkeiten ernsthaften politischen Richtungswechsels, wie sich das der von 
verschiedenen Kraftlinien durchsetzte, aber auch einen einheitlichen Lebensraum 
darstellende Balkan leisten kann, sind ihnen versagt. Das Ostbaltikum ist im 
weiteren Sinn gesprochen eben kein eigen gearteter und weitergehend individuali- 
sierter Lebensraum, sondern eine breite Grenzzone, ein Übergangsgebiet — eine 
Zerrlandschaft. 

Es ist kein Zweifel — die Lage des Ostbaltikums ist vornehmlich durch die 
breite Anlehnung an das russische Flachland gekennzeichnet. Die europäische 
Halbinsel setzt erst weiter südlich von dem Rumpf des eurasiatischen Kontinents 
ab. Das Ostbaltikum ist die einzige Landschaft, an der letzterer im Westen An- 
schluß an das Meer gewinnt. Flüsse wie die Düna, die den Rigaschen Meerbusen 
mit den zentralen Teilen der russischen Tafel verbinden, verstärken noch mehr 
die gekennzeichneten kontinentalen Bindungen. 

Dem Aufgehen in den russischen Lebensraum wirkte jedoch eine andere Lage- 
beziehung nachhaltig entgegen. Das Ostbaltikum, vor allem Estland und Lettland, 
stehen unter der Wirkung des Gegengestades. Ist doch die Ostsee ihrer geo- 
politischen Bedeutung nach ein Binnenmeer, dessen Wassermassen weit mehr 
verbindend wirken als trennend. Wie hätte sonst hier der Ruf nach dem Domi- 
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nium maris, wie er im größeren Mittelmeer erschallte, laut werden können? Vom 

deutschen, dänischen oder schwedischen Gegengestade liefen in ferner und naher 

Vergangenheit deutliche Kraftlinien nach dem baltischen Ufer herüber. In Zeiten 

der Schwäche des kontinentalen Gegenspielers gelang den Seemächten die Er- 
oberung und Behauptung der ostbaltischen Landschaften, und auch der politische 
Triumph, den Rußland ı721 hier erlebte, bedeutete keinen endgültigen, weil 
nur äußerlichen Sieg. 1918 fiel die russische Hülle, in sich aufgelöst, ab. Mehr 
denn je und in breitesten Volksschichten, ist. man sich seitdem in Reval und 
Riga seiner westlichen Wesensart bewußt. 

Indessen ähnelt die heutige Lage nicht unwesentlich wieder derjenigen. zu- 
zeiten des Ordensstaates, als am baltischen Ufer ein kleines und schwaches Staats- 
gebilde vegetierte, dessen Lebensdauer durch die Rivalität seiner großen Nach- 
barn eine Zeitlang erhalten wurde, aber dann in vernichtenden Kriegen zu- 
sammenbrach. Bedeutet das Wiederaufleben einer dem mittelalterlichen Kräfte- 
felde nicht unähnlichen Konstellation nun auch den Wiederbeginn endloser 
Kämpfe um den Besitz der baltischen Länder? Liegen hier nicht heute die am 
wenigsten befriedeten Grenzen Europas? | 

Der Ordensstaat, der zu Beginn der Neuzeit seinen’ Nachbarn eine lockende 
Kriegsbeute zu sein schien, war ein Staat, dessen innere Struktur aus dem Mittel- 
alter übernommen, den Stürmen der Neuzeit keinen ernsthaften und geschlossenen 
Widerstand aller seiner Kräfte entgegensetzen konnte und nicht zu guter Letzt an 
"innerer Schwäche und Zerrissenheit zusammenbrach. Heute stehen an dieser Stelle 
‚dagegen Völker, die sich mit unzweifelhaftem Lebenswillen ihren eigenen Staat 
aufgebaut haben und mit vereinten Kräften und im Bunde mit dem europäischen 
Westen bisher dem bolschewisierten Rußland erfolgreich Widerstand leisten konn- 
ten. Auf längere Zeiten ist ihr Schicksal jedoch damit noch nicht sichergestellt. 
Es fragt sich, welche Tatsachen die Existenz der kleinen Staaten in dem 
Ostbaltikum begünstigen oder umgekehrt bedrohen. 

In engstem Zusammenhang steht die Existenz der Randstaaten mit der Frage, 
ob die gegen Osten vorhandene Kulturgrenze, die der jahrhundertelange ger- 
manisch-evangelische Einfluß im Lande schuf, erhalten bleiben wird. In diesem 
Falle kommen den kleinen Völkern ihre besseren Wirtschaftsmethoden, ihre höhere 
Bildung und ihr verhältnismäßig entwickeltes Nationalbewußtsein als Bundes- 
genossen in dem ungleichen Kampf zu Hilfe. Nur unter diesen Umständen werden 
sie einer inneren Assimilation durch den russischen Nachbarn entgehen können. 

Vorläufig hat man in Estland und Lettland nicht das Gefühl, daß ein drohen- 
der Kulturrückgang und eine Assimilierung durch den slawischen Osten bevor- 
steht. Bemerkenswert hoch ist die Volksbildung, nur etwa ı0°/, der Bevölkerung 
sind Analphabeten — ein bemerkenswertes Ergebnis der von einheimischen Chau- 
vinisten soviel geschmähten ehemaligen deutsch-baltischen Verwaltungsmethoden. 
Überhaupt ist Bildungseifer einer der hervorstechendsten Charakterzüge in der 
Psychologie des modernen. Esten und Letten. Die Universitäten sind überfüllt, 
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fast jeder 100ste Lette oder Este ist Student. Man studiert im Winter und arbeitet 
im Sommer zu Hause als Bauer. Die Verbreitung der Bildung bedeutet aber 
gleichzeitig auch eine politische Heranbildung und eine Aufrüttelung des National- 
bewußtseins. Wie hoch der einfache Mann den Wert der nationalen Bewußtheit 
und Überlegenheit des Letten oder Esten gegenüber dem einfachen Russen ein- 
schätzt, zeigte mir die Antwort, die mir ein lettischer Selbstschutzmann in Lett- 
gallen auf die Frage gab, wie Lettland bei einem militärischen Angriff Rußlands 
selbst bei Unterstützung durch seine Nachbarn bestehen wolle? „Wir fürchten 
die Russen nicht. Jeder von uns ist mindestens so viel wert wie 10 Russen, denn 
unsere Soldaten wissen, wofür sie kämpfen, jene ziehen aber ganz teilnahmslos 
in den Krieg“, war die Antwort. 

Allerdings kann nicht verschwiegen werden, daß es besonders in einem Teil 
der lettischen Intelligenz Strömungen gibt, die ihr Ideal in dem freiwilligen An- 
schlusse Lettlands an ein nachbolschewistisches Rußland erblicken, und die nur, 
solange in Rußland der Kommunismus herrscht, von der Notwendigkeit einer 
staatlichen Selbständigkeit überzeugt sind. Genährt werden diese Strömungen vor 
allem auch durch das nahezu vollständige Stilliegen der lettischen Häfen Libau 
und Windau, deren Blüte durch die Verknüpfung mit dem russischen Hinter- 
land, ja sogar direkte Linienführung in das ukrainische und Moskauer Wirt- 
schaftszentrum (Libau—Romnyer und Windau—Moskauer Bahn) bedingt war und 
nun durch die politische Grenzziehung vollständig isoliert sind. 

Ein weiterer großer Nachteil der Selbständigkeit lag für Lettland darin, daß 
die recht bedeutende Vorkriegsindustrie, besonders in Livland und Kurland, die 
nur durch die großen Absatzmöglichkeiten im russischen Reich sich hatte ent- 
wickeln können, in der Nachkriegszeit nicht wiedererstand. Es ist daher verständ- 
lich, daß es vielfach gerade die Wirtschaftskreise sind, die für die Zukunft wieder 
eine Anlehnung an Rußland erhoffen. 

Von seiten der Regierung ist man sich sehr wohl der Gefahren, die dem lettischen 
Staate durch derartige rußlandfreundliche Strömungen drohen, bewußt. Man ver- 
sucht die russische Sprache aus Schule und Universität möglichst zu verbannen und 
an ihre Stelle die deutsche zu setzen. Dadurch entstehen zwar für den einzelnen 
manche Nachteile durch die Unkenntnis einer im Lande gebräuchlichen Sprache, aber 
gleichzeitig wird damit eine Mauer gegen den Osten errichtet. Denn die Kenntnis 
der Sprache eines anderen Volkes ist ein Grundstein der Beziehungen zu ihm. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Angst der öffentlichen Meinung vor 
russischen Kultureinflüssen zu verstehen. Als im vorigen Winter das Erscheinen 
des Donkosakenchors Anlaß zu einer großen nationalrussischen Kundgebung 
wurde, heulte die lettische Presse geradezu auf. Estland hatte den Donkosaken 
die Einreise sogar nicht gestattet, so sehr fürchtete man ein Anwachsen der Sym- 
pathien für Rußland. Auch die Schwierigkeiten, die man besonders in Lettland 
der Einbürgerung von Ausländern macht — es handelt sich hierbei meist um 
Russen — beruhen im Grunde auf der Angst vor Überfremdung durch Rußland. 
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. Trotzdem bestehen in der Minderheitenfrage, die ja für manche neu entstan- 
dene europäische Staaten, wie Polen und die Tschechoslowakei ein schwerwiegen- 
des Problem ist, keine wesentlichen Gefahren für die Randstaaten, Zwar sind sie 
keine reinen Nationalstaaten (Estland 90°/, Esten, Lettland 75 0/, Letten, Litauen 
über 80°/, Litauer), aber die Minoritäten sind verhältnismäßig gut gestellt, haben 
ihre eigenen Schulen (Schulautonomie Estlands) usw. und man hört in Estland 
und Lettland wenig Klagen. Das Unrecht, das diese Staaten durch die rigorose 
Enteignung des deutschen Grundbesitzes am Deutschtum begangen haben, besteht 
freilich nach wie vor fort. Trotzdem gibt es wohl in den baltischen Rleinstaaten kein 
staatserhaltenderes Element, als die Deutschen. In staatsbürgerlicher Beziehung 
zeigt sich eben am deutschen Element des Landes noch immer die 700 jährige 
‚politische Schulung. Besonders in Lettland imponiert die glänzende Organisation 
und Diszipliniertheit des deutschen Volkstums im Gegensatz zu der beispiellosen 
Zersplitterung der lettischen Parteien, aber auch anderer Minderheiten, wie der 
Juden. Die deutschen Parteien in Lettland und Estland haben sich infolgedessen 
auch ein weit größeres Ansehen zu verschaffen gewußt als es andere ebenso starke 
oder gar stärkere Gruppen besitzen. 

Auch da, wo es, wie in Lettgallen, an der russischen Grenze geschlossene russi- 
sche Gemeinden gibt, bemerkt man keinerlei Feindschaft gegen den lettischen 
Staat. Eine Irredentabewegung in irgendeiner Form ist hier so lange nicht mög- 
lich, als es sich diesseits der Grenze weit besser leben läßt, als jenseits im roten 
"Rußland. Und davon ist die Grenzbevölkerung Lettgallens größtenteils überzeugt. 

Eine der Hauptgefahren für den völkischen und staatlichen Bestand Estlands 
und Lettlands liegt in der Bevölkerungsbewegung beider Völker. Während be- 
kanntlich der gesamte slawische Osten sich durch eine sehr starke natürliche 
Vermehrung auszeichnet, so daß im europäischen Westen in dieser Richtung be- 
reits Besorgnisse laut geworden sind, weisen die estnische und lettische Bevölke- 
rung in den wichtigsten Teilen des Landes nur ein ganz geringes Wachstum auf. 
So betrug das natürliche Wachstum der Bevölkerung Lettlands ohne Lettgallen 
1926 nur 3,85 auf 1000 Einwohner im Jahr. In Estland liegen die Dinge ganz 
ähnlich. Eine Folge dieser Tatsache ist die bedeutende Unterbesiedelung des platten 
Landes: Livland 17,6 (ohne Riga), Kurland 21,9, Semgallen 20,5 Menschen 
pro qkm. 

Demgegenüber sind alle Nachbargebiete stärker besiedelt. Litauen hat z. B. eine 
Bevölkerungsdichte von 40 Einw. pro qkm und sendet Jahr für Jahr Sommer- 
arbeiter nach Lettland. Eine dauernde Ansiedlung dieser Elemente kann zwar 
verhindert werden, aber von einer anderen Seite her droht Gefahr. Estland und 
Lettland hahen beide Gebiete, die nicht zu den früheren baltischen Provinzen 
gehörten und orthodox oder katholisch und, kulturell gesprochen, östlich ein- 
gestellt sind und auch eine durchaus östlich anmutende Volksvermehrung auf- 
weisen. In Estland handelt es sich hierbei um wenig umfangreiche Gebiete, den 
sogenannten Transnarowastreifen und das halb russische, halb mit orthodoxen 
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Esten, den Setukesen, besetzte Petschurgebiet. In Lettland ist es die Provinz Lett- 
gallen, die räumlich 4/;, der Zahl ihrer Bewohner nach jedoch !/, von ganz Lett- 
land ausmacht. Die Bevölkerungsbewegung in Lettgallen unterscheidet sich scharf 
von derjenigen im übrigen Lettland. Hier wächst die Bevölkerung jährlich um 
16,30/,, gegenüber :3,85°/,0, wie oben erwähnt, in Lettland. Im Zusammenhang 
damit ist Lettgallen auch viel dichter bevölkert als das übrige Lettland. 1926 be- 
trug die Bevölkerungsdichte hier 35,5 Menschen pro qkm, also doppelt soviel 
wie in Livland. Da das Land bei seinen rückständigen Wirtschaftsmethoden be- 
reits übervölkert ist, so ist es selbstverständlich das Naheliegendste, daß die über- 
schüssige lettgallische Bevölkerung in das menschenarme Lettland einwandert. 
Damit entsteht aber für Lettland unmittelbar die Gefahr, daß sein kulturärmerer 
und durchaus östlich eingestellter lettgallischer Bevölkerungsteil im Laufe der 
Jahrzehnte die Überhand gewinnt. Es ist nämlich sehr unwahrscheinlich, daß es 
den protestantischen’ Letten gelingen wird, ihre fanatischen römisch-katholischen 
lettgallischen Stammesbrüder sich zu assimilieren und die tiefe Kluft, die heute 
zwischen beiden Teilen des lettischen Volkstums besteht, zu überbrücken. Die 
katholischen Lettgaller sind nämlich ebenso wie die katholische Bevölkerung der 
südlich anschließenden polnisch-weißrussischen Gegenden zivilisatorisch kaum 
fortgeschrittener als die orthodoxe Bevölkerung Rußlands. Die 26°/, ortho- 
doxen- bzw. altgläubigen Großrussen in Lettgallen wirken sich natürlich erst recht 
in ungünstiger Beziehung für die lettische Kulturpolitik aus und verstärken nicht 
unerheblich die östliche Note im Lande. 

In Estland ist die Gefahr, die dem Lande in ähnlicher Weise von dem Petschur- 
gebiet her droht, bei der Kleinheit dieser Gebiete weit geringer. Auch dürfte 
eine Assimilierung der orthodoxen Esten dem estnischen Volke leichter fallen als 
Lettland die Angleichung der katholischen Lettgallen, da die orthodoxe Kirche 
bekanntlich gegenwärtig starke Auflösungstendenzen zeigt. Hier entspringen aus 
einem anderen Problem Gefahren. Estland besitzt in seinen Öl-(Brenn-)Schiefer- 
schichten, die im nördlichen Wierland bereits in großem Maße ausgebeutet werden, 
bedeutende Bodenschätze. Neuerdings ist nun das Problem der Herstellung von 
Benzin aus Brennschiefer und damit einer weit wirtschaftlicheren Ausnutzung 
des Brennschiefers gelöst worden. Im Inlande wird das estnische Benzin bereits 
in großem Umfange verwertet und man denkt schon an den Export. Damit steht 
Estland unmittelbar im Zeichen einer kommenden wirtschaftlichen Konjunktur. 
Die Ausbeutung der Brennschiefervorräte soll in bedeutendem Maße eingeleitet 
werden, und man rechnet im Lande bereits für die nächsten ro Jahre mit einem 
Zustrom von etwa 300000 fremden Arbeitskräften, d. h. einem Viertel der heu- 
tigen Bevölkerung Estlands. Man glaubt, daß in dem Brennschiefergebiet eine 
ganze Anzahl von bedeutenden Industriestädten aus dem Boden schießen werden. 
Mag auch das Tempo dieser voraussichtlichen Industrialisierung Estlands über- 
trieben scheinen, fremde Arbeitskräfte wird man einführen müssen, sobald die 
vorhandenen Bodenschätze in größerem Maßstabe abgebaut werden, denn das 
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hische Volk kann sie nicht stellen. Woher können nun diese Arbeiter heran- 
seschafft werden? Zweifellos nur aus den Gebieten des großen Menschenüber- 
chusses i in Osteuropa. Vor Russeneinwanderung wird man sich vielleicht schützen 
ind evtl. polnische oder galizische Arbeitskräfte einführen. Im Endeffekt ent- 
teht aber doch dieselbe Gefahr für Estland, daß eine slawische Einwanderung 
n das untervölkerte Land hereinflutet und ai allgemeine Kulturniveau herab- 
rückt. 

Zusammenfassend darf also gesagt werden, daß es neben der geographischen 
„age vor allem die Bevölkerungsbewegung ist, die eine schwere Gefahr für den 
lauernden Bestand der baltischen Randstaaten bildet. Der Umstand, daß es nur 
ler auf dem Gebiet der ehemaligen drei Ostseeprovinzen siedelnde, verhältnis- 
mäßig hochkultivierte, meist evangelische, die beiden Staaten tragende Teil der 
3evölkerung ist, dessen natürliche Vermehrung i in Frage gestellt ist, während die 
tatholischen und orthodoxen Elemente im Lande, -die sich kulturell durchaus an 
len Osten anschließen, sich sehr schnell fortpflanzen, bedroht die Existenz der 
Randstaaten besonders insofern, als er die wichtigste Stütze ihrer Selbständigkeit 
regen Osten, die scharfe Kulturgrenze nach Rußland hin, untergräbt und damit 
ine Assimilierung an den Osten vorbereitet. 

_ Für Estlands kulturelle Entwicklung ist die Einfuhr der für die kommende 
ndustrialisierung nötigen Arbeiter, die ihrer Herkunft nach nur Slawen sein 
:önnen, eine weitere Gefahr. 
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OTTO MOSSDORF: 
Das pazifische Kondominium der Neuen Hebriden. 


Bis zum Weltkriege gab es in Europa das seltsame staatsrechtliche Gebilde 
ines Kondominiums, eines von zwei Staaten gemeinsam verwalteten Gebietes, 
in der deutsch-belgischen Grenze, wo das 550 ha große, südwestlich von 
lachen gelegene Moresnet Deutschland und Belgien zum Doppelherrscher hatte. 
Jurch Artikel 32 des Versailler Diktats ist diese Doppelverwaltung verschwun- 
len: „Deutschland erkennt die volle Souveränität Belgiens über das streitige 
jebiet von Moresnet (das sogenannte ‚Neutral-Moresnet‘) an.“ In diesem Artikel 
st der Charakter des Kondominiums sehr richtig gekennzeichnet worden. Es 
jandelt sich um „streitiges“ Gebiet, über dessen Besitzrechte nur die Kompro- 
nißlösung einer Gemeinherrschaft hinweghelfen konnte. Treffend nannte der 
apanische „Transpazifik“ einmal ein solches Gebilde ein „Pandämonium“. Karl 
Jaushofer nennt es in Anlehnung daran in seiner „Geopolitik des Stillen Ozeans“ 


ine geopolitische Neidschöpfung. 
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Um noch präziser zu sein, muß zwischen dem Kondominium, der Gemein: 
herrschaft, und dem geteilten Besitz unterschieden werden. Nachdem Moresne: 
seinen Doppelcharakter verloren hat, ist Europa von kondominialen Bildungen 
frei. Im atlantischen Gebiet finden wir ein französisch-holländisches Kondo; 
minium auf der Insel St. Martin der Kleinen Antillen. Südamerika zeig; 
ein Beispiel des geteilten Besitzes in Guayana, das sowohl Venezuala wie auch 
England, Holland und Frankreich. unter sich aufgeteilt haben. Gehen wir nacH 
dem pazifischen Ozean hinüber, so zeigen sich auch dort beide Formen. Zu 
einem geteilten Besitz ist die Insel Sachalin wieder geworden, nachdem schon 
zur Zeit des Zaren in sehr roher Weise der 50. Grad nördlicher Breite diese 
Langinsel zwischen Rußland und Japan zu fast gleichen Hälften aufgeteilt hatte: 
Von 1920 bis 1925 war Japan Alleinherrscher auf Sachalin, um dann nach 
Abschluß des Vertrages mit der Sowjetunion vom 21. Januar 1925 den früheren 
Zustand wiederherzustellen. Geteilter Besitz zeigt sich bei der Insel Timor im 
Archipel zwischen Portugal und den Niederlanden, in Borneo zwischen Englanc 
und Holland, in Neu-Guinea zwischen England und Holland und in Samoa. Letz- 
tere Inselgruppe nimmt insofern eine Sonderstellung ein, als sie beide Formen. 
den geteilten Besitz und das Kondominium durchgemacht hat. Die Verträge von 
1878 und 1879 zeitigten zunächst den geteilten Besitz zwischen England. 
Amerika und Deutschland. Die Kanzleien der drei Mächte wurden in den fol- 
genden Jahren über die Besitzverteilung lebhaft in Bewegung gesetzt, bis es 
durch den Vertrag vom 16. März 1889 zu einem regelrechten Kondominium 
kam, da die Inseln unter gemeinsamen Schutz gestellt wurden. Die endgültige 
Regelung bedeutete das noch nicht. Mit dem Vertrag vom 2. Dezember 1899 
schied England aus dem Konsortium aus und wurde durch die Tonga- und 
Salomon-Inseln abgefunden, während Deutschland und Amerika wieder zur 
Form des geteilten Besitzes zurückkehrten. Durch den Ausgang des Weltkrieges 
ging Deutschland seines Mitbesitzes an den Samoa-Inseln verlustig. An seine 
Stelle trat mit Neuseeland das britische Reich. In gewissem Sinne besteht ein 
Kondominium bei der Phosphatinsel Nauru, die früher Deutschland gehörte. 
Hier beschränkt sich diese Besitzform jedoch auf das Britische Reich, das als 
Mandatsmacht an Stelle Deutschlands getreten ist und der Insel eine englisch- 
australisch-neuseeländische Verwaltung gebracht hat, wobei der Vorsitz de: 
Verwaltungsgremiums alle fünf Jahre wechselt. Schließlich kann man die Insel 
Yap in diesen Fragenkomplex einbeziehen. Auch sie war früher deutscher Be- 
sitz und kam als nördlich des Äquators liegend unter japanisches Mandat. Noch 
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or Beginn der Washingtoner Abrüstungskonferenz machte Amerika Kabelan- 
prüche geltend, die im Dezember 1921 zu dem Japanisch-amerikanischen Ab- 
‚ommen über Yap führten, wodurch in gewissem Sinne eine kondominiale 
errschaft begründet wurde. 

' Am reinsten hat sich der Charakter des Kondominiums bei den pazifischen 
euen Hebriden erhalten, woraus sich schon allein die Berechtigung zur Son- 
erbehandlung dieser aktuellen Erscheinungsform in historischer, staatsrecht- 
er und politischer Beziehung ergibt. Um so mehr muß es wunder nehmen, 
laß Dr. Josef März in seiner Arbeit: „Das Schicksal überseeischer Wachstums- 
pitzen“, die als zweiter Teil zusammen mit Dr. Karl Haushofer unter dem 
emeinsamen Titel „Zur Geopolitik der Selbstbestimmung“ erschienen ist, nicht 
it einem Wort die Neuen Hebriden erwähnt. Es wird hier zu zeigen sein, 
laß die Neuen Hebriden unter der Rubrik „Stützpunktspolitik“ wohl hätten 
inen Platz finden können. Das ergibt sich schon aus Dr. Karl Haushofers 
‚Geopolitik des Stillen Ozeans“, wo der Neuen Hebriden an mehreren Stellen 
;edacht ist. 

Die melanesischen Neuen Hebriden liegen rund 500 km nordöstlich der 


rankreich gehörenden Inselgruppe Neu-Kaledoniens zwischen dem 13. bis 
2. Grad südlicher Breite und dem 166. bis ı60. Grad östlicher Länge. 
6 größere und kleinere Inseln nehmen einen Flächenraum von rund 12300 
jkm ein, wozu noch die Banksinseln mit 800 und die Torresinseln mit 132 
km kommen, so daß man den Gesamtflächeninhalt mit 13227 qkm bemessen 
ann. Der Haupthafen, in dem sich die Verwaltungsbehörden befinden, liegt 
iicht auf der größten Insel im Norden, Espiritu Santo, sondern weiter südlich auf 
ler Insel Sandwich und heißt Port Vila oder auch Franceville. Die Inselgruppe ist 
wie alle Südseeinseln vulkanischen Ursprungs und zeigt noch heute zahlreiche 
ätige Vulkane mit häufigen Ausbrüchen und Erdbeben. Über die Zahl der Bewoh- 


ıer liegen nur Schätzungen aus dem Jahre 1923 vor, die mit 58 700 Einheimischen, 
ıntausend Europäern undan 400 Asiatenrechnen. Unterden Europäern überwiegen 
lie Franzosen, die viermal stärker als die Briten vertreten sind. Zunächst erschienen 
lie Engländer auf den Neuen Hebriden. Cook erforschte sie 1774 genauer. Dann 
neldeten sich 1886 die Franzosen, deren Farmer von Neu-Kaledonien aus auf 
inzelnen Inseln Pflanzungen anlegten. Frankreich stellte die Inseln unter seinen 
schutz und ließ die beiden Inseln Mallicollo und Sandwich von einem Bataillon 
Xolonialinfanterie und einer Batterie besetzen. Schon erfolgte von englischer Seite 
in Einspruch, der zu einem französisch-englischen Abkommen führte, nachdem 
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England zugunsten Frankreichs auf die westliche Gruppe der Gesellschaftsinseh 
verzichtet hatte. Das Abkommen sah eine gemischte, englisch-französisch4 
Kommission zum Schutze des Lebens und Eigentums der beiderseitigen Unter: 
tanen und zur Schlichtung von Streitigkeiten vor. Das Kondominium der Neuer 
Hebriden war damit aus der Taufe gehoben. Doch hat der Täufling beiden 
Paten bis heutigen Tages keine reine Freude gebracht. 1906 und ıg14 wurd! 
das Abkommen abgeändert und erst 1922 durch beide Mächte ratifiziert. Da; 
Verwaltungssystem sieht zwei Kommissare vor — für England den Gouverneu: 
der östlich benachbarten Fidschi-Inseln, für Frankreich den Gouverneur von 
Neu-Kaledonien —, die durch beauftragte Residenten in Port Vila vertreten 
werden. Kommen die beiden Parteien bei der Schlichtung strittiger Fragen 
nicht zum Ziele, so besteht ein gemischtes Schiedsgericht, das sich außer den 
beiden Residenten aus einem Präsidenten und einem richterlichen Beamten 
zusammensetzt, die beide überraschenderweise vom König von Spanien er: 
nannt werden. Der letzte Rest der früher so ausgedehnten spanischen Besit- 
zungen im Stillen Ozean, 

Weder auf englischer noch auf französischer Seite ist man mit. dieser Ver. 
legenheitslösung zufrieden. Es bedarf dazu kaum eines Beweises, daß diese: 
System nicht reibungslos arbeiten kann. Vielleicht ist die Unzufriedenheit au! 
französischer Seite noch größer als auf englischer, weil sich der Franzose 
schließlich doch der Schwäche seiner kolonialen Stellung im Stillen Ozean im 
Falle größerer Verwicklungen stets bewußt sein muß. Im einzelnen machen die 
Franzosen — und damit folgen wir neueren französischen Auslassungen — 
geltend, daß sie viermal so stark wie die Engländer auf den Inseln vertreten 
sind, was, wie wir oben sahen, den Tatsachen entsprechen dürfte. Weiter heißı 
es, daß die Franzosen von der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche von I 200 00€ 
ha 600000 ha besäßen, während der Rest zu zwei Drittel von den Einheimi- 
schen genutzt werde. Außerdem hätten die Franzosen in den letzten Jahren 
noch beträchtliche Teile des englischen Besitzes aufgekauft. 

Wäre der Weltkrieg mit der englisch-französischen Waffenbrüderschaft nicht 
dazwischen gekommen, so dürfte England wohl dem Kondominium auf irgend- 
eine Weise ein Ende bereitet haben. Verständigerweise ist von beiden Seiten 
die Einführung des 'geteilten Besitzes vermieden worden, um .das natürliche 
Einheitsgebiet nicht zu zerstören. So versuchte es der Brite auf friedlichem 
Wege, ohne bis jetzt zu dem gewünschten Erfolge gekommen zu sein. Austra- 
lien als nächster Nachbar blickt mit besonders sehnsüchtigen Augen auf die 
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Neuen Hebriden. Der Aufkauf des französischen Farmerbesitzes wäre ein gang- 
barer Weg zur Auflösung des Kondominiums gewesen. Australien machte den 
Versuch und wollte 7860 qkm der „Societ& frangaise des Nouvelles Hebrides“ 
ankaufen. Das Geschäft zerschlug sich. Der frühere Ministerpräsident von 
Australien, Hughes, war ein besonderer Befürworter des Aufkaufs der französi- 
schen Plantagen. Nach diesem Fehlschlag fuhr Hughes nach der Britischen 
Reichskonferenz des Jahres 1921 über Paris und hoffte, auf dem Verhandlungs- 
weg etwas mit der französischen Regierung zu erreichen. Der Erfolg blieb auch 
jetzt aus. Frankreich, das mit Bezug auf Indochina und seinen Streubesitz im 
Stillen Ozean mit Vorliebe von „La France du Pacifique“ spricht, wacht ängst- 
lich darüber, daß seine Weltmachtstellung in jenen Ostgebieten nicht ver- 
kleinert wird. Dann nahm sich die Presse Australiens und Neuseelands der 
Frage der Neuen Hebriden an und verlangte kurzerhand die Einrichtung eines 
britischen Protektorats über die Inseln. Besonders heftig protestierte Australien, 
als die Franzosen Plantagenarbeiter aus Indochina nach den Neuen Hebriden 
brachten, worüber noch einiges zu sagen sein wird. 

‘ Zunächst noch einige Worte über die wirtschaftlichen Möglichkeiten auf den 
Inseln. Sie sind, wie die meisten Südseeinseln, äußerst fruchtbar, mit reichen 
Naldbeständen an den Abhängen der zu ziemlichen Höhen ansteigenden Er- 
hebungen. Der Siedler braucht nur den Busch abzubrennen und kann sofort 
mit der Aussaat von Mais beginnen, der ihm im ersten Jahr gleich zwei oder 
sogar drei Ernten bringt. Dann kann er zur Anpflanzung von Kokosnußbäumen 
übergehen und an Stelle des Mais Baumwolle pflanzen. Die Kokosnuß gedeiht 
sowohl am Gestade des Meeres wie in den höher. gelegenen Teilen der Inseln. 
Auch Zuckerrohr läßt sich gut an, ebenso Vanille, Tee, Reis und Kaffee. Sehr 
verbreitet ist der Anbau von Kakaobäumen, die es vor dem Kriege auf den 
Inseln nicht gab, die aber jetzt schon eine Jahresausbeute von 2000 t auf- 
weisen. Nur die Kakaobohnen aus Venezuela sollen die der Neuen Hebriden 
noch übertreffen. Baumwolle braucht bei dem günstigen Anbaugelände keine 
'künstliche Bewässerung. Jetzt werden bereits jährlich 3000 t geerntet, so daß 
die Franzosen Entkörnungseinrichtungen an Ort und Stelle gebaut haben. 
Zur Ausbeutung der unter der Erde befindlichen Reichtümer ist man bisher 
noch nicht geschritten. Kupfer-, Eisen- und Nickelerze sind festgestellt. Frank- 
reich, das mit Vorliebe sein wirtschaftliches Übergewicht gegenüber den Eng- 
dern betont, behauptet, daß es im Jahre 1917 mit 3,3 Mill. t an der Aus- 
fuhr der Inseln beteiligt gewesen ist gegen 1,3 Mill. englischerseits. Im Jahre 
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1926 sollen sich diese Zahlen auf 34 bzw. 9 Mill. t erhöht haben. Von ıg1o bis 
1926 soll der Gesamthandel der Inseln von 1?/, Mill. auf 74 Mill. angewachsen. 
sein. Bestände nicht „leregime nefaste du condominium“, so folgern die Franzosen, 
so könnte die wirtschaftliche Ausbeute ganz wesentlich gesteigert werden. 
Den Engländern sind diese Veränderungen im wirtschaftlichen Wohlstand! 
der Inseln nicht verborgen geblieben. Sie entsandten im Jahre 1927 eine Unter- 
suchungskommission von Delegierten Englands, Australiens und Neuseelands 
nach den Neuen Hebriden, denen ein Kreuzer zur Überfahrt zur Verfügung 
gestellt worden war. Eine Woche lang hat die Kommission in Verhandlungen 
mit den britischen Siedlern die wirtschaftliche Lage eingehend besprochen. 
Einer von ihnen soll der Kommission erklärt haben: „Vor zehn Jahren hatten 
wir mehr als die Hälfte des Handels der Neuen Hebriden in Händen. Heute 


ist es nur noch ein knappes Viertel.“ Das Erscheinen der britischen Kommission 
war den Franzosen äußerst peinlich, weil sie sich keinen Illusionen hingeben, 
daß die Engländer alles daran setzen werden, den an Frankreich verlorenen 
Vorsprung wieder aufzuholen. Hierzu gehört in erster Linie ein brauchbarer 
Stamm von Siedlern, der nicht stagnieren oder sıch verringern darf. Schon 
macht sich die regere Tätigkeit auf englischer Seite bemerkbar. Sodann eine 
Äußerlichkeit. Die Franzosen klagen darüber, daß sie alle interessanten Neuig- 
keiten über die Neuen Hebriden nicht aus eigener Quelle, sondern auf dem 
Umweg über den britischen Kommissar auf den Fidschi-Inseln erfahren. 
Wichtiger aber ist, daß England seine Geldmittel in ausreichendem Maße zur 
Verfügung stellt, was die französischen Finanzen in ähnlicher Weise nicht 
gestatten, wobei Frankreich außerdem mit seinem Währungsverlust nach dem 
Kriege zu kämpfen hat. 1913 hat die französische Regierung den Inseln eine 
Subvention von 350000 Franken zukommen lassen. Heute müßte diese Summe 
auf 2 Mill. gesteigert werden, wenn man den Währungsverlust in Rechnung 
zieht. Jetzt hat die französische Regierung in das Budget für die Inseln die 
Summe von 700000 Franken eingestellt. Dazu kommen die Abgaben der 
französischen Kolonisten, während die englischen von allen örtlichen Abgaben 
befreit sind und England die gewaltige Summe von 6 Mill. als Subvention 
auswirft. „Zehnmal soviel Geld für Unternehmungen, die zehnmal weniger wert 
sind“, lautet die Schlußfolgerung, die der Franzose daraus zieht, der dabei auf’ 
die von ihm gebauten Werftanlagen, Magazine, kleinen Fabriken, Wohnungs- 


bauten, das Hospital und die guten Straßen im Hafen Port Vila und Umgebung 
voll Stolz hinweist. 
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ge ‚Der Zankapfel zwischen französischer und britischer Verwaltung liegt haupt- 
sächlich auf dem Gebiet der Einwanderung fremder Siedler. Wie schon oben 
erwähnt, protestiert besonders Australien gegen das von den Franzosen be- 
triebene Hereinbringen von Plantagenarbeitern aus Indochina. Französischer- 
seits konstatiert man demgegenüber zunächst als Tatsache, daß die einheimische 
Bevölkerung sich wie auf allen ozeanischen Besitzungen im Laufe des letzten 
Jahrhunderts wesentlich verringert hat. Daß dabei z. T. eine gewaltsame Aus- 
rottung in Begleitung von Alkohol und venerischen Krankheiten stattgefunden 
hat, wird wohlweislich verschwiegen. Dann wird den englischen Missionen der 
Presbyterianer der Vorwurf gemacht, daß sie alles, was sie können, unternehmen, 
um die Einheimischen von den französischen Plantagen abzuziehen. Die Fran- 
zosen sind dann dazu übergegangen, von anderen Inseln Arbeiter heranzu- 
führen, was eine mildere Art von Sklavenraub darstellt. Das geht schon aus 
dem Geständnis hervor, daß man für diesen Zweck Segler mit großen Un- 
kosten beschaffen mußte, um dann Arbeiter zu erhalten, die noch mehr der 
Qualität als der Quantität nach ein wenig geeignetes Menschenmaterial zur 
Verfügung stellten. Im Jahre 1920 hat sich der frühere Generalgouverneur 
on Indochina, Albert Sarraut, als Kolonialminister der Frage angenommen und 
gestattet, daß Indochina eine gewisse Zahl von Kulis an die Neuen Hebriden 
abgeben könnte. Dieser moderne Sklavenhandel hat in Indochina selbst, dann 
aber auch auf den Neuen Hebriden und im englischen Lager lebhafte Proteste 
hervorgerufen, durch die sich die französische Kolonialverwaltung jedoch in 
ihrem Vorhaben nicht stören ließ. So hofft man in kurzer Zeit einige Millionen 
anamitischer Plantagenarbeiter nach den Neuen Hebriden hinübergeschafft 
zu haben, um allen Anforderungen zur Ausbeutung der fruchtbaren Inseln ge- 
nügen zu können, 

In diese finsteren, von Frankreich geschaffenen Zustände hat die kommu- 
nistische Propaganda mit größtem Vergnügen eingehakt. Wir sind keineswegs 
gewillı, ihren Wegen kritiklos zu folgen und werden uns hüten, die Tendenz 
ihrer Enthüllungen zu verkennen. Doch zeigt sich hier die einzige Quelle, die 
in die französischen Kolonialmethoden hineinleuchtet und manches an den 
Tag bringt, was der Welt mit großem Geschick vorenthalten oder mit dem 
Mäntelchen kinderreiner Unschuld bedeckt wird. Die kommunistischen Ent- 
hüllungen sind in Nr. ı2 des seit einigen Monaten in Schanghai erscheinenden 
„The Pan-Pacific Worker“ abgedruckt worden, Diese Monatsschrift mit radi- 
kaler kommunistischer Tendenz ist das offizielle Organ des panpazifischen 
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Trade Union Sekretariats. Der betreffende Artikel von Wang ist überschrieben 
„Französische imperialistische Grausamkeiten in Indochina.“ In wörtlicher 


Übersetzung wird darin ausgeführt: 

„Nachdem der französische Imperialismus von den Neuen Hebriden Besitz ergriffen hatte, 
wurde die einheimische Bevölkerung dieser Inseln fast vollständig durch Alkohol, venerische 
Krankheiten und Zwangsarbeit, die Geißeln, mit denen die Träger der ‚Zivilisation nach den ! 
Kolonialländern kamen, ausgelöscht. Das ist offiziell durch den Berichterstatter für das koloniale 
Budget, Archambault, im französischen Parlament zugegeben worden. 1 

Die einheimische Bevölkerung ist fast weggewischt. Aber der Boden der Inseln bleibt sehr 
fruchtbar und verspricht den französischen Kolonisten große Einnahmen. Da diese Kolonisten 
den Boden nicht bearbeiten können, benötigen sie dafür Sklaven, die sie von Indochina erhalten. 
Die alte Methode des Anwerbens löste diese Schwierigkeit. Die Arbeiter und Bauern Indochinas, 
die durch enorme Besteuerung ruiniert worden sind, und die nicht wissen, wie sie leben sollen, 
werden mit hohen Löhnen geködert und nach dem ‚Land der Verheißung‘ abgeschoben. Aber 
sie vermögen nicht die tropischen Krankheiten zu ertragen oder die grausame Behandlung, die 
ihnen von den Farmern zuteil wird. Und so gehen die meisten von ihnen zugrunde. Seitdem 
haben sich die Einheimischen Indochinas geweigert, nach den französischen polynesischen Plan- 
tagen auszuwandern, weil sie den Hungertod in ihrem eigenen Lande vorziehen. 

Die französischen Imperialisten haben deshalb zu verbrecherischen Mitteln gegriffen, um ihren 
Plantagen Arbeitskräfte zuzuführen. Zunächst verlangten die französischen Kolonisten, daß die 
Beamten der französischen Verwaltung in Indochina, die mit ihnen Hand in Hand arbeiten, die 
indochinesischen Dörfer zwingen sollten, eine gewisse Zahl von Kulis zur Verfügung der Pflanzer 
zu stellen. Wenn die Dörfer diesen Befehlen nicht sofort Folge leisten, werden ihnen Strafen 
auferlegt. Eine andere Methode, zu der die Kolonisten griffen, besteht darin, den Indochinesen, 
die dauernd darunter leiden, eines Tages Hungers zu sterben, Geld zu leihen, um später, wenn 
sie ihre Schulden nicht zahlen können, sie verhaften zu lassen und mit brutaler Gewalt sie zu 
zwingen, sich nach Australien einzuschiffen. Eine dritte Methode brutaler Gewalt ist folgende: 
sie behaupten, Kulis für eine oder die andere Arbeit an Bord eines Schiffes zu benötigen. Einmal 
an Bord, werden sie plötzlich gefesselt und festgehalten, solange das Schiff nicht fährt, das im Be- 
griff ist, in See zu gehen, um auf diese Weise nach den Inseln befördert zu werden. Viertens be- 
trügen sie die arbeitslosen Indochinesen, indem sie ihnen Arbeit in einer Nachbarprovinz ver- 
sprechen. Wenn ihre Opfer sicher an Bord sind, wird der Kurs des Schiffes geändert. Schließ- 
lich ergreifen sie sie einfach mit Gewalt oder List oder transportieren sie in eisernen Käfigen 
nach den Neuen Hebriden. 

An Bord des Schiffes werden die Indochinesen in dunkle, luftlose Zellen verstaut. Sie sind 
zusammengepfercht wie Tiere, in manchen Fällen sogar noch schlimmer, und werden dauernd 
durch bewaffnete Leute bewacht. Sie erhalten kaum Nahrung und etwas zu trinken. Wer krank 
wird, wird einfach über Bord geworfen, ‚um nicht die anderen anzustecken‘. Nach Ankunft auf 
den Inseln kommen sie in ein Internierungslager, das an einen Sklavenmarkt erinnert. Die 
Pflanzer kommen hin, um die Opfer zu besichtigen, auszuwählen und zu kaufen. Während sie 
festgehalten werden, können sie ihre Frauen zu sich nehmen, denen gnädig erlaubt wird, ihre 
Kinder mitzubringen; wenn aber die Frauen mit den Kindern an Bord gegangen sind, kommt 
es oft vor, daß die Kinder einfach über Bord geworfen werden, ‚um überflüssige Mäuler loszu- 
werden‘. So ergeht es tatsächlich den Tonkinesen. 

Im Juli des vergangenen Jahres lief ein Schiff den Hafen von Townsville an. An Bord waren 
400 Indochinesen, die in dunklen Zellen unten im Schiff festgehalten wurden. Die Chinesen in 
Townsville, die die Natur der Schiffsladung ausgemacht hatten, suchten die Opfer zu retten, 
wurden aber von den bewaffneten Wachen auf dem Schiff daran gehindert. In einem Aufruf, der in die 
Hände der Chinesen geriet und im ‚Daily Standard‘ veröffentlicht wurde, berichteten die unglück- 
lichen Indochinesen, daß sie mit vergifteten Zigaretten betäubt worden seien. In bewußtlosem Zu- 
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wi seien sie nach der französischen Konzession von Kwangchuwan geschafft und an Bord des 
en 
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ffes gebracht worden. Dort hätten sie sehr unter Hunger und Durst gelitten und seien von 
en Wachen sehr grausam behandelt worden. Kranke Leute seien einfach über Bord geworfen 
rden. Die Läufe der Maschinengewehre seien dauernd auf sie gerichtet gewesen. 
‚Als diese Tatsachen bekannt wurden, erhob die Missionsbehörde in Melbourne Protest. Ein 
fissionar namens J. B. Jaffray teilte dem ‚Daily Standard‘ mit, daß jetzt mehr als 5000 Ton- 
inesen auf den Neuen Hebriden seien, die auf diese barbarische Weise dorthin transportiert 
orden wären. Alle drei oder vier Monate komme ein Schiff mit ähnlicher Ladung dort an. 
Die Arbeiter und Bauern von Townsville organisierten eine Massenversammlung, um gegen 
jese neuen und infamen Verbrechen der französischen Kolonisten zu protestieren, gleichzeitig, 
m den Opfern ihre Solidarität zu zeigen und zu fordern, daß die australische Regierung ent- 
prechende Maßregeln ergreife, um den Sklavenhandel zwischen dem australischen Hafen und 
en Neuen Hebriden zu sperren. 

' Das sind die ‚heroischen‘ Taten der französischen Imperialisten zum Besten der Zivilisation.“ 


- Soweit die kommunistische Monatsschrift, wobei nochmals zu betonen wäre, 
aß es sich bei der wörtlichen Zitierung nicht darum handeln kann, der damit 
‚eabsichtigten Propaganda Vorschub zu leisten. Da aber französischerseits ganz 
ffen zugegeben wird, daß man auf Anraten des Kolonialministers wieder zur 
Anwerbung“ von Kulis geschritten ist, um den Mangel des Arbeitsmarktes 
u beheben, und daß bei Eintreffen des ersten „Transports“ scharfe Proteste 
rhoben wurden, dürfte der Bericht, der außerdem bestimmte Namen und Orte 
agibt, doch einige Tatsachen enthalten, die auf die Kolonialmethoden der 
ranzosen ein recht eigentümliches Licht werfen. Zudem sind solche Methoden 
us anderen französischen Kolonialgebieten nichts Unbekanntes. So verfahren 
ie Leute, deren bevollmächtigte Vertreter im Jahre 1919 die Kühnheit hatten, 
a den Artikel über den Raub der deutschen Kolonien, wie er sich im Völker- 
undspakt als Vorwort zum Versailler Diktat findet, von sich als von den fort- 
eschrittenen Nationen zu sprechen, die auf Grund ihrer Hilfsmittel, ihrer Er- 
ahrung oder ihrer geographischen Lage am besten imstande wären, die Ver- 
Intwortung der Vormundschaft über die Völker zu übernehmen, die noch 
\icht in der Lage wären, sich unter den besonders schwierigen Bedingungen 
ler heutigen Welt selbst zu leiten. Besonders wurde versprochen, angemessene 
Arbeitsbedingungen für Männer, Frauen und Kinder zu schaffen und aufrecht- 
‘uerhalten. 

Daß man so vernünftig war, keine Teilung der Inseln vorzunehmen, um die 
Schwierigkeiten des Kondominiums zu heseitigen, wurde bereits erwähnt, ob- 
vohl wir durch machtpolitische Willkürakte in Europa aus der neusten Zeit 
Jaran gewöhnt worden sind, wie man historisch, völkisch, wirtschaftlich und 
yolitisch zusammengehörige Gebiete zerschlagen kann. Die Zerreißung Schles- 
wigs, Oberschlesiens, Westpreußens und Tirols sagt uns genug. Man kann also 
og 
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nicht einfach argumentieren, daß eine Teilung der Neuen Hebriden eine Un | 
möglichkeit wäre. Nur hält man dort für eine Unvernunft, was auf uraltem: 
Kulturboden bei hochwertigsten zivilisatorischen Leistungen als leichtes Spiel 
getrieben wurde. Und, wenn man französischerseits die Teilung deshalb ab- 
lehnt, weil dann die wirtschaftliche und politische Wichtigkeit des Archipels: 
abgeschwächt würde, so sind das Beweisgründe, die bei den europäischent 
Verhältnissen noch in weit größerem Maße hätten berücksichtigt werden: 
müssen. Da die französischen Kolonisten auf den Neuen Hebriden sich nicht! 
genügend in ihren Wünschen vom Mutterlande unterstützt glaubten, haben: 
sie den Versuch gemacht, eine Republik der Neuen Hebriden zu gründen. 
Dieses Phantasiegebilde ist sehr bald zerstoben, und es muß der Zukunft über- 
lassen bleiben, wie sich die politischen Verhältnisse einmal mehr oder weniger 


von selbst regeln werden. 

In dieser Beziehung wären noch ein paar Bemerkungen anzufügen, die das: 
Problem der kondominialen Herrschaft der Neuen Hebriden im Gesamtrahmen! 
der Probleme des Stillen Ozeans beleuchten. Von britischer Seite aus möchte: 
Australien, wie bereits erwähnt, dem Kondominium möglichst bald ein Ende: 
machen und die Alleinherrschaft über die Inseln ausüben. Man glaubt sich in: 
Australien aus geographischen Gründen zu dieser Forderung berechtigt. Weiteren! 
Anreiz gibt die Zunahme des Kolonialbesitzes durch Übertragung von Mandats-: 
rechten über frühere deutsche Besitzungen in Neu-Guinea. Die tatsächlichen! 
Leistungen sowohl Australiens wie Neuseelandsin den früher deutschen Besitzungen! 
lassen allerdingsdiese Forderungen alsdurchausunberechtigterscheinen. Während! 
aber Japan aus geographischen Gründen als Mitspieler auf dem pazifischen! 
Schachbrett zunächst weniger hervortritt, haben die Vereinigten Staaten bei ihren: 
von Jahr zu Jahr zunehmenden pazifischen Tendenzen ihr Interesse an der‘ 
Inselgruppe der Hebriden bereits unmißverständlich zu erkennen gegeben. In-: 
sofern wird dann auch Japan vermehrt ins Spiel gezogen, weil es den Ameri- 
kanern darauf ankommt, in ihrem Gegenspiel gegen die ostasiatische Inseln- 
macht über möglichst viele und gute maritime Stützpunkte im Stillen Ozean 
zu verfügen. Amerikanische Admiräle haben die Neuen Hebriden als ideale 
Flottenstationen bezeichnet, in deren geschützten Häfen die stärksten Flotten- 
kräfte Unterschlupf finden könnten. Diese Feststellung genügt vollständig, um 
das amerikanische Interesse zu belegen. Auch hat Amerika wie an anderen 
Stellen des pazifischen Kraftfeldes und seiner Randgebiete seine Missionare 
mobil gemacht, die als Vorarbeiter politischer Handlungen auf den Inseln für 
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re Niederlassungen die militärisch geeignetsten Plätze ausgesucht haben 


;ollen. 
# 


Zusammenfassend kann man sagen, daß die Neuen Hebriden, über die 
der Öffentlichkeit der Welt im allgemeinen wenig zu vernehmen ist, eine 
wunde und zu internationalen Schwierigkeiten reizende Stelle im Stillen 
Ozean sind und bleiben werden, solange die Neidschöpfung Englands und 
frankreichs bestehen wird. Da ihre Beseitigung in friedlichen Zeitläuften kaum 
erwarten sein dürfte, muß um so mehr damit gerechnet werden, daß bei 
2inem Zusammenprall machtpolitischer Aktionen im Stillen Ozean die letzte 
Stunde dieser Kompromißlösung geschlagen haben wird. Frankreich, das zwei- 
fellos dann dazu verurteilt sein wird, seinen gesamten Streubesitz im Stillen 
Ozean restlos zu verlieren, sieht dieser Zukunft schon bangen Herzens ent- 
gegen. Jetzt rühmt es sich noch, nächst England das größte Weltreich zu be- 
sitzen. Doch fehlen ihm die Kräfte, es bei der künftigen Verteilung des Be- 
sitzstandes der Welt zu verteidigen. Die Angelsachsen werden den Inselbesitz 
les Stillen Ozeans unter sich teilen. Sie werden auch darüber entscheiden, wie- 
weit Japan daran beteiligt sein wird. 


OSKAR AUST: 
Weltverschuldung und Geopolitik II 
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| Englische Anregungen auf Streichung der Kriegsschulden bzw. auf deren Ver- 
Bi mit den deutschen Reparationszahlungen — von dem schon angedeuteten 

erhalten Frankreichs ganz zu schweigen — waren in Amerika auf keinen frucht- 
baren Boden gefallen. So war es denn im Frühjahr ı923 zu der anglo-amerika- 
nischen Schuldenregelung, zu dem sog. Baldwin-Abkommen, gekommen. Zu 
dieser „business“-Lösung, wie man sie nannte, mußte sich England schließlich 
bereit finden. 

Nach diesem Abkommen hat England während eines Zeitraumes von 62 Jahren 
an die Vereinigten Staaten Jahreszahlungen zu leisten, die sich innerhalb der 
ersten 1o Jahre auf rund ı60 Mill. $ pro Jahr zu belaufen, und dann auf rund 
ı80 Mill. $ jährlich steigen, wobei der jährliche Zinsenanteil (zuerst 3°/, und 
dann 31/,0/,) von 138 Mill. $ im ersten Jahre auf /, Mill. $ im letzten Jahre 
sinkt und die jährliche Tilgungsquote von anfänglich 23 Mill. $ auf schließlich 
175 Mill. $ steigt. 

Ebenso wie schon damals Baldwin Amerika gegenüber auf die „schwere steuer- 
liche Belastung“ hingewiesen hatte (s. Mautner a.a.O. S. 175), die solche Lösung 
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für England mit sich bringen werde, betonte es u.a. auch Keynes*), wie se ai 
England — dem auch heute noch sehr wohlhabenden England! **) — falle, „6o Jah u 
lang jeden Tag der Woche /, Mill. $ an Amerika zu zahlen“, eine Summe, die 
Keynes hierbei als größer bezeichnet als den gesamten Reinertrag der englisch em 
Schiffahrt und des englischen Kohlenbergbaus zusammengenommen (die aben: 
noch nicht den dritten Teil der deutschen 'Dawesleistungen in den bisher vor. H 
gesehenen Normaljahren ausmacht), und in bester Erinnerung ist ja noch den 
englisch-amerikanische Notenwechsel in dieser Frage, der Anfang Mai 1927 statt-; 
fand, und gelegentlich dessen England es offiziell mit Bitterkeit betonte: „für die 
Lebenszeit der drei nächsten Generationen würden täglich 100 000 £ englizchä 
Geldes den Weg nach Amerika nehmen“. — 

Innerhalb der interalliierten Schuldendebatte spielte der Widerstreit der Begriffe 
„kommerzielle“ Verpflichtungen und „politische“ Schulden eine große Rolle, und 
er tritt auch heute immer noch wieder auf. Auch Keynes betont es in seinem zu- 
letzt erwähnten Aufsatz, daß die interalliierten Schulden eine politische, aber keine 
juristische oder vertragliche Angelegenheit seien; die meisten amerikanischen Poli- 
tiker und Geschäftsleute, jedoch nicht alle, setzen diese Schulden aber irgend- 
welchen Handelsverpflichtungen aus verkauften und gelieferten Waren gleich, 
Keynes sagt, es sei verkehrt, „sie als eine Sache des Schuldrechts anzusehen, wie 
es falsch war, die theoretischen Verpflichtungen Deutschlands aus dem Versailler 
Vertrag als Sache des Schuldrechts zu betrachten“. Er wirft der amerikanischen: 
Öffentlichkeit vor, daß sie ein kurzes Gedächtnis habe, wenn sie jetzt glaube, 
daß sie 1917 und ıg9ı8 nicht mit einem Krieg, sondern mit einer Kapitalanlage 
beschäftigt war. 

Hatte der lediglich machtpolitische Abschluß des Krieges, wie er in Versailles 
erfolgte, neben der Reparationsfrage auch die interalliierte Schuldenfrage ungelöst 
gelassen, so führte die anglo-amerikanische Schuldenregelung in Verbindung mit 
der im Jahre darauf unter amerikanischer Führung erfolgenden Dawesregelung 
einen Wendepunkt vor allem insofern herbei, als Amerika nun auch die kon- 
tinental-europäischen Staaten, die die anglo-amerikanische Regelung vorläufig 
ignoriert und vorsorglich die Rechtmäßigkeit der amerikanischen Zinsforderungen 
bestritten hatten, nachdrücklichst an die Einlösung ihrer Verpflichtungen mahnte, 
Bedeuten die Kriegsbonds für Amerika doch politische Machtmittel, und nunmehr 
das Mittel, vor allem auf europäische Verhältnisse auch weiterhin maßgebenden 
Einfluß auszuüben. 

Es bedurfte vor allem nur der Mahnung der Vereinigten Staaten in ihrer Note 
vom Mai 1925 an Frankreich, Italien, Belgien, Rumänien, Griechenland, die 

*) Die interalliierten Schulden, Wirtschaftsdienst (Hamburg), Nr. 3 vom. ı6. Januar 1925. — 

") Daß England diese Beträge an Amerika aus wahren Überschüssen entrichtet, ergibt sich 
auch daraus, daß nach einer Statistik des „Economist“ die Kapitalemissionen am Load Markt 
während des Jahres 1928 insgesamt 369 Mill. £ (gegen 355 Mill. £ im Vorjahr) betragen haben. 


Davon entfallen auf das Inland 2631/, (206,8), auf das Empire 63 (100) und auf das Aus- 
land 42 (48) Mill. £ — auf Kapitalexporte also gegen 200 Mill. $. 
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Tschechoslowakei, Estland und Lettland, daß die Zeit zur Fundierung ihrer 
Schulden gekommen sei — und die letztere kam, wenn auch zögernd, in Gang. 
Daß nun auch die europäischen Gläubiger, vor allem England, auf Fundierung 
ihrer Forderungen drängten, ergibt sich logisch aus dem Vorgehen der Vereinigten 
Staaten: „Jetzt ist es für uns ausgeschlossen, die Schulden Frankreichs und Italiens 
zu streichen, wenn Amerika nicht ein gleiches tut“, so sagte Keynes im Januar 
1925. Man wird Fudickar (a.a.0.8.54) schwerlich widersprechen können, wenn er 
‚meint, die europäischen Verbündeten würden gar nicht daran gedacht haben, ihre 
Kriegsschulden als handelsübliche Darlehen anzuerkennen und zurückzuzablen, 
wenn nicht inzwischen durch den wirtschaftlichen Niedergang Europas und das 
Steigen der weltwirtschaftlichen Stellung Amerikas ein solcher Wandel eingetreten 
‚wäre, daß nunmehr der europäische Kontinent auf das Wohlwollen und auf den 
Wirtschaftsfrieden mit Amerika, dessen er bedarf, angewiesen ist. „Internationale 
Schulden von Regierung zu Regierung sind zu politischen Einfluß- und Zwangs- 
mitteln geworden, die bei der kapitalistischen Struktur der Weltwirtschaft und 
bei der internationalen Vermögensverschiebung und -zusammenballung für die 
politischen Beziehungen der Völker von ausschlaggebender Bedeutung geworden 
sind. Diese finanz- und damit weltpolitische Abhängigkeit, die sich — vielleicht 
‚sehr kurzsichtig — über alle Gesetze wirtschaftlicher Vernunft hinwegsetzt, ist 
das entscheidende und umwälzende Ergebnis des großen Krieges*).“ 

Besonders in Frankreich war man und ist man über die Forderungen. der 
“Alliierten über alle Maßen erbittert; gab man doch dort, und auch in der Kammer, 
‚in den verschiedensten Formen der Befürchtung Ausdruck, in die Abhängigkeit 
des internationalen Kapitals zu gelangen, wobei auch die Ausdrücke Schuldknecht- 
schaft und Kolonisierung fielen. Erst am 29. April 1926 erfolgte die Unterzeich- 
nung des französisch-amerikanischen, des sog. Mellon-Berenger-Abkommens, dessen 
Ratifizierung von der französischen Kammer aber immer wieder hinausgeschoben 
wurde. Im Juli 1926 erfolgte dann die Unterzeichnung des gleichfalls noch nicht 
ratifizierten französisch-englischen Abkommens. 

Kurz, bis Ende 1925 hatten die Vereinigten Staaten mit 12 Kriegsschuldner- 
staaten Regelungen getroffen über eine Gesamtsumme von 6393 Mill. $ (außerdem 
mit Frankreich, das jedoch noch nicht, wie schon erwähnt, ratifizierte). Es waren 
dies Belgien, Estland, Finnland, Großbritannien, Italien, Lettland, Litauen, Polen, 
Rumänien, Tschechoslowakei, Ungarn und Kuba. Mit 8 Ländern (Armenien, Frank- 
reich, Griechenland, Liberia, Nikaragua, Österreich, Südslavien und Rußland) war 
bis Ende 1925 noch keine Einigung getroffen worden. Die Schuldsummen der 
zuletzt genannten Staaten belaufen sich auf insgesamt 3635 Mill. $ (ohne Zinsen). 
Von den zuletzt genannten Staaten unterzeichnete nachher, und zwar am 3. Mai 

1926, noch Südslavien das Fundierungsabkommen, lautend über eine Fundierungs- 
summe von 62 850 000 $. Wenn man die französische Schuld als geregelt ansieht, 
so sind von den Forderungen der Vereinigten Staaten mehr als 97 0/, fundiert 


*) Im Original gesperrt gedruckt. 
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(von dem Rest fällt der größte Posten mit rund 192 Mill. $ auf Rußland — zu | 
beachten ist, daß Rußland an England über 4 Milliarden $ aus dem Kriege N 
schuldet und auch an Frankreich ı Milliarde $&) \ | 

Im wesentlichen sind die einzelnen Abkommen der anglo-amerikanischen Ver- N 
einbarung von 1923 nachgebildet, das heißt insbesondere, daß die Zahlungen sich. 
nach der überwiegenden Mehrzahl der Verträge auf einen Zeitraum von 62 Jahren 
erstrecken, und also planmäßig bis in die 1980er Jahre, meist bis 1987 laufen*). 
Waren die ursprünglichen Zinssätze mit 5 bzw. 6°/, angesetzt worden, so ist 
grundsätzlich für die ersten 10 Jahre eine Verzinsung von 3°/, und für die rest- 
lichen 52 Jahre eine solche von 31/,0/, vereinbart worden. Der erhebliche Nach- 
laß, obzwar die Schuldsummen im wesentlichen unverändert blieben, ist hieraus 
unverkennbar. Ganz besondere Zinsermäßigungen, also Nachlässe, sind Frankreich, 
Italien, Belgien und Jugoslavien seitens der Vereinigten Staaten zugebilligt worden. 
Die Zinssätze dieser Länder bewegen sich folgendermaßen: 

Frankreich von ı/, bis 30/,, erst von 1965 ab 31/, °/, (5 Jahre zinsfrei); 
Italien von !/, 0), bis 2°/, (5 Jahre zinsfrei); 

Belgien von 1/, 0/, bis 31/, °/, (Kriegsschulden zinsfrei); 

Jugoslavien von !/, %, bis 31/, %/, (12 Jahre zinsfrei). 

Das anglo-französische Abkommen bedeutet für Frankreich eine 50 proz. 
Schuldermäßigung, ja sogar eine 60 proz., wenn man alle gewährten Erleichte- 
rungen zahlenmäßig auswertet. War auch Frankreich, nachdem es sich von der 
Festigkeit des amerikanischen Standpunktes hatte überzeugen müssen, erneut unter 
Caillaux mit fliegenden Fahnen nach Amerika gezogen, mit der Erklärung näm- 
lich, es verlange kein Moratorium, da das nur gut für Besiegte und Bankrotteure 
wäre, so hatte es schließlich beides angenommen, ja noch mehr gefordert als ihm 
gewährt worden war, was ja auch die Tatsache der Nichtratifizierung des unter- 
zeichneten Abkommens bestätigt. Daß z.B. Frankreich von Amerika in viel stär- 
kerem Maße eine Schonfrist zugebilligt erhielt als Deutschland durch den Dawes- 
plan, ergibt die folgende Zahlenreihe, die in Mill. $ (abgerundet) Frankreichs 
Jahreszahlungen nach dem von einer Fundierungssumme von 4025 Mill. $ aus- 
gehenden Tilgungsplan zum Ausdruck bringt: von 1926 bis einschließlich 193e 
nur Zinszahlungen in jährlicher Höhe von 30 (1926) bis 35 (1930); 193ı (Til- 
gung und Zinsen): 40; 1932: 50; 1933: 60; 1934: 75; ı94o: 115; 1950: 125; 
1960: 125; 1970: 125; 1980: 125 und 1987: 116. 

Italiens Schuldennachlaß von Amerika stellt sich gar praktisch auf 80 0/,. Bei 
einer Fundierungssumme, die etwa nur halb so groß ist als diejenige Frankreichs 
(2042 Mill. $) hat Italien an die Vereinigten Staaten von 1926— 1930 jährlich je 
5 Mill. $ zu zahlen; die Jahreszahlungen steigen allmählich auf rund ı8 (1940), 
26 (1950), 38 (1960), 52 (1970), 67 (1980) und auf 8ı Mill. $ im letzten Jahre 1987. 


N 


*) Weitere Einzelheiten finden sich beispielsweise in Fudickar a.a.0O. 8.83 ff. und in „ Wirt- 


schaft und Statistik“, im ı. Januarheft 1927, dem auch ein ausführlicher Tilgungsplan bei- 
liegt. 
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N Der Belgien von Amerika gewährte Schuldennachlaß stellt sich praktisch auf 
ca. 45°/,; die von einer Fundierungssumme von rund 417 Mill. $ ausgehenden 
Jahreszahlungen beginnen mit knapp 4 Mill. $ im Jahre 1926, betragen 1930 
etwa 6 Mill. $ und erreichen 1936 die Höhe von etwa ı2 Mill. $, auf welcher sie 
Jann etwa bis zum letzten Jahre 1987 verbleiben. 

Richtunggebend waren die Abkommen mit Amerika auch für die Vereinbarungen 
ee nseuropaicher Schuldner mit England. Aber während Amerika es strikte 
ablehnte, die Zahlungen aus der interalliierten Verschuldung von deutschen Re- 
parationszahlungen abhängig zu machen, so gelang es vor allem Frankreich von 
England entsprechende Zusicherungen zu erhalten, und zwar in einem Brief- 
wechsel zwischen Caillaux und Churchill, der im Anschluß an die Unterzeich- 
nung des englisch-französischen Schuldenabkommens stattfand. 

Dieser im Juli 1926 gepflogene Briefwechsel ist auch noch insofern von Inter- 
esse, als in ihm Churchill auch Englands Schuldenverhältnis zu Amerika mit 
heranzieht und von der Notwendigkeit einer Solidarität unter den Nationen ein- 
tritt, die im Kriege Verbündete gewesen waren. Berücksichtigt man noch das Zu- 
geständnis Englands, seinen Schuldnern alle diejenigen Beträge gutzuschreiben, die 
es selber als Gläubiger, einschließlich seiner Reparationsgläubigerschaft Deutsch- 
jand gegenüber, über seine Verpflichtungen Amerika gegenüber hinaus erhalte, 
so dürfte es nicht unberechtigt erscheinen, von einer kommenden Einheits- 
front der Schuldnerstaaten gegenüber Amerika zu sprechen. Zu berück- 
sichtigen bleibt hierbei noch, daß zu der Kriegsverschuldung noch die Nach- 
kriegsverschuldung Europas gegenüber den Vereinigten Staaten tritt, über die 
sowie deren Folgen u.a. W.R. Batsell in seinem schon genannten Buche eingehend 
berichtet: Der letztere bemerkt dazu, daß es zweifelhaft ist, ob europäische Regie- 
rungen oder deren Völker eine Herrschaft fremden Kapitals in ähnlicher Weise 
hinnehmen würden wie etwa zentralamerikanische Staaten. 


IV. 


Von wesentlicher Bedeutung für das gesamte Weltverschuldungsproblem ist eine 
Ziffer, die Ziffer nämlich von rund 22 Milliarden $. Die Vereinigten Staaten 
erwarten nämlich auf Grund der abgeschlossenen Fundierungsabkommen im Laufe 
der nächsten 6 Jahrzehnte genau 22 ı43539 993,10 $ von europäischen Staaten, 
und davon, was wohl zu beachten ist, von reparationsberechtigten Ländern allein 
21 306 830 999,22 $. 

Wenn wir oben den Dawesplan als Fundament des interalliierten Schulden- 
gebäudes bezeichneten, so mögen diese Zahlen dafür als Illustration dienen. Noch 
anschaulicher werden uns aber die Dinge, noch deutlicher wird es uns, daß es 
sich bei den interalliierten Schuldenabkommen, wie schon einmal ausgesprochen, 
um deutsches Geld handelt, wenn wir uns einmal‘vor Augen führen, was 
Deutschland aliein insgesamt zu zahlen hätte, wenn es gleichfalls bis zum Jahre 
1987 und „nur“ jährlich die bisher geltenden „Normalleistungen“ (ungeachtet 


we 
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also etwaiger Zuschläge nach dem „Wohlstandsindex*) von 21/, Milliarden GM. 
entrichtete: es würde dann allein rund 38 Milliarden $ zu entrichten haben. “ 

Gewiß fehlt es den Vereinigten Staaten in Anbetracht gewisser Erscheinungen: 
innerhalb Europas — Aufwendungen für Rüstungen beispielsweise — nicht an: 
Gründen, die sie einem Schuldennachlaß abgeneigt machen. Wenn jedoch voni 
offizieller amerikanischer Seite (Mellon, Coolidge) Transferschwierigkeiten zwischen: 
Europa und Amerika geleugnet werden, wie es unlängst einige Male geschah, so» 
muß demgegenüber jedoch nachdrücklichst darauf hingewiesen werden, daß es: 
nicht an gewichtigen, auch ausländischen Stimmen fehlt, wonach unter den heu-- 
tigen Verhältnissen die Interessen der amerikanischen Geldgeber gefährdet seien:; 
Die Interessen der amerikanischen Gläubiger nämlich stehen in Widerstreit mit-- 
einander, je nachdem man die Frage vom Standpunkte des Steuerzahlers oder des; 
Geschäftsmannes aus betrachtet. Ja selbst in amerikanischen Regierungskreisen | 
machte man sich Sorge über den heutigen Zustand, daß der nach Amerika flie- 
Bende Teil der deutschen Zahlungen auf Kosten des amerikanischen Anleihe-- 
kapitals flüssig gemacht werde. 

Ein Blick auf die Zahlungsbilanz der Vereinigten Staaten von Amerika erscheint 
hierbei angebracht. Die Kapitalanlagen im Auslande stiegen in dieser Bilanz 
mittlerweile zum stärksten Aktivposten der Vereinigten Staaten an. Während bekannt- 
lich vor dem Kriege Amerika Schuldner in solchen Zahlungen war, beträgt der ent- 
sprechende Aktivposten in der Zahlungsbilanz des Jahres 1919 bereits 5o Mill. $ — 
der bis zum Jahre 1925 aber auf 515 Mill.$ angewachsen war. Beliefen sich vor dem 
Weltkriege Amerikas jährliche Schuldzahlungen an Europa etwa aufeine halbe Milli- 
arde $, so haben die Vereinigten Staaten heute von Europa etwa 700 Mill. $ im Jahr zu 
fordern — 1927 vereinnahmten sie insgesamt daraus rund ı Milliarde $. Be- 
merkenswert ist es, daß diese Zinserträge selbst wieder zum Gegenstande neuer 
Kapitalanlagen Amerikas im Auslande gemacht werden, ja, daß diese Zinsleistungen 
zum großen Teil überhaupt nur erfolgten, bzw. überhaupt nur erfolgen konnten, 
weil die Vereinigten Staaten sie finanzierten, das heißt, sie selbst die Mittel vor- 
streckten zur Erfüllung der geldlichen Verpflichtungen gegen sich selbst. 

Aber nicht nur fällige Verpflichtungen finanzieller Art gegen die Vereinigten 
Staaten werden in solcher Weise auf dem Darlehenswege von ihnen ermöglicht: 
noch darüber hinaus finden Kapitalinvestierungen der Vereinigten Staaten aus 
Überschüssen ihrer Volkswirtschaft im Auslande statt, und zwar in steigendem Maße 
seit dem Zustandekommen des Dawesplanes. Schätzungsweise besaßen die Vereinig- 
ten Staaten Ende 1924, 1925 und 1927 folgende Kapitalanlagen im Auslande: 


Ende 1924 Ende 1925 Ende 1927 
In HHRTODa er ar 1900 Mill. $ 2500 Mill. $ 3700 Mill. $ 
in Lateinamerika ....... AoAo ua ASTa as A200. 
in Kanada und Neufundland, TEEN 
Asien, Australien, Afrika 2600 ,„ „ BIS ee 
und in der übrigen Welt .. 690 „ ,„ Bo, LI0o0 7, 


en eat! DAB Te BEER = Bed DER ET a FE 
insgesamt 9230 Mill.$ 10405 Mill. $ 13500 Mill. $ 


427 
$ Also über ıo Milliarden $ betrugen Ende 1925 auch derartige Forderungen 
der Vereinigten Staaten an das Ausland (5 0/, hiervon allein machen über 2 Mil- 
liarden GM. jährlich aus), und Ende ı927 schon rund ı3 Milliarden $. Nach 
einer Zusammenstellung des Bankhauses Dillon & Co. erreichten die Emissionen 
der Vereinigten Staaten im Jahre 1926 6197 Mill. $ gegen 6216 Mill. im Vor- 
Jahre. Gesellschaften des In- und Auslandes waren daran mit 4310 Mill. beteiligt, 
Selbstverwaltungskörper mit 1260 und auswärtige Regierungen mit 456 Mill. $. 

Im Jahre 1927 war jene Summe (6197) auf 7735 Mill. $ gestiegen, wovon die 

‚Auslandsanleihen 1567 Mill. $ betragen. Deutschland, das in erheblichem Grade 

hieran beteiligt ist, verzeichnet bereits gegen ır2 Milliarden RM. deutsche Aus- 

landsschulden, die eine Zinsenlast von jährlich mehr als 500 Mill. RM. bedingen. 

Auf welcher handelsbilanzmäßigen Grundlage ruhen nun diese Verhältnisse? *) 

_ Hierfür ist die Warenbewegung über die Grenzen der Vereinigten Staaten von 


Interesse. Es betrug die (sichtbare) Warenbewegung der Vereinigten Staaten in den 
Jahren 
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1924 1925 1927 

Ausfuhr (in Mill. $) ..... 4621 4934 4758 

a Ta ee re 3651 4268 4ı84 

Ausfuhrüberschuß (in Mill. $) 970 666 574 
Aktiv war und ist jedoch der Handel der Vereinigten Staaten nur mit Europa, 
mit Nordamerika und mit Ozeanien (Australien und Neuseeland); im übrigen ist 
_er passiv, d. h. gegenüber Asien, Südamerika und Afrika überwiegt die Einfuhr. 

Die Ausfuhr-Überschüsse betrugen beispielsweise für 1925 


ımöKuropa-Handel 2... 0.2... 02» 1364 Mill. $ 
im Nordamerika-Außenhandel ...... 109- , 
und im Australien- und Neuseeland-Handel 117 ,„ „ 
und die Einfuhr-Überschüsse 
im. Asıen-Handel - 9... 2 2% 834 Mill. $ 
im Südamerika-Handel. ... .. 110 
und im Afrika-Handel ...... BESTER} 


Bemerkenswert erscheint es hierbei, daß die Ausfuhr-Überschüsse der Ver- 
einigten Staaten mit Deutschland sich 
im Jahre 7934 auf „ ern. ..- 301 Mill. $ 
und im Jahre 1925 auf... ... 306m 17, 
stellten, welchen Summen gegenüber die Anleihen Erwähnung verdienen, die die 
Vereinigten Staaten Deutschland zur Verfügung stellten. Im Jahre 1925 wurden 
allein für rund 104 Mill. $ deutsche Anleihen in den Vereinigten Staaten öffent- 
lich aufgelegt (deutsche Kommunal- und Staatsanleihen); für Frankreich beispiels- 


*) Es sei diesbezüglich, vor allem hinsichtlich Deutschlands, beispielsweise hingewiesen auf 
Dr. W. Franke, Der deutsche Außenhandel im Jahre 1927, „Erde und Wirtschaft“, II. Jahrg., 
1928/29, S. 148 ff., sowie auf Walter Maas, Die fortschreitende Industrialisierung der Welt und 
der Nahrungsmittelspielraum der alten Industrieländer, „Geopolitik“, V. Jahrg., 1928, II. Bd., 
S. 690 ff. 
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weise in derselben Zeit nur für 20 Mill. $ derartige Anleihen und für Europa | 


insgesamt für 454 Mill. $ (neben Deutschlands Anteil ist derjenige Italiens mit 


100 Mill. $ der weitaus größte)*). Im Jahre 1926 lieh Deutschland von Amerika 
328,ı Mill. $ und ı927 288,2 Mill. $. 

Erwähnt möge hierbei im Anschluß an frühere Andeutungen über amerikanische 
Kapitalanlagen in sonstigen Teilen der Welt noch sein, daß sich amerikanisches 
Kapital beispielsweise auch in Holländisch-Indien festgesetzt hat. Solche Anlagen 
haben vor allem, wie bereits erwähnt, den Zweck, Rohstoffmonopole, z. B. in 
Gummi, welche gegen die Vereinigten Staaten bestehen, zu brechen. Dadurch, daß 
entsprechende Produktionszweige möglichst weitgehend in amerikanischen Besitz 
gebracht werden, sollen heutige Gegebenheiten des Weltmarktes zugunsten der 
Vereinigten Staaten beeinflußt werden. Auch zur Gründung neuer Pflanzungen 
schritt gegebenenfalls amerikanisches Kapital. Der Zweck dieser Bestrebungen ist 
es, heute bestehende Abhängigkeiten der Volkswirtschaft der Vereinigten Staaten 
von fremden Volkswirtschaften, vor allem in rohstofflicher Hinsicht, zu beseitigen 
bzw. zu vermindern **). 

So gibt es Widerstreite, und zwar allerbedeutsamster Art, innerhalb unseres 
Problems in großer Zahl; hingewiesen sei hier nur auf den Widerstreit in den 
Empfangsländern, vor allem von sog. Sachlieferungen, zwischen den Interessen der 
heimischen Wirtschaft und des heimischen Fiskus, hinsichtlich dessen Sir Josiah 
Stamp auf der Tagung der internationalen Handelskammer in Brüssel im Juni 1925 
aussprach, es erfülle ihn mit Furcht und Mißtrauen, daß der heutige Zustand 
20 bis 3o Jahre dauern könne***). Sir Josiah Stamp sprach es hierbei auch aus, 
daß der größte Teil der Werte, den Deutschland zu erzeugen und abzuliefern habe, 
sich gegen die Vereinigten Staaten von Amerika richte: in allen Gläubigerstaaten 
sei es unumgänglich, daß die Einfuhr steige. 

Der innige Zusammenhang zwischen den deutschen Reparationen und der 
interalliierten Verschuldung ergibt sich aus der Tatsache, daß zwei Drittel der 
deutschen Reparationsleistungen, wobei wir immer von der sog. Normal- 
jahressumme von 21/, Milliarden GM. ausgehen, bereits ausreichen, um die 
Schuldverpflichtungen der europäischen Alliierten untereinander und 
gegenüber Amerika abzudecken. Die Zahlungen an Amerika allein seitens 
der großen europäischen Alliierten England, Frankreich, Italien und Belgien be- 
tragen im Durchschnitt der nächsten ı0 Jahre insgesamt pro Jahr 944 Mill. GM., 
während Deutschland bei der noch augenblicklich geltenden Sachlage an seine 


*) Wegen der hier in Betracht kommenden Einzelheiten vgl. z.B. die Abhandlungen im „Welt- 
wirtschaftlichen Archiv“, 24. Band, Heft 2, Oktober 1926: Dr. Hermann A.L.Lufft, Die welt- 
wirtschaftlichen Bindungen der Vereinigten Staaten von Amerika, und Dr. Hermann Bente, Die 
Zahlungsbilanz der Vereinigten Staaten für das Jahr 1925. — **) Die Größe des Anteils ameri- 
kanischen Kapitals am gesamten Volksvermögen Mexikos wurde für 1912 von einem amerikanischen 
Konsul in Mexiko auf 1057 Mill. $ von 2434 Mill. $ berechnet, das sind etwa 43,5 U — 
*") Auch diese Dinge beleuchtet in trefflicher Weise Dr. Richard Schulz: Die Gestaltung 
des Außenhandels der Schuldnerstaaten, Karlsruhe (G. Braun) 1926, s. insbes. S. 75/76. 
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‚Reparationsgläubiger jährlich nach Absetzung der Prioritäten (Dienst der Dawes- 
‚anleihe, Besatzungskosten und ähnl.) 2221 1/, Mill. GM. zahlen soll. er 
 Setzte man voraus, daß Deutschland die im Londoner Abkommen festgesetzten 
‚Reparationen auch tatsächlich leisten kann, so erhielten sämtliche Alliierten von 
Deutschland und ihren anderen Schuldnern zusammen größere Beträge, als sie zur 
‚Abdeckung ihrer Kriegsschulden aufwenden müssen. Unter Zugrundelegung des 
"Durchschnitts der Beträge in den Schuldenabkommen für die nächsten ı0 Jahre 
würden jährlich Überschüsse solcher Art erzielen: 


England..... in Höhe von 203 Mill. GM. 
Frankreich .. 0, „ Fe 4 
Bealbeni 0 See AR u ” 
Belgien ..... ee TOR Br) 


Diese Zahlen erscheinen von ganz besonderem Interesse, vor allem, wenn man 
Deutschlands bisherige Leistungen — wobei aber auch an den ungeheuren Wert 
‚der Kolonien und anderer Abtretungen zu denken ist — mit in Betracht zieht 
und diesen Leistungen etwa die Schätzungen Keynes**) über die wirtschaftlichen 
Kriegsschäden Frankreichs gegenüberstellt: Zu diesen Schätzungen bemerkt Keynes, 
daß es schwer sein würde, „eine Rechnung von über ıo Milliarden Mark für 
physischen und materiellen Schaden im zerstörten und besetzten Gebiet 
Nordfrankreichs aufzumachen“ (Loucheur hatte das Sechsfache errechnet und Klotz 
‚noch mehr); die Gesamtheit der französischen Forderungen (einschl. von Schiffs- 
verlusten u. a. m.) bezifferte Keynes dabei, sehr großzügig, wie er ausdrücklich 
‘bemerkt, auf insgesamt 16 Milliarden GM. (über Loucheurs Berechnung sagt Keynes, 
daß dieser strenge Wahrhaftigkeit mit den Erfordernissen der Vaterlandsliebe un- 
vereinbar gefunden habe). Zu berücksichtigen bleibt aber, daß Überschätzungen 
überhaupt seitens unserer Gegner hinsichtlich dessen, was Deutschland „wieder- 
gutzumachen“ habe, in sehr erheblichem Maße ihren Grund haben in den von 
ihnen selbst unterzeichneten „Shylock“-Scheinen, wie sie selbst gelegentlich die 
Schuldscheine über die Kriegsanleihen nannten. 

Deutschland soll so sämtliche Leistungen finanzieren, die sich aus 
der interalliierten Verschuldung ergeben —, andrerseits streckt Amerika 
das nötige Geld vor, damit „erfüllt“ werden kann: Die unausbleibliche Folge davon 
ist eine immer weitergehende Verschuldung Deutschlands anstatt seiner Entschul- 
dung. Sir Josiah Stamp drückte es einmal folgendermaßen aus***): „Unter der 
Voraussetzung, daß die Hälfte der in Frage kommenden Reparationssummen als 
Kredit an Deutschland Verwendung findet, werden sich in etwa 3o Jahren die 


*) Errechnet nach Fudickar a. a. O., S. 105/6; s. auch Batsell a. a. O., 100. — **) Die wirt- 
schaftlichen Folgen des Friedensvertrages, 1920, S. 103/5. A EINS: Fudickar a... 0.8. 120. — 
Hingewiesen sei auch auf den Aufsatz von Prof. Robert Liefmann: Ausländische Kredite und 
internationale Verschuldung in „Bankwissenschaft‘, 1925, $. ı46ff. und ı89 ff., sowie auf 
Dr. v. Borries: Amerikanische Finanzierungen für Deutschland, „Wirtschaftsdienst“ v. 20. März 
1925, S. 44off. Einen ausführlichen Bericht über die amerikanischen Kapitalsanlagen in Europa 


gibt auch W.R. Batsell a. a. O. 
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amerikanischen Investierungen in Deutschland auf etwa 4300 Mill. £ (= 86 Milli- 
arden GM.) belaufen, d.h. eine Summe ausmachen, die über 20 0], des gesamten 
deutschen Nationalvermögens betragen dürfte. Bei einer rohen Schätzung möchte 
ich annehmen, daß etwa zwei Drittel der betreffenden Investierungen die Form 
von Neugründungen in Deutschland annehmen werden, und daß hierbei das nor- 
male Wachstum des deutschen Nationalvermögens in amerikanische Hände über- 
geht; das andere Drittel würde eine Hypothek Amerikas auf die deutsche Wirt- 
schaft bedeuten. Ist es — so fragt man sich — für die Herbeiführung oder Auf- 
rechterhaltung eines dauernden Exportüberschusses möglich, eine derartige Lösung 
zu wählen, ohne daß Deutschland wirtschaftlich eine Provinz der amerikanischen 
Union wird?“ Daß grundsätzlich das gleiche auch für Gesamteuropa gilt, ergibt sich 
daraus, daß der Zustand der Handels- und Zahlungsbilanzen der in Betracht kommen- 
den Länder einer normalen Entschuldung der Welt, wie bereits eingangs betont 
wurde, entgegengerichtet ist. Bei Betrachtung der Zahlungs- und Handelsbilanz 
z. B. Italiens wird dies besonders offenbar. Es hatten in Europa (nach dem Stande von 
1925) eine aktive Handelsbilanz überhaupt nur Estland, Finnland, Jugoslavien, 
die Tschechoslowakei und Frankreich. Vom Gesamtexport der Vereinigten Staaten 
empfingen (im vorgenannten Jahr) u. a. Großbritannien 2 ı °/,, Deutschland 9,6 °/,, 
Frankreich 5,7 /,, Italien 4,2 °/,, Spanien r,60/,, Belgien 2,5°/, und Rußland 1,4 %,. 

Infolge der Unmöglichkeit Europas, seine Verpflichtungen an die Vereinigten 
Staaten von Amerika in normaler Weise zu erfüllen, werden die Vereinigten Staaten 
so immer mehr zum Gläubiger Europas und damit schließlich auch zum Herren 
über die Bodenschätze dieses Erdteils, wie auch, aus naheliegenden Gründen, zum 
Gebieter über die Bodenschätze anderer Erdteile, der Erde überhaupt. 


V. 


Zwischen zwei Knotenpunkten, einem „positiven“ (Vereinigte Staaten) und einem 
„negativen“ (Deutschland) breitet sich im wesentlichen das im Mittelpunkt unserer 
Ausführungen stehende Verschuldungsgewebe aus; — um diese beiden Punkte 
gruppieren sich auch die Schwierigkeiten, Weltwirtschaftskrisis genannt, die damit 
in engstem Zusammenhange stehen. Deutlich hebt sich innerhalb dieses Gewebes 
die Gesamtverpflichtung Europas gegenüber Amerika ab, — Europas, das in sich 
selbst eine weitgehende, fast alle europäischen Länder erfassende Verästelung auf- 
weist, innerhalb deren als Gläubiger, die aber gleichzeitig an die amerikanische 
Union verschuldet sind, England und Frankreich hervortreten. Das erstere 
besitzt als Gläubiger, entsprechend der erwähnten Höhe seiner Forderungen, die 
etwa gleich ist derjenigen der amerikanischen Union, annähernd die gleiche Be- 
deutung wie sein Gläubiger (Amerika), während seine Schulden an Amerika etwas 
mehr als die Hälfte seiner Forderungen betragen; bei Frankreich dagegen über- 
wiegen die Schulden um mehr als das Doppelte seine Forderungen aus der inter- 
alliierten Verschuldung, wohingegen es aber der größte Reparationsgläubiger ist. 
Und zwar ist Frankreich hier in solchem Umfange (52 °/,!) Gläubiger, daß sein 
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ichuldnerübergewicht demgegenüber zurücktritt, wie es oben näher el 
vurde. 
Ein wünschenswerter Verteilungsprozeß des wirtschaftlichen Reichtums a Erde, 
jes Weltreichtums, von dem wir schon sprachen, erleidet durch die heute bestehenden 
ustände hier in Betracht kommender Art beklagenswerte Hemmungen. Auch die best- 
nöglichste Ausnutzung der Bodenschätze der Erde wird dadurch hintangehalten: 
licht nach der wahrhaften Leistungsfähigkeit, nach der Kulturhöhe, nehmen die 
inzelnen Völker daran und vor allem an der weiteren Erschließung von Weltgütern 
inteil. Wie aber im Leben jedes Einzelmenschen innerer Wert und äußere Geltung 
inem Gleichgewichtszustand zustreben, so gilt dies auch im Hinblick auf die einzel- 
ien Völker. Die Geschichte lehrt uns, daß sich auch im Leben der Völker ein Ausgleich 
ollzieht zwischen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, der kulturellen Höhe also 
ines Volkes, und seinem Wohlstand. Irgendein Volk künstlich in Armut und Knecht- 
chaft zu erhalten, muß auch für alle anderen Völker von Nachteil sein. Wirtschaft- 
iche Zusammenhänge verlangen es im Interesse aller Glieder der Weltwirtschaft, 
nnerhalb deren sich die internationale Reichtumsverteilung vollzieht, daß der 
teichtum der vorgeschrittenen, insbesondere der industriell führenden Völker, nicht 
rheblich von ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit abweicht, und vor allem nicht 
ünstlich auf einer unangemessenen Stufe gehalten wird. Dieser zwingenden 
Votwendigkeit muß insbesondere durch eine vernunftgemäße Gestaltung der Welt- 
chuldenbilanz, vor allem durch eine vernünftige und gerechte Regelung 
ler sog. Reparationsfrage, und zwar im Interesse aller Glieder der Weltwirt- 
ehaft Rechnung getragen werden: durch eine Regelung, die weltwirtschaftlichen 
ind handelspolitischen Gegebenheiten und Erfordernissen nicht zuwiderläuft. 

Anknüpfend an die Gedanken, von denen die vorstehenden Betrachtungen aus- 
ingen, möge nun ein Schema folgen, dessen Anlegung an die angedeuteten Ver- 
jältnisse die große weltwirtschaftliche wie auch wirtschaftsgeographische Bedeu- 
ung der berührten Fragen ganz besonders deutlich dürfte hervortreten lassen: 

Die Ausfuhr eines bestimmten Landes kann umfassen *): 

ı. Waren zur Bezahlung der Einfuhr, 

2. Kapitalien, die im Auslande angelegt werden sollen, 

3. Waren zur Bezahlung von Zinsen (Dividenden und Gewinnen und dgl.) für 
Tapitalien, die das Ausland im Inlande angelegt hat, 

4. ausländische Kapitalien, welche im Inlande angelegt waren und zurück- 
rezahlt werden, 
- 5. Waren zur Bezahlung fremder Dienstleistungen (Fracht, Kommissionen, Ver- 
icherungen u. dgl.) für das Inland, 

6. Waren zum Unterhalt von Inländern (Reisenden, Studierenden) im Auslande, 
7. Waren zur Zahlung von Schulden des Inlandes, die aus sonstigen Anlässen 
Kriegen, Todesfällen, Schenkungen usw.) entstehen. 


| *) Nach Prof. P. Arndt: Deutschlands Stellung in der Weltwirtschaft (Verlag B. G. Teubner, 
‚eipzig), 1908, S. 47 ft. 
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Die Einfuhr eines jeden Landes kann sich aus folgenden Bestandteilen | 
sammensetzen: 

. Waren, die das Inland im Austausch gegen seine Ausfuhrartikel empfängt, 

2. fremde Kapitalien, die im Inlande angelegt werden sollen, 

3. Waren zur Bezahlung von Zinsen (Dividenden, Gewinnen u. dgl.) für Kopil| 
talien, die das Inland im Auslande angelegt hat, sowie 

4. inländische Kapitalien, welche im Auslande angelegt waren und zurückäl 
gezahlt werden. RT | 

5. Waren zur Bezahlung inländischer ER ERER (Fracht, Kommissionen, 
Versicherung — heute auch: Vergütung für Weredelung von Rohstoffen — u. dgl. ) 
für das Ausland, | 

6. Waren zum Unterhalt von Ausländern (Reisenden, Studierenden) im Inlande und 

7. Waren zur Zahlung von Schulden des Auslandes, die aus sonstigen Anlässen 
(Kriegen, Todesfällen, Schenkungen usw.) entstehen. 

Die ungeheure Bedeutung der Vereinigten Staaten von Amerika auf die Geschicke 
der heutigen Welt, die Bedeutung der Finanzmacht dieses Landes, der unheimliche, 
ja wohl unheilvolle Einfluß des amerikanischen Geldmannes, des Finanziers, des 
Bankiers — dies alles dürfte aus den vorstehenden Betrachtungen deutlich hervor- 
getreten sein. Nicht allein nur, weil es von besonderem Reiz erscheint, einen Mann 
aus der Wallstreet — über die von uns angeschnittenen Fragen zu hören, sei das Buch 
des New Yorker Bankiers Paul M. Mazur: „Der Reichtum Amerikas, seine 
Ursachen und Folgen“*) hier erwähnt, nein, auch deshalb, weil dieses Buch, 
obzwar bewußt, vom Standpunkt des Geschäftsmannes aus geschrieben, nach vielen 
Richtungen hin eine wertvolle Ergänzung unserer Andeutungen darzubieten vermag. 

Im Gegensatz zur Geschichte anderer Nationen, so hebt er hervor, haben die 
Vereinigten Staaten die ersten Kapitel ihrer Autobiographie nicht mit dem Schwert, 
sondern mit der Pflugschar geschrieben, und die folgenden Blätter ihrer Geschichte 
fallen aus dem Rädergetriebe ihrer wirtschaftlichen Rotationsmaschine heraus. 
Große Wandlungen hat Amerika durchgemacht, und nur wenig Gemeinsames 
besteht zwischen dem heutigen Amerika und dem zu jener Zeit, als die 42. Straße in 
New York noch eine Farm war und Viehpfade dort waren, wo heute andere weltstädtische 
Hauptstraßen entlang führen. Die ökonomische Wandlung, die in Europa einem 
gemächlichen Fluß glich, ging in Amerika in den Formen eines reißenden Wild- 
baches vor sich. Zwar ist es möglich, daß die heutigen Wirtschaftsbedingungen sich 
auch ohne den Anstoß des Weltkrieges entwickelt hätten, sicher aber wären sie 
ohne ihn erst in vielen Jahrzehnten, womöglich erst in Jahrhunderten eingetreten. 
Jedenfalls gedeiht die Wirtschaft der Vereinigten Staaten als Ganzes wie nie zuvor. 
Während Europa als Zeichen ungestillten Hungers seinen Gürtel bis auf das letzte 
Loch schnallte, hat Amerika seinen Gürtel gelockert. „Sein Problem geht, wenig- 
stens für die Mehrzahl seiner Bewohner, wirklich dahin, den Wanst zu füllen, 
damit der Gürtel passe, und nicht den Gürtel enger zu schnallen, damit er sich 

*) Berlin ($. Fischer) 1928; s. insbesondere $. 26 ff., 227 ff. 
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ler abnehmenden Taille anschmiege. Die amerikanische Wirtschaft steht, mit 
ıinderen Worten, vor der seltsamen Aufgabe, die zu füttern, die nicht hungrig 
sind, und jene zu kleiden, die schon in warmen Rleidern stecken.“ 

Gleich wie man in Europa nicht selten Betrachtungen unter der Überschrift: „Der 
Schatten Amerikas“ oder ähnlich anzustellen pflegt, so beschäftigt sich auch dieser 
ımerikanische, kühl rechnende Geschäftsmann mit dem Schatten Europas. Ein 
Wort aus seinen Überlegungen darf als ganz besonderer Beachtung würdig hervor- 
zehoben werden. Nachdem er es für möglich hält, daß Europa ein ernster Kon- 
kurrent Amerikas auf dem Weltmarkt werden könne, meint er: „Es bleibt ihm 
auch nichts anderes übrig, denn es hat nur die Wahl zwischen dauernden 
Ausfuhrüberschuß oder Untergang“ *). 

. Möge man solcher Warnung in Europa, vor allem in Deutschland, gebührende Be- 
ıchtung widmen! Daran vermag uns auch eine Äußerung des Präsidenten Wilson aus 
lem Jahre 1916 zu mahnen, mit der wir unsere Betrachtungen abschließen, eine Äuße- 
rung, deren Wiedergabe vor allem in Anbetracht des Umstandes am Platze erscheint, 
laß fast jedes Mitglied des neuen Kabinetts des Präsidenten Hoover ein Millionär ist: 

„A great industrial nation is controlled by its system of credit. Our system of 
redit is concentrated. The growth of the nation, therefore, and all our activities 
ıre in the hands of a few men... We have come to be one of the worst ruled, 
ine of the most completely controlled and dominated Governments in the civilised 
world — no longer a Government by free opinion, no longer a Government by 
:onviction and the vote of the majority, but a Government by the opinion and 
luress of small groups of dominant men“ **). 

Die wirklichen Herrscher der großen nordamerikanischen Demoplutokratie ***) 
itzen in der Wallstreet in New York: dies ist der Sinn dieser Wilsonschen Worte. 
für die Welt, für Europa und vor allem für Deutschland bedeutet die in den 
Händen dieser Männer befindliche gewaltige Macht und die Art der Anwendung 
lieser Macht eine ungeheure Gefahr. Aufgabe der hiermit abgeschlossenen Betrach- 
ungen war es auch, zur Erkenntnis der der Wohlfahrt, ja dem Leben des deut- 
chen Volkes von dorther drohenden Gefahren hinzuweisen, damit nichts unter- 
jleibe, was sie abzuwenden vermagfr). 

*) Von mir gesperrt. — *) Ich entnehme dies dem Buch von Prof. Dr. Frederick Soddy von 
ler Oxford-Universität, Wealth, Virtual Wealth and Debt, the Solution of the Economic 
jaradox, London (George Allen & Unwin Ltd.) 1926, $. 290, einem Buch, das sowohl für den 
{reis gegenwärtiger Betrachtungen als auch weit darüber hinaus Beachtung verdient. Der Titel 
iner anderen Schrift des gleichen Verfassers, mit deren Gegenstand sich das ersterwähnte Buch 
yeit ausführlicher beschäftigt, vermag solches schon zu veranschaulichen: The Inversion of 
‚cience and a Scheme of Scientific Reformation, 3. Ausgabe, London (Hendersons 66 Charing 
ross Road) 1927. — *"*) Hermann George Scheffauer wendet diese Bezeichnung an; siehe seine 
chrift: Das geistige Amerika von heute (Ullstein), $.10ogf. — +) Deutschlands Aufgabe 
iuft hinaus auf eine Entfesselung aller Kräfte innerhalb seines Volkes und innerhalb seiner gesam- 
en Volkswirtschaft. Dieser Aufgabe ist mein Buch gewidmet, auf das hiermit hingewiesen sei: 
)ie Reform der öffentlichen Verwaltung in Deutschland, mit dem Entwurf zu einem 
teichsermächtigungsgesetz, gekrönte Preisschrift, Berlin W 10 (Askanischer Verlag) 1928. 
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L. F. Boross: W.I. Lenin (Redner der Re- 
volution. Band XIII. 3. Band der neuen Folge). 
128 Seiten. Neuer Deutscher Verlag, Berlin 1928. 
Die Schrift enthält den Wortlaut von ı5 Re- 

den Lenins aus der Zeit von 1905— 1922. Die 

Auswahl darf im Ganzen als glücklich bezeich- 

net werden, denn man erlebt durch sie die 

innere Entwicklung des großen russischen Fana- 
tikers und wird mit dessen spezifischer Dia- 
lektik vertraut gemacht. Am nachhaltigsten 
wirkten auf uns Lenins Ausführungen über 


die „Neue ökonomische Politik“ ($. 79-98). 


Alexander Kerenski: Erinnerungen. 
Vom Sturz des Zarentums bis zu Lenins Staats- 
streich. 461 Seiten. Carl Reissner Verlag, Dres- 
den 1929. 

Kerenski schildert in diesem bisweilen wirk- 
lich zu dramatischer Höhe aufsteigenden Buche 
ausführlich die inner- und außenpolitische Ent- 
wicklung Rußlands bis hin zu den „zehn Ta- 
gen, die die Welt erschütterten“. Es ist ein 
grandioses Gemälde, das da vor uns abrollt. 
Das ganze innerlich morsche Rußland ersteht 
vor uns, und wir erleben in allen Phasen des 
Ablaufs den Krieg, das Ringen zwischen Krone 
und Duma, den Kampf zwischen Duma und 
Sowjets. Kerenski, der ehrlich bestrebt war, 
der immer bedrohlicher werdenden Anarchie 
zu steuern, brandmarkt natürlich, und von sei- 
nem Standpunkt mit Recht, den Staatsstreich 
Lenins als Verrat an der Demokratie, als bru- 
tale Reaktion, als unverzeihliches Verbrechen 
gegenüber dem durch den Krieg schon so arg 
geschwächten Rußland (S. 445f.). Daß er selbst 
durch seine ententefreundliche Kriegspolitik 
ein gut Teil Schuld auf sich geladen hat, ver- 
Er hofft, daß in 
absehbarer Zeit die russische Menschheit das 


sucht Kerenski abzustreiten. 


bolschewistische Joch abschütteln wird. „Heute, 
nach ıı Jahren Bolschewikiherrschaft, steht 
Rußland noch immer am Ausgangspunkt des 
ewigen Leninistischen Zirkels: Schreckensherr- 
schaft und schwere ökonomische Krise. Das 
sind Wirkungen _unnatürlicher, künstlicher 
ökonomischer und politischer Ursachen, wie sie: 
in der Natur und im Wesen einer Diktatur 
zum Ausdruck kommen, einer Diktatur, die 
alle unabhängige Schöpferkraft und Arbeits- 
freude des Volkes lähmt... Im Kampf um 
die Freiheit muß Rußland unausweichlich auf 
den Weg volkstümlichen, nationalen, demo- 
kratischen Aufbaues zurückkehren, auf den 
Weg, den das russische Volk — zögernd und 
unsicheren Schrittes — schon einmal einge- 
schlagen hat: im März 1917.“ 


Louise Freifrau von Reibnitz-Malt- 
zan: Gestalten vom letzten Zarenhof 
und andere persönliche Begegnungen. 
176 Seiten mit ı6 Bildtafeln. Carl Reissner 
Verlag, Dresden 1928. 

Erinnerungen einer mecklenburgischen Hof- 
dame, der es vergönnt war, einer erstaunlichen 
Reihe von russischen und europäischen Fürst- 
lichkeiten nahezutreten und auch vielen füh- 
renden Männern der Kunst, Wissenschaft und 
Politik zu begegnen. Von allen diesen plaudert 
die Verfasserin in ansprechender Form, ohne 
indessen dabei zu größeren und allgemein 
interessierenden Problemen zu gelangen. Es ist 
im besten Sinne ein typisches Hofbuch des 
19. Jahrhunderts, das der gegenwärtigen Gene- 
ration herzlich wenig zu bieten vermag. 


Leo Trotzki: Die wirkliche Lage in 
Rußland. 288 Seiten. Avalun - Verlag, 
Hellerau-Dresden 1928. 


Titel dieses Buches ist insofern irreführend, 
Trotzki darin nur ganz kurz über die Lage 
Arbeiterklasse in Rußland, die Agrarfrage, 
as Problem der Staatsindustrie, die rote Ar- 
nee usw. berichtet. Den Hauptinhalt bildet 
ine gewiß interessante, aber stark polemisch 
efärbte Auseinandersetzung mit Stalin unter 
em bezeichnenden Titel „Stalin fälscht Ge- 
chichte“. Es ist die ausführliche, manchmal 
ich in Einzelheiten verlierende Anklageschrift 
er von Trotzki geführten Opposition, leiden- 
chaftlich wie alles, was von Trotzki stammt, voll 
eißenden Spotts und bitterer Ironie. Das Buch 
st mehr um der Persönlichkeit des Verfassers 
enn um seines materiellen Inhaltes wegen lesens- 
rert. Ungeheuer packend und menschlich er- 
chütternd ist der angefügte Abschiedsbrief 
offes, der, obwohl schwer krank, von der Stalin- 
ruppe nicht die Erlaubnis zur Reise in ein deut- 
ches Sanatorium erhält und sich aus Verzweif- 
ung hierüber und über die innerpolitische Ent- 
icklung Sowjetrußlands erschießt (S.259— 265). 


rich Koch-Weser: Rußland von heute. 
Das Reisetagebuch eines Politikers. 200 Seiten 
mit ı6 Bildtafeln. Zweite, durchgesehene Auf- 
lage. Carl Reißner Verlag, Dresden 1929. 


Der bekannte Führer der deutschen Demo- 
raten hat uns mit diesem Reisetagebuch ein 
Verk geschenkt, für das ihm das deutsche 
'olk aufrichtig dankbar sein sollte. In Form 
se aneinandergereihter Skizzen gibt Koch- 
Veser seine in Rußland gesammelten Ein- 
rücke wieder, scharf kritisierend, wo es ihm 
ngebracht erscheint, objektiv anerkennend über- 
ji da, wo er gangbare neue Wege zu erkennen 
laubt. Der erste Teil bringt unter dem Titel 
Land und Leute“ feingeschliffene Aufsätze über 
ie russische Bürokratie, Polizei und Justiz, Be- 
andlung der Nationalitäten, über den kommu- 
istischen Nachwuchs, Schule und Kirche, Kunst 
nd Literatur usw. Im zweiten Teil setzt sich 
er Verfasser gründlich und systematisch mit 
er kommunistischen Wirtschaft auseinander. 
arauf folgt ein Abschnitt über den russischen 
auern, und eine Skizze der kommunistischen 


olitik bildet den Abschluß. 
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Das Ganze ist so überreich an feinen Be- 
obachtungen und trefflichen Bemerkungen, daß 
man ihm mit einer kurzen Besprechung in 
keiner Weise gerecht werden kann. Den Lesern 
unserer Zeitschrift können wir dieses prächtige 
Buch nicht genug empfehlen. Wer Rußland mit 
allen seinen Problemen erleben will, wie es ist 
und wie es sich in der Seele des Westeuropäers 
widerspiegelt, der greife zu Koch-Wesers Reise- 
handbuch. Er wird es mit Spannung von der 
ersten bis zur letzten Seite verfolgen und es 
voll Dank für die Überfülle von Belehrung aus 
der Hand legen. 


Helmut Lambert: Die Entwicklung der 
Nationalisierung von Industrieunter- 
nehmen in Sovjet-Rußland. Osteuropa- 
Institut in Breslau. Quellen und Studien. Ab- 
teilung Recht, Neue Folge, 6. Band, 119 Seiten. 
Verlag Hermann Sack, Berlin 1928. 

Die Untersuchung gründet sich auf eingehen- 
den Studien, gründlicher Kenntnis und kritischer 
Sichtung der Verfügungen der Sowjetregierung 
betr. die Nationalisierung von Industrieunter- 
nehmungen. Teil I behandelt in gedrängter 
Kürze den geschichtlichen Werdegang der 
Nationalisierung, Teil II ausführlich die Rechts- 
natur und Rechtswirkung. 


A. Jugow: Die Volkswirtschaft der 
Sowjetunion und ihre Probleme. Aus 
dem Manuskript ins Deutsche übertragen von 
A. Gurland. 371 Seiten. Verlag Kaden & Comp., 
Dresden 1929. 


Der Verfasser versucht, zwei Aufgaben unter 
Darbietung eines umfangreichen statistischen 
Belegmaterials zu lösen: 

ı. objektiv über die allmähliche Ausgestaltung 
der sowjetrussischen Volkswirtschaft und ihren 
gegenwärtigen Stand zu berichten; 

2. eine Analyse der Grundprobleme, der Ent- 
wicklungstendenzen und Zukunftsaussichten der 
Sowjetwirtschaft zu bieten. 

Jugow ist Sozialist und dürfte den Mensche- 
wiki nahestehen. Sein Parteistandpunkt kommt 
wohl in den grundsätzlichen Bemerkungen auf 
$. 99/100 zum Ausdruck, spielt sonst aber bei 
der Beurteilung der Sowjetwirtschaft kaum eine 
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entscheidende Rolle. Die gründliche und von 
außerordentlichem Fleiß zeugende Studie be- 
handelt die gesamte Problematik der Sowjet- 
wirtschaft so eingehend, daß eine Skizzierung 
“ des Inhaltes großen Schwierigkeiten begegnet. 
Wir müssen uns zu unserem Bedauern darauf 
beschränken, die einzelnen Hauptpunkte zu 


nennen: 
ı. Die russische Wirtschaft zu Beginn- des 
Weltkrieges. 
2. Die Volkswirtschaft während du Welt- 
krieges. 


3. Die Wirtschaftspolitik in der Periode des 
„Kriegskommunismus“ 1918/20. 

4. Der gegenwärtige Stand der russischen 
Industrie. 

5. Die Industrialisierung und das Problem 
der Kapitalbildung. 

6. Das Problem der Verwaltung und der Or- 
ganisation der Staatsindustrie. 

7. Die Verstaatlichung der Industrie. 

8. Die Lage der russischen Landwirtschaft, 

9: Die Landwirtschaft und der Markt. 

10. Die Entwicklungswege der Landwirtschaft. 

ıı. Die innere Warenzirkulation. 

12. Außenhandel, 
sionen. 


Handelsverträge, Konzes- 


13. Geldumlauf und Staatsfinanzen. 

14. Wohnungsproblem und Wohnungspolitik. 
15. Die Arbeit. 

16. Planwirtschaft und staatliche Regulierung. 
17. Zum Sozialismus oder zum Kapitalismüs? 
ı8. Wirtschaftliche Bilanz. 

Jugow gelangt auf Grund seiner Unter- 
suchungen zu einer recht pessimistischen Pro- 
gnose. „Sobringt das tagtägliche Leben mitseinen 
gewohnten Wirtschaftskrisen, mit den immer 
von neuem zutage tretenden Äußerungen der 
Willkürherrschaft und des Regimes der Ent- 
rechtung die Wirtschaft des Landes zu einem 
immer dichteren Zusammenprallen mit der 
Politik. Unter dem Regime der Sowjetdiktatur 
erweist sich als unmöglich die normale: Ent- 
wicklung sowohl der Industrie als auch der 
Landwirtschaft... Die Sackgasse, in die die 
Volkswirtschaft der U.d.$.$8.R. durch die 
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Sowjetpolitik gebracht worden ist, ist die Sack. 
gasse des Utopismus. In dem Umstand, daß i 
einem rückständigen, wirtschaftlich vureif | 
Lande die allumfassende Verstaatlichung der ; 
Produktionsmittel, noch dazu in einer bar- 
barischen Weise durchgeführt, nicht gelungen 
ist, wird man nur eine neuerliche Bestätigung | 
für die Richtigkeit der wichtigsten Sätze des 


Marxismus erblicken dürfen... Der Ausweg. 
aus der wirtschaftlichen Sackgasse ist nur dann 
gegeben, wenn — unter dem Druck der | 
wachsenden Unzufriedenheit der Massen — das 
üherholte Regime der Diktatur liquidiert, dal 
politische System demokratisiert und die heutige 
utopische Wirtschaftspolitik radikal “geändeeil | 


wird.“ 


Fritz Jaeger: Afrika. Dritte, gänzlich neu 
bearbeitete Auflage des Bandes „Afrika“ der 
Sieversschen „Allgemeinen Länderkunde“. xu | 
und 446 Seiten mit 40 Abbildungen, Karten, 
Profilen und Diagrammen im Text, 5 Karten- 
beilagen, 24 Tafeln in Atzung und 3 Tafeln 
in Farbendruck. Verlag Bibliographisches In- 
stitut A.-G., Leipzig 1928. 


Auch hier handelt es sich um eine völlige 
Neuschöpfung, denn seit dem Erscheinen der 
zweiten Auflage dieses Werkes sind nicht we- 
niger als 25 Jahre verflossen. Der Verfasser hat 
ausgedehnte Reisen in Deutsch-Ostafrika und 
Westafrika unternommen, so daß er immerhin 
erhebliche Teile des „schwarzen Erdteils“ aus 
eigener Anschauung kennt. Wo ihm diese nicht 
zur Verfügung stand, hat er auf Grund flei- 
Biger Literaturstudien ein Bild der Landschaf- 
ten zu entwerfen versucht. 

Um einen Begriff von dem reichen Inhalt des 
Werkes zu bieten, sei wiederum die Disposition 
mitgeteilt: 

1. Entdeckungs- und Erforschungsgeschichte 
(S. 1— 16). 

. Der Erdteil Afrika (S. 17—80). 

. Das Atlasgebiet (S. 81—1ır). 

Die Sahara ($. 112— 146). 

Der Sudan (S. 147—183). 

. Die Länder der Nordguineaküste (S. 184 

bis 206). 

7. Kamerun und Kongoland ($. 207—240). 


no nm mw» 


% Abessinien und Somalland: (S. 241-266). 
9. Ostafrika ($. 267-318). 
10. Die Lundaschwelle mit dem Küstenland 
- von Angola ($. 319-341). 
11. Südafrika (S. 342—383). 
12. Die Inseln ($. 384-406). 
‚13. Rückblick und Ausblick ($. 407—413). 
Ein statistischer Anhang ($. 416-435), eine 
Literaturübersicht ($. 426-434) und ein Re- 
gister (S. 435—446) sind auch hier beigegeben. 
Von dem Bande „Afrika“ gilt im wesentlichen 
das gleiche wie von dem oben angezeigten 
Bande „Europa“. Die schematische Gebunden- 
heit tritt hier allerdings noch stärker hervor, 
so daß sich Jaegers Buch mehr zum Nach- 
schlagen denn zum plastischen Erfassen der 
Wesensart der verschiedenen Großräume Afri- 
kas eignet. Als Grundlage und Materialsamm- 
lung verdient diese Monographie Afrikas wegen 
ihrer wissenschaftlichen Gediegenheit jedoch in 
jeder Weise Anerkennung. Wir haben z. B. 
in deutscher Sprache keine Länderkunde von 
Afrika, die sich mit der von Jaeger gebotenen 
messen könnte. 


Walter Hagemann: Gestaltwandel Afri- 
kas. 262 Seiten mit 24 Abbildungen. Verlag 
der Germania A.-G., Berlin: 1928. 


Ein ungemein reizvolles Buch, das, anspruchs- 
os und inhaltsreich zugleich, dem geopolitisch 
interessierten Leser mannigfache Aufschlüsse 
bietet. Hagemann hat eine Rundreise um Afrika 
anternommen und vermittelt in Gestalt ent- 
sprechender Reiseskizzen interessante Beobach- 
tungen über das Erwachen der Afrikaner, über 
lie wirtschaftliche und politische Entwicklung 
von Afrika, über die Kolonisationsmethoden bei 
Engländern, Franzosen, Italienern und Bel- 
yiern usw. Es gibt wohl keine aktuelle Frage 
u dem Problem „Afrika“, die nicht an dieser 
der jener Stelle des Buches gestreift würde. 
Dem Verfasser wäre dringend zu wünschen, daß 
»r durch Bereisung der Binnengebiete sein Ur- 
'eil erweitern und vertiefen könnte. Seine gegen- 
wärtig gewonnene Meinung faßt Hagemann 
olgendermaßen zusammen: „Der schwarze Erd- 
eil ist durch die europäische Durchdringung 
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von Grund auf umgestellt worden. Die Ein- 
führung der Geldwirtschaft und. der : europäi- 
schen Verwaltungs- und Gerichtsformen hat das 
eingeborene Stammesleben gelockert, der Ab- 


transport schwarzer Arbeiterheere auf die Minen 


nnd Pflanzungen hat den alten Familienverband 
vielfach endgültig aufgelöst. Ein schwarzes 
Proletariat ist im Entstehen, das in der Enge 
der Compounds und der Lokationen die Soli- 
darität der schwarzen Rasse lernt. Eine sich 
schnell vermehrende einheimische Intelligenz 
schmiedet im Verein mit amerikanischen schwar- 
zen Propagandisten die geistigen Waffen gegen 
das Europäertum, und schon sind die ersten 
Selbstverwaltungskörper und gewerkschaftlichen 
Organisationen in Süd- und Westafrika ent- 
standen .. .* 


Wesen undZiel derdeutschenKolonial- 
bewegung. Verkündigung eines allgemeinen 
deutschen Kolonialprogramms der kolonialen 
Reichsarbeitsgemeinschaft am 22. Juni 1928 
in Köln a. Rh. Flugschrift der kolonialen 
Reichsarbeitsgemeinschaft Berlin. 24 Seiten. 
Die kleine Flugschrift enthält neben dem 

Wortlaut der Ansprachen von Seitz und Zache 

den Text des Kolonialprogramms der kolonialen 

Reichsarbeitsgemeinschaft (S. 15—18). Man be- 

gründet die Notwendigkeit einer aktiven deut- 

schen Kolonialarbeit mit der gänzlichen Halt- 
losigkeit des Artikels 119 des Versailler Friedens 
betr. Deutschlands kolonialer Unfähigkeit und 

Unwürdigkeit, mit wirtschaftlichen Notwendig- 

keiten und mit dem Wunsche, Spannungen zu 

vermeiden, den Weltfrieden zu wahren und die 

Gemeinschaftsarbeit der Völker zu fördern. 
Ihre Zustimmung zu diesem Manifest sprechen 

aus der Syndikus der Industrie- und Handels- 

kammer Köln, der Rektor der Universität Köln, 
der Verband deutscher Akademiker (Vorort 

Elberfeld-Barmen), die christlichen Gewerk- 

schaften. 

Ludwig Scholz: Deutsche Kolonial- 


gegner.,3o Seiten. Verlag A. Dressel, Dres- 
den 1928. 


Scholz eifert gegen die Kolonialgegner und 
die Mutlosen, die die Forderung nach Rück- 
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erstattung unseres kolonialen Überseebesitzes 
für zwecklos, weil aussichtslos, ansehen. Er zeiht 
auch die Reichsregierung der Schwäche und 
Indifferenz und wirft den Leitern der deutschen 
Außenpolitik vor, „daß sie weder für die ent- 
wurzelten Kolonial- und Auslanddeutschen noch 
für die wertvollen, uns genommenen Kolonial- 
länder Herz und Verständnis gezeigt haben, im 
Gegenteil durch ihr gleichgültiges Verhalten 
kolonialen Belangen gegenüber wichtige Inter- 
essen des deutschen Volkes vernachlässigt 
haben“. 

Hans Blöcker: Deutsch-Ostafrika einst 


und jetzt. Eine weltwirtschaftliche Mono- 
graphie. Koloniale Volksschriften, Heft VII. 


K. HAUSHOFER: 


LITERATURBERICHT 


HEFT 5 


gı Seiten. Sagen. Sachers u. Kuschel, 
Berlin 1928. z 
Die Schrift bietet eine gedrängte Übersicht 
der wirtschaftlichen Verhältnisse Deutsch-Ost- 
afrıkas für die Zeit vor und nach dem Welt- 
krieg. Der Hauptwert liegt in den statistischen | 
Angaben, die in gleicher Vollständigkeit nicht 
leicht zu beschaffen sind. Die textliche Dar- 
stellung ist nicht auf sonderlicher Höhe, aber 
schließlich kam es dem Verfasser darauf nicht 
entscheidend an. Daß im Literaturverzeichnis 
die Schriften fast sämtlicher Kolonialgeographen 
fehlen, überrascht einigermaßen; daß auch die 
„Mitteilungen aus den deutschen Schutzgebieten“ 
nicht genannt werden, wirkt befremdend. 


Ze 


Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


Die politisch-geographische Bibel der angel- 
sächsischen Welt (soweit diese auf die weit- 
verbreitete Stimme der American Geographical 
Society hört) erschien in vierter Ausgabe, mit 
257 Karten neu und wesentlich umgearbeitet: 
Isaiah Bowman: „The New World. Problems 
in political geography.“ IV. Ausgabe, 257 Kar- 
1929, George 


G. Harrap &Co; sie hat auch in einem nur 


ten, London -Calcutta-Sidney, 


dem indo-pazifischen Raum geweihten Literatur- 
bericht das Recht auf die erste Stelle. Diesem 
Raum gelten großenteils die Kapitel: I. Leit- 
probleme; II. Britische Reichsprobleme und 
IV. Frankreichs politische und koloniale Ziele, 
dazwischen klug eingebettet III. Die mohamme- 
danische Welt, ein Teil von V. (Holland!) und 
dann erst wieder XXIV. (Sowjets) und völlig 
XXIX. bis XXXII. Die Zukunft Persiens; Inner- 
asien und seine Nomadenfragen ; Der Ferne Osten ; 
Das pazifische Reich (realm) — wessen ?—, Austra- 
lien und Neu-Seeland, und endlich XXXV: Die 
Lage der Ver. Staaten. Das letzte gehört nur 
zur Hälfte dem indo-pazifischen Fragenkreis und 
Kraftfeld, das sogar künstlich manchmal in den 
Hintergrund geschoben und der Einheitswucht 


seiner Probleme entkleidet scheint. Aber schon 
in diesem Umfang ist es wesentlich, in einer 
einheitlichen Zusammenfassung die Einstellung 
der stärksten und scheinbar nur kultur- und 
wirtschaftspolitisch aggressivsten Macht der Erde 
vor Augen zu haben! Darüber ist kein Zweifel: 
so, wie Bowman, sieht der U. S. Amerikaner, 
der überhaupt geopolitisch denkt, die Welt, und 
im besonderen ihren indo-pazifischen Teil! Was 
in diesem Buch an Schrifttum verzeichnet steht, 
hat er zum Teil gelesen, oder läßt er doch 
gelten; was nicht darin steht, gehört auch für 
ihn mit zu dem, was Briand spöttisch als „Block 
der Unzufriedenen“ abtut. Furchtbar ist, daß 
der U.$. Amerikaner auch die Problematik des 
im wesentlichen durch ihn zerschlagenen und 
ruinierten Mitteleuropa so sieht, zwar maßvoller 
und gerechter als in früheren Ausgaben, aber 
immer noch etwa mit dem Gefühl des aus- 
erwählten Volkes gegenüber den Heiden, die 
ihm sein getreuer Gott vor die Füße warf. Eine 
solche Einstellung muß natürlich auch gegen- 
über dem Hauptproblem der Monsunländer — 
ihrem Wiederaufstieg zur Selbstbestimmung — 
zu einem Sehen mit britischen und französischen 


I ung ER ee Pro- 
aus seinem | asiatischen Zusammenhang, die 
ee Welt des Islam zwischen ihre 
ten Obrigkeiten, das britische und 
ische Reich, läßt das erkennen. Aber im 
elnen sind, wie z. B. die indischen Karten 
bis 27 beweisen, viele Teilfragen mit dem 
zen umfassenden Stoffzustrom der neueren 
terikanischen Forschung und ihren fast un- 
srenzten Mitteln in redlichem Streben nach 
opolitischer Objektivität herausgearbeitet, wie 
‚auch bei dem trostlosen Überblick der „Pro- 
leme des deutschen Volks“ und in „Ungarns 
Patsche« (the plight of Hungary). Wo das ge- 
neinsame, gleiche Unrecht gegen Andere briti- 
Ehe und amerikanische Interessen verbindet, wie 
m Vergleichsfall Ägypten-Philippinen ($. 107), 
wird das kühl und nüchtern festgestellt, auch 
sei der Besprechung der vertragsmäßigen Spott- 
zebilde des 
rürtels. 

"Das Verhältnis des U. S. Amerikaners zur Welt 
les Isläm wird durch das Fehlen verbindender 
Brücken in wesentlichen Lebensauffassungen er- 
chwert; man blickt, wie im Kapitel IV, viel- 
ach durch geschickt vorgehaltene französische 
Brillen, wie in Persien, Afghanistan und Inner- 
ısien durch britische, — trotz Shuster —; aber 
wer mit ihrem überall fühlbaren Einfluß zu 
ırbeiten hat, muß sich eben einfach bei jedem 
Versuch praktischer geopolitischer Nutzanwen- 
lung mit dieser gegebenen Auffassung der 
tärksten Wirtschaftsmacht der Erde abfinden. 
Auch, was er tun kann, um sie zu ändern 
ınd Schaden vorzubeugen, wird ihm dadurch 


= 


indisch-mediterranen Zwischen- 


ım ehesten klar. 

Darum ist es außerordentlich dankenswert, 
wenn U. $. Amerika diese Weltanschauung, ihr 
Weltbild — auch von seinen Antipoden — 
wenigstens in einem handlichen Band zusam- 
nenfügt, aus dem der Nicht-U.-S.-Amerikaner 
rkennen kann, wie die Herren des Geldmarkts 
hr Erntefeld sehen. Dieser Zweck wird mit 
reiner anderen Veröffentlichung so vollendet 


seine a Sachlichkeit der 


phischen Auffassung imponierend. Sie setzt die 


Linie von Mahan und Brooks-Adams würdig RR 


fort, so etwa auf $. 730, wo dem amerikani- 
schen Volk Vorzüge und Schwächen der Philip- 
pinenverantwortung klassisch, kurz und monu- 
mental dargetan werden. Oder es tritt zutage 
in der Prüfung der Zukunftsaussichten der 
sechs Hauptbevölkerungsgruppen der Erde 

(Skizze 245). Auch der Aufriß der Weltölpoli- 

tik auf 4 Seiten und einer Skizze hat großen 

Zug, wie so vieles in der herben, aber unent- 

behrlichen Bibel amerikanischer Geopolitik. Als 

solche werten wir Bowmans Werk! 
Nächstdem müssen zwei Handbücher von größ- 
tem Wert noch einmal näher besprochen wer- 
den, die für den letzten Literaturbericht eben 
nur noch vor Abschluß rühmend erwähnt 
werden konnten: die Handbücher des Weltver- 

kehrs Bd. I und II: 

Oskar Scholz und Dr. Karl Vogt: „Japan.“ 
Berlin 1928. Karl Heymann, II. Aufl., 415 in- 
haltreiche Seiten und 

Oskar Scholz und Dr. Werner Vogel: 
Ebenda. 370 S. 

Es ist, namentlich bei dem in zweiter Auflage 
durchgearbeiteten, schon als Hilfsmittel ersten 

Ranges für politische und wirtschaftliche Ar- 


„China.“ 


beit in Japan bewährten Japanführer, gerade- 
zu ein Vergnügen, den Verfassern zu folgen, 
wenn sie in knappster Form, mit feinstem Ver- 
ständnis für die geopolitische Eigenart des 
Inselreichs, neben den Forderungen des Alltags 
so subtile Fragen wie die des Eherechts und 
Erbrechts, des besonders verzwickten Grund- 
besitzes, das heikle Problem Korea und Kwang- 
tung, das Reisen, die Schiffahrt, die Südsee, 
die Zölle mit klassischer Kürze, ohne Anstoß 
und dennoch völlig aufrichtig und ausreichend 
behandeln. Ein bißchen mehr Wirtschaftsgeo- 
graphie, eine gute Verkehrskarte des japani- 
schen Reichs sind vielleicht nicht unberechtigte 
Wünsche, wenn sie auch jedem Fremden beim 
Eintritt ohnehin in die Hand gedrückt werden. 


Aber sonst besitzt der Mitteleuropäer aın 


währten Führer hr ; dem 8 
erspart das Buch unzählige, 


zum Überdruß wiederholte Fragen, aus deren 
Praxis ja wohl sein erster Entwurf entstan- 


den BEER & Rei 4 
Natürlich ist es unmöglich, für den mehr als 
 ı6mal größeren chinesischen Volks- und 
Kulturboden in seinem augenblicklichen Über- 
gangszustand ein Seitenstück zu dem Japan- 
führer zu schaffen. Allein die maßvolle und 
vorbildlich von gesundem Menschenverstand 
diktierte Auseinandersetzung mit der Schreib- 
weise chinesischer Namen, mit der Transkrip- 
tionsschwierigkeit würde das genügend be- 
weisen! Aber was irgend zu erwarten ist, wird 
auf dem knappen Raum geleistet, der ja nur 
ein Viertel des Raumes des China Yearbooks 
einnimmt, einen verschwindenden Teil seines 
Preises kostet und dem Chinafahrer in einem 
halben Tag die dafür aufgewandte Auslage 
hereinbringt. ü 
Wer sich eingehend: mit China praktisch 
oder studierend beschäftigen will, wird beim 
ersten Überblick neben dem ausgezeichneten 
deutschen Führer das China Yearbook ge- 
wiß nicht entbehren können, sich aber immer 
an der überlegenen Handlichkeit und Präzision 
‚des deutschen Buchs erfreuen und finden, daß 
seine Herausgabe kaum ein „Wagnis“, sondern 


Verantwortlich sind: Professor Dr. K, Haushofer, München O Kolb 
Scharnhorststraße ı4 / Professor Dr. Maull, Frankfart/Main. u Re ee 


Verlag: Kurt Vowinckel Verlag, Berlin- Grunewald, Hohenzollerndamm 8 D k: S 
in Leipzig / Alfa-Papier von E. A. Geese, Berlin SW os BE ee 


Gegenstände auf, so der „An 
5 Seiten, der „Arbeiter“, des „Ausländerr 
Begriffes, der „Bevölkerung“. Über die „A 
wanderung“ und ihre schwer erfaßbaren ı 
vertretbaren Zahlen ließe sich rechten. | 
das-ist ja ein Reiz des Buches, daß man 
all durchspürt, daß die Probleme erst in zeh 
fachem Umfang durchdacht sind, ehe das 
gebnis in knapper Form niedergelegt 
Eisenbahnen, Extraterritorialität, - Häfen, 
ratur, Mandschurei und Mongolei, Ostchin 
sische Bahn, Opium, Post, Schiffahrt, Sinkian 
Staatsverträge, Steuern, Währung und Zoll siı 
einige von den Schlagworten, die auf weni 
Seiten Lebensarbeit zusammendrängen. Gerad 
wer von vielen klugen und törichten Frag 
über Ostasien selbst ein Lied zu singen weiß, 
der segnet diese beiden Bücher, die man sol- 
chen Fragern schweigend zur durchaus 
nügenden Beantwortung von neun Zehntel 
dieser Fragen in die Hand legen kann und — 
soll! j 2 


Fortsetzung in Heft 6. 
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} r. E,Obst, Hannover, | 
Franz Rückerstraße 23 / A. Ball, Berlin W 9, Kuba 25 


DER 23. DEUTSCHE GEOGRAPHENTAG- 
findet in der Pfingstwoche IN MAGDEBURG siatt. Nach einer Reihe von ge- ” 
| schäftlichen Sitzungen am Montag, dem 20. Mai, beginnen am Dienstag, dem 21. Mai, die öffentli 
ie. Vorträge: me 


j den 21. Mai re De arte und Länderkunde). E. Trinkler, DEDBRERREN 
Ergebnis seiner Zentral-Asien-Expedition 1927/28. — Georg Wegener, Die Pläne zur Er- 
ung der Arktis mit dem Luftschift »Graf Zeppelin« 1930. — R. Arsteiwatdei? Deutsch- 
russische Alai-Pamir-Expedition 1928. — A. Schultz, Morphologie und jungquartäre Klima- 
schwankungen der Sandwüste Karakum (Turkestan). — Fr. Termer, Forschungsreisen im nörd- 
lichen Mittelamerika, — F. Kühn, Sierra de Famotina (Zentral-Argentinien). — H. Knothe, 
Einfluß der Gewässer um Spitzbergen auf das Landschaftsbild der Inselgruppe. — H.lauten- 
sach, Eiszeitliche Ver. eng usw. in der Serra da Estrela Porlugall. — R Stickel, 
j Nürdvaser Spanien einschl. Altkastilien. — A.Burchard, Rhodopen. 


Mittwoch, den 22. Mai (Klimaschwankungen, Urlandschaft, Siedlungsgeographie). R. Grad- 

mann, Geographische Bedeutung der postglazialen Klimaschwankungen, — O,Schlüter, 

“ Siedlungsräume des deutschen Altertums und ihre Bedeutung für die Landeskunde. — F. Walter, 

Bodennvizung und Siedlungsraum. Neue Wege zur Abgrenzung vor- und frühgeschichtlicher 

Siediungsgebiete. — H.Dörries, Urlandschaft im atlantischen Nordwest-Europa. — R:Martiny, 

Moderne Siedlungsart Deutschlands seit Mitte 19. Jahrhunderts. — W. Peßler, Stand des 
deutschen Volkskundeatias, 


Vannbreigde den 23, Mai (Vormittag Schulgeographie).. E. Hinrichs, Geographie als 
„ Wissenschoft und als Unterrichtsfach der höheren Schule. — ©. Graf, 'Nalur und Kultor im 
geographischen Unterricht. — K.Burk, Zeichnen im Erdkundeunterricht. — K. Barmm, Dar- 
stellung wirtschaftlicher Verhältnisse auf Atlas- und Wandkarten. [ {Nachmittag Mitteldeutschland). er 
Thormann, Mogdeburgs Entwickelung. — Zander, Mittellandkanal.—K. Brüning, Natürliche 
Grundlagen der Wirtschaft im Harz. } Im Anschluß an die Tagung finden 10 1-Stägige Exkursionen 
statt. und zwar: Umgebung von Mogdeburg {Fuhrer: van Werveke}; Tangermüunde—Jerichow— 
Schönhausen—Stendal (führer: Storbeck]; Flämingwanderung (führer: Brandt}; Halle, Saale-, 
Geisel-, Unstruttal (Führer: Schlüter); Unterharz und Kyflhäuser {Führer: Burchard); Ober- 
harz und Salzoitterer Höhenzug {Fführer: Brüning); Gesamtharz {führer: Schriel]; Harzvor- 
land Neulaldensieben—Blankenburg—Aschersieben-Halle jFührer: Wei ae Der. Bergbau. 
Gommern, Schönebeck, Staßfurt, Mansfeld (Führer: Röpke}; Städiefann Gluedlinburg-Halber- 
stadt—Goslar—Braunschweig IGesamtführung: Dörries), 


Anmeldungen zur Teilnahme am Geographentag an Herrn Studienrat Dr. Blume, Megdeburg, 
Adelheidring 17. Beitrag für Mitglieder 10 RM., für Teilnehmer &RM. Zahlung auf Post- 
scheckkonto des Bankhauses Friedrich Albert, Magdeburg 3385 für Konto Geographentag. 


Soebenerschien: 


BISMARCK 
UND DIE FRIEDENSUNTERHÄNDLER 1871 


Die deutsch-französischen Friedensverhandlungen 
zu Brüssel und Frankfurt März— Dezember 1871 


BEARBEITET VON Dr. HANSGOLDSCHMIDT 
Arehivar im Reichsarchiv, Potsdam 
Oktav. 19 Bogen. Geheftet M 12.—; gebunden etwa M 13.50 


In dieser Veröffentlichung sind zum erstenmal die im Reichsministerium des Inzern 

befindlichen Akten über die Friedensverhandlaungen mit Frankreich 1871 und die 

bisher großenteils nnausgeschöpften Akten des Auswärtigen Amtes über die Verhand- 

kungen zu Brüssel und Frankfurt verwertet. Aus den Weisufgen und Randbemerkungen 

Bismarcks gewinnt man ein geradezu klassisches Bild seiner überlegenen Verhandlungs- 
kunst und diplomatischen Geschicklichkeit. 


Wir liefern unter Bezugnahme auf diese Anzeige einen ausführlichen Prospekt kostenlos, 


WALTER DE GRUYTER &C0., BERLIN W 10, GENTHINER STR. 38 
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SOEBEN ERSCHIEN 


HEINRICH HEINES 


GEISTIGE GESTALT UND WELT 


VON Dr. KURT.STERNBERG., 


VI u. 346 Seiten Großoktav 
14Mark, Ganzleinen 183Mark 


Heine sagt selbst, daß an seiner Wiege die letzten 
Möndlichter des 18. und das erste Morgenrot des 
19. Jahrhunderts spielten. Die letzten Mondlichter 
des Rationalismus trafen ihn noch; aber auch 
die erste Morgenröte der Romantik ist schon über 
seinem Haupte aufgegangen. Sie haben sich in ihm 
nicht zu einer einheitlichen Sonne verschmolzen; 
das Bindeglied: zwischen Aufklärung und Romantik 
fehlt bei Heine, dar Klassizismus. f Auch in der 
Kultur. unserer Epoche setzt sich dieser Kampf 
zwischen aufklärerischem Rationalismus und my- 
stisch eingestellter Romantik fort. Die Heine eigene 
Gebrochenheit und Zerrissenheit, Disharmonie und 
Zerklüftungssind bei sämtlichen Dichtern derletzten 
Zeit'zu finden, bei Ibsen, bei Strindberg und 
bei Gerhart Hauptmann. Darum gerade ist 
Heines Werk auch in unseren Tagen noch so un- 
gemein lebendig und wirkt wie aus dem Heute 
geboren, weil seine ‚geistige Verfassung in der 
Geistesrichtung unserer Epoche wiederkehrt, / 
Heines geistige Verwandtschaft mitder Kultur unse- 
rer Tage und ihren Trägern, seine geistige Gestalt 
undWeltinihrerG@egenwartsnähe zeigt diesesBuch 
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